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A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 9. 7. 2019 — 203-11700-6 GMB —

Die Bundesregierung hat Herrn Dr. Thomas Pechacek am
4. 7. 2019 das Exequatur als Honorarkonsul der Republik
Gambia in Köln erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Länder Nordrhein-West-
falen, Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig Hol-
stein.

Die Kontaktdaten lauten wie folgt:

Gladbacher Straße 17—19
50672 Köln
Telefon und Telefax: 0221 8888873
E-Mail: info@gambia-consulate.de
Öffnungszeiten: dienstags und donnerstags von 10.00 bis
12.00 Uhr.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1156

B. Ministerium für Inneres und Sport

Aufhebung von Prüfungsordnungen

Bek. d. MI v. 16. 7. 2019
— Z 2.31-87117/2 —

Aufgrund des § 54 i. V. m. § 47 Abs. 1 und 2 und § 79 Abs. 4
BBiG vom 23. 3. 2005 (BGBl. I S. 931), zuletzt geändert durch
Artikel 14 des Gesetzes vom 17. 7. 2017 (BGBl. I S. 2581),
hebt das Niedersächsische Studieninstitut für kommunale
Verwaltung e. V. als zuständige Stelle nach § 73 Abs. 2 BBiG
auf den Beschluss des Berufsbildungsausschusses vom 28. 11.
2018

— die Prüfungsordnung für die Durchführung der Zwischen-
prüfung im Ausbildungsberuf „Fachangestellter für Büro-
kommunikation/Fachangestellte für Bürokommunikation“
— Bek. d. MI v. 29. 1. 1993 — 16.1.50021/2.9 — und

— die Prüfungsordnung für die Durchführung von Abschluss-
prüfungen im Ausbildungsberuf „Fachangestellter für Büro-
kommunikation/Fachangestellte für Bürokommunikation“
— Bek. d. MI v. 22. 2. 1994 — 16.1-50021/2.9 — auf.

Die Aufhebung wird am Tag nach der Bekanntgabe im Nie-
dersächsischen Ministerialblatt wirksam.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1156

C. Finanzministerium

Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren
an der Polizeiakademie Niedersachsen;

Festsetzung der Besoldungsdurchschnitte
für die Jahre 2019, 2020 und 2021

Bek. d. MF v. 25. 7. 2019 — VD4-03602/1§31(1) —

Bezug: Bek. v. 27. 1. 2017 (Nds. MBl. S. 159)

Gemäß § 31 Abs. 1 i. V. m. § 30 Abs. 2 Satz 3 NBesG vom
20. 12. 2016 (Nds. GVBl. S. 308), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2, 3 und 4 des Gesetzes vom 20. 6. 2019 (Nds. GVBl. S. 114,
186), wird der Besoldungsdurchschnitt für die Polizeiakademie
Niedersachsen für das Jahr 2019 auf 79 691 EUR, für das Jahr
2020 auf 82 236 EUR und für das Jahr 2021 auf 83 628 EUR
festgesetzt.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1156

Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren,
hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder

von Leitungsgremien an Hochschulen;
Festsetzung der Besoldungsdurchschnitte

für die Jahre 2019 bis 2021

Bek. d. MF v. 25. 7. 2019 — VD4-03602/1§30(2) —

Bezug: Bek. v. 27. 1. 2017 (Nds. MBl. S. 159)

Gemäß § 30 Abs. 2 Satz 3 NBesG vom 20. 12. 2016 (Nds.
GVBl. S. 308), zuletzt geändert durch Artikel 2, 3 und 4 des
Gesetzes vom 20. 6. 2019 (Nds. GVBl. S. 114, 186), werden die
Besoldungsdurchschnitte für die Jahre 2019 bis 2021 wie folgt
festgesetzt:

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1156

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) —

Beschlüsse des Beratungsforums
für Gebührenordnungsfragen

RdErl. d. MF v. 30. 7. 2019
— VD3-03540/01/005/01/Z/1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 4. 7. 2017 (Nds. MBl. S. 883)
— VORIS 20444 —

Die Anlage des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 8.
2019 wie folgt geändert:

Der Tabelle werden die Nummern 27 bis 33 der Anlage ange-
fügt.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1156

Fachhochschulen Universitäten und
gleichgestellte Hochschulen

2019 79 691 EUR 94 684 EUR

2020 82 236 EUR 97 708 EUR

2021 83 628 EUR 99 361 EUR
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Anlage

Nummer Beratungsgegenstand Beschluss

„27 Wurzelamputation Die Entfernung einer oder mehrerer Wurzeln eines mehrwurzeligen Zahnes 
(Wurzelamputation) unter Belassung der klinischen oder prothetischen Krone 
stellt eine selbstständige Leistung dar und wird gemäß § 6 Abs. 1 GOZ analog 
berechnet.
Aus grundsätzlichen Erwägungen empfiehlt die BZÄK keine konkrete Analog-
gebühr. Der PKV-Verband und die Beihilfeträger halten als Analoggebühr je 
nach Aufwand die GOZ-Nr. 3110, 3120 oder 3130 für angemessen.

28 Table Tops (Kauflächen-Veneers) Table Tops als langzeitprovisorische Maßnahme im indirekten Verfahren
(laborgefertigt) stellen eine selbstständige Leistung dar und werden gemäß § 6 
Abs. 1 GOZ analog berechnet.
Aus grundsätzlichen Erwägungen empfiehlt die BZÄK keine konkrete Analog-
gebühr. Der PKV-Verband und die Beihilfeträger halten als Analoggebühr die 
GOZ-Nr. 7080 für angemessen. Im Falle einer adhäsiven Befestigung ist die 
GOZ-Nr. 2197 zusätzlich berechnungsfähig.

29 Table Tops (Kauflächen-Veneers) Table Tops als definitive Maßnahme sind als Oberbegriff für die Versorgung
von verlorengegangenen Funktionsflächen als Folge einer Fehlfunktion der
Okklusion und Artikulation zu verstehen. Entsprechend des Defektes unter-
scheiden sich die Table Tops in ihrer Ausdehnung voneinander. Dementspre-
chend richtet sich die analoge Berechnung einer Gebühr nach der konkreten 
Ausdehnung der verlorengegangenen Funktionsflächen. Vor der Versorgung
mit Table Tops müssen alle notwendigen Schritte einer Funktionsdiagnostik/
Funktionstherapie durchgeführt worden sein (z. B. Schienentherapie).

30 Teleskopbrücke Im Falle einer sattelfreien, rein parodontal abgestützten teleskopierenden
Brücke — im Gegensatz zu einer Teleskopprothese — ist die GOZ-Nr. 5210 
nicht zusätzlich zu den GOZ-Nrn. 5040 und 5070 berechnungsfähig.

31 Wiederherstellung/Wieder-
befestigung einer definitiven
Krone zum temporären Verbleib

Das Umarbeiten einer definitiven Krone oder Brücke zu einem Provisorium
oder Wiederbefestigung der definitiven Krone oder Brücke zum provisorischen 
Verbleib sind in der GOZ nicht beschrieben. Die Leistung wird gemäß § 6 Abs. 1 
GOZ analog berechnet.
Aus grundsätzlichen Erwägungen empfiehlt die BZÄK keine konkrete Analog-
gebühr. Der PKV-Verband und die Beihilfeträger halten als Analoggebühr je 
nach Aufwand die GOZ-Nr. 2260, 2270 oder 5120 je Zahn bzw. Brückenpfeiler 
für angemessen. Das Wiedereingliedern dieses Provisoriums, ggf. auch mehr-
mals, einschließlich Entfernung, ist mit der Berechnung der Analoggebühr
abgegolten.

32 NICO (Behandlung einer
chronischen Kieferostitis
als Störfeld)

Bei der Behandlung der sogenannten NICO (Neuralgia Inducing Cavitational 
Osteonecrosis), der fettig-degenerativen Osteolyse/Osteonekrose im Kiefer-
knochen oder ähnlichen Diagnosen, handelt es sich um medizinisch nicht not-
wendige Maßnahmen, da die Wirksamkeit durch wissenschaftlich medizinisch 
fundierte Studienuntersuchungen nicht belegt ist. Darüber hinaus ist das
vermeintliche Krankheitsbild der NICO weder nach ICD10 Schlüssel noch in 
den Verzeichnissen der WHO als Erkrankung gelistet. Es besteht daher keine 
medizinische Notwendigkeit für die Durchführung der Diagnostik und der
Behandlungen dieser Erkrankung, wie z. B. Cavitat-Diagnostik, OroTox-Tests 
sowie die Entfernung eines chronischen NICO-Störfeldes. Vor diesem Hinter-
grund kommt nur eine Berechnung gemäß § 2 Abs. 3 GOZ nach umfassender 
und qualifizierter Aufklärung in Betracht.

33 Elektronische Funktionsdiagnostik 
durch Zahntechniklabore

Nach § 1 des Zahnheilkundegesetzes (ZHG) ist die Ausübung der Zahnheil-
kunde approbierten Zahnärztinnen und Zahnärzten vorbehalten. Nach § 1
Abs. 3 ZHG ist Ausübung der Zahnheilkunde die „berufsmäßige, auf zahnärzt-
lich-wissenschaftliche Erkenntnisse gegründete Feststellung und Behandlung 
von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten. Als Krankheit ist jede von der Norm 
abweichende Erscheinung im Bereich der Zähne, des Mundes und der Kiefer
anzusehen, einschließlich der Anomalien der Zahnstellung und des Fehlens 
von Zähnen.“ Die „Feststellung und Behandlung von Zahn-, Mund- und Kiefer-
krankheiten“ (§ 1 Abs. 3 ZHG), also Diagnose und Therapie einschließlich
der Versorgung mit Zahnersatz sind den Zahnärztinnen und den Zahnärzten
übertragen und diesen vorbehalten. Eine Übertragung zahnärztlicher Leistun-
gen (insbesondere intraorales Scannen, das Eingliedern von Zahnersatz oder
intraorale manipulative Tätigkeiten an der zu behandelnden Person oder an 
Zahntechnik u. Ä.) an Zahntechnikerinnen und Zahntechniker ist ein Verstoß 
gegen die Bestimmungen des Zahnheilkundegesetzes und nicht zulässig.“
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Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Früherkennungsuntersuchungen

RdErl. d. MF v. 30. 7. 2019 — VD3-03540/03 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 2. 1. 2012 (Nds. MBl. S. 50), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 10. 4. 2019 (Nds. MBl. S. 756)
— VORIS 20444 —

Die Nummer 5 des Bezugserlasses erhält mit Wirkung vom
1. 8. 2019 folgende Fassung:

„5. Früherkennungsuntersuchungen auf Zahn-, Mund- und Kiefer-
krankheiten bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebens-
jahres (zahnärztliche Früherkennung)

Aufwendungen für zahnärztliche Früherkennungsuntersu-
chungen zur Erkennung von Zahn-, Mund- und Kieferkrank-
heiten sowie zur Vermeidung von (frühkindlicher) Karies und
Gingivitis bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebens-
jahres sind nach Maßgabe der Nummern 5.1 und 5.2 beihilfe-
fähig.

5.1 Früherkennungsuntersuchungen bei Kleinkindern vom
sechsten bis zum vollendeten 33. Lebensmonat

Vom sechsten und bis zum vollendeten 33. Lebensmonat
sind Aufwendungen für drei zahnärztliche Früherkennungs-
untersuchungen beihilfefähig. Beihilfefähig sind die Aufwen-
dungen für jeweils eine Früherkennungsuntersuchung im Alter

— vom sechsten bis zum vollendeten neunten Lebensmonat,

— vom zehnten bis zum vollendeten 20. Lebensmonat und

— vom 21. bis zum vollendeten 33. Lebensmonat.

Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig, wenn die Früh-
erkennungsuntersuchungen in einem Abstand von mindes-
tens vier Monaten durchgeführt werden. Beihilfefähig sind
Aufwendungen für

— die Inspektion der Mundhöhle,

— die Aufklärung der Betreuungspersonen über die Ursache
(Ätiologie) oraler Erkrankungen,

— die Ernährungs- und Mundhygieneberatung der Betreuungs-
personen mit dem Ziel der Keimzahlsenkung durch ver-
ringerten Konsum zuckerhaltiger Speisen und Getränke
auch mittels Nuckelflasche und der verbesserten Mund-
hygiene und die praktische Anleitung der Betreuungsper-
sonen zur Mundhygiene beim Kind,

— die Erhebung der Anamnese zu Fluoridierungsmaßnahmen
sowie -empfehlungen, zum Ernährungsverhalten (insbe-
sondere zum Nuckelflaschengebrauch) sowie zum Zahn-
pflegeverhalten durch die Betreuungspersonen,

— die Empfehlung geeigneter Fluoridierungsmittel (fluorid-
haltige Zahnpaste, fluoridiertes Speisesalz u. Ä.).

Ergänzend zu den Aufwendungen für die vorgenannten
Maßnahmen sind die Aufwendungen für zwei lokale Behand-
lungen mit Fluoridlack zur Zahnschmelzhärtung je Kalender-
halbjahr beihilfefähig.

5.2 Früherkennungsuntersuchungen bei Kindern ab dem
34. Lebensmonat bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres

Ab dem 34. Lebensmonat bis zur Vollendung des sechsten
Lebensjahres sind in einem Abstand von zwölf Monaten Auf-
wendungen für drei zahnärztliche Kinder-Früherkennungs-
untersuchungen beihilfefähig.

Beihilfefähig sind Aufwendungen für

— die Inspektion der Mundhöhle,

— die Einschätzung des Kariesrisikos des Kindes,

— die Ernährungs- und Mundhygieneberatung der Betreu-
ungspersonen mit dem Ziel der Keimzahlsenkung beim
Kind durch verringerten Konsum zuckerhaltiger Speisen
und Getränke sowie verbesserter Mundhygiene,

— die Empfehlung geeigneter Fluoridierungsmittel zur Schmelz-
härtung (fluoridiertes Speisesalz, Zahnpasta u. Ä.) und

— die Abgabe oder Verordnung von Fluoridtabletten.

Ergänzend zu den Aufwendungen für die vorgenannten
Maßnahmen sind bei Kindern mit hohem Kariesrisiko die Auf-
wendungen für zwei lokale Behandlungen mit Fluoridlack
zur Kariesvorbeugung je Kalenderhalbjahr beihilfefähig. Ein
hohes Kariesrisiko wird durch die folgenden Werte für kariöse,
wegen Karies entfernte und gefüllte Zähne angezeigt bei einem
Alter bis

drei Jahre: dmf-t w 0,
vier Jahre: dmf-t w 2,
fünf Jahre: dmf-t w 4,
sechs Jahre: dmf-t w 5.“

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1158

F. Kultusministerium

Aufhebung von Verwaltungsvorschriften

RdErl. d. MK v. 22. 7. 2019 — 15-02125 —

Folgende Verwaltungsvorschrift wird mit Wirkung vom 1. 8.
2019 aufgehoben:

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1158

Verbot des Mitbringens von Waffen, Munition
und vergleichbaren Gegenständen
sowie von Chemikalien in Schulen

RdErl. d. MK v. 26. 7. 2019 — 36.3-81 704/03 —

— VORIS 22410 —

Bezug: RdErl. v. 6. 8. 2014 (Nds. MBl. S. 543, SVBl. S. 458)
— VORIS 22410 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 9. 2019 wie folgt
geändert:

In Nummer 9 wird das Datum „31. 12. 2019“ durch das Datum
„31. 12. 2021“ ersetzt.

An
die Niedersächsische Landesschulbehörde
das Niedersächsische Landesinstitut für schulische Qualitätsentwick-
lung
die Studienseminare
die Landesbildungszentren für Hörgeschädigte
das Landesbildungszentrum für Blinde
die öffentlichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1158

Bek. v. 19. 1. 1999
(Nds. MBl. S. 143),
geändert durch
Bek. v. 26. 3. 2002
(Nds. MBl. S. 296)
— VORIS 22420 00 00 00 039 —

Regelung der Entschädi-
gung der Mitglieder im
Berufsbildungsausschuss 
und in den Prüfungsaus-
schüssen im Ausbildungs-
beruf der Schwimm-
meistergehilfin und des 
Schwimmmeistergehilfen 
sowie der und des Fach-
angestellten für Bäder-
betriebe nach den §§ 36
bis 38, 42, 46, 47 und 56 
des Berufsbildungsgesetzes



Nds. MBl. Nr. 31/2019

1159

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Verbesserung der IT-Infrastruktur

und der IT-Ausstattung in Schulen

RdErl. d. MK v. 8. 8. 2019 — 54-80009-01-1.1 —

— VORIS 22410 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der
Verwaltungsvereinbarung des Bundes und der Länder Digital-
Pakt Schule 2019—2024 vom 16. 5. 2019 und der VV/VV-Gk
zu § 44 LHO Zuwendungen zum Ausbau der digitalen schuli-
schen Bildungsinfrastruktur. Damit werden Maßnahmen für
die Verbesserung der Ausstattung mit IT-Systemen und die
Vernetzung von Schulen unterstützt.

1.2 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung be-
steht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde auf-
grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden

2.1 Maßnahmen zum Aufbau und zur Verbesserung der di-
gitalen Vernetzung in Schulgebäuden und auf dem Schulge-
lände; Serverlösungen jedoch nur, sofern zum Zeitpunkt der
Antragstellung von keinem Anbieter ein Anschluss der betref-
fenden Schule an das Glasfasernetz innerhalb von mindestens
12 Monaten garantiert werden kann,

2.2 die Einrichtung von schulischem WLAN mit den in
Nummer 1 der Anlage definierten technischen Mindeststan-
dards,

2.3 Aufbau und Weiterentwicklung digitaler Lehr-/Lern-
Infrastrukturen (z. B. Lernplattformen, pädagogische Kommu-
nikations- und Arbeitsplattformen, Portale, Cloud-Angebote),
soweit sie im Vergleich zu bestehenden oder im Aufbau be-
findlichen Angeboten pädagogische oder funktionale Vorteile
bieten,

2.4 Anzeige- und Interaktionsgeräte (z. B. interaktive Tafeln,
Displays nebst zugehöriger Steuerungsgeräte) zum pädagogi-
schen Betrieb in der Schule, 

2.5 digitale Arbeitsgeräte, insbesondere für die technisch-
naturwissenschaftliche Bildung oder die berufsbezogene Aus-
bildung,

2.6 Mobile Endgeräte (Tablets, Laptops und Notebooks) inkl.
Lade- und Aufbewahrungszubehör, wenn

a) die Schule über die notwendige Infrastruktur nach den
Nummern 2.1 bis 2.5 verfügt,

b) spezifische fachliche oder pädagogische Anforderungen den
Einsatz solcher Geräte erfordern und dies in einem päda-
gogisch-technischen Anforderungsprofil (4.3) der Schule
dargestellt ist, der Antragsteller bestätigt, dass weitere In-
vestitionen nach den Nummern 2.1 bis 2.5 nicht erforder-
lich sind, und

c) die Gesamtkosten für mobile Endgeräte von 25 000 Euro je
einzelne Schule nicht überschritten werden.

2.7 Leasing von IT-Infrastruktur ist nur dann eine förderfä-
hige Investition, wenn es sich um Vollamortisierungsleasing
oder Mietkauf handelt und nicht-investive Ausgaben aus den
Leasingraten herausgerechnet werden (insbesondere Support,
Wartung, Versicherungen, Zinsen) und eine Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung ergeben hat, dass Leasing günstiger ist als
Kauf.

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind 

3.1 die Träger von kommunalen öffentlichen allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen jeweils für ihre Schulen,

3.2 Träger finanzhilfeberechtigter allgemeinbildender sowie
berufsbildender Ersatzschulen im Sinne von § 149 Abs. 1
NSchG, Träger der Ersatzschulen nach § 154 NSchG sowie
Träger der anerkannten Ergänzungsschulen nach § 161 Abs. 3
NSchG,

3.3 Träger von Pflegeschulen nach § 9 Pflegeberufegesetz
(PflBG) in der ab dem 1. 1. 2020 geltenden Fassung. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Zuwendungen werden unter der Voraussetzung gewährt,
dass der Schulträger

4.1.1 die erforderlichen räumlichen und sachlichen Kapazitä-
ten bereitstellt, die eine Nutzung unter modernen Un-
terrichtsgesichtspunkten ermöglichen, und

4.1.2 sämtliche Folgekosten (z. B. Betriebskosten, Reparatur-
kosten etc.) übernimmt, solange die angeschafften Ge-
genstände in der Schule verwendet werden.

4.2 Förderfähig sind Maßnahmen, mit denen nach dem 16. 5.
2019 begonnen wurde. Soweit Maßnahmen vor dem 17. 5.
2019 begonnen wurden, aber noch nicht abgeschlossen sind,
können diese gefördert werden, wenn es sich um selbständige,
noch nicht begonnene Abschnitte handelt und die Finanzie-
rung dieser Abschnitte gesichert ist. 

4.3 Förderfähig sind Maßnahmen an Schulen, für die ein
schuleigenes Medienbildungskonzept vorliegt, das Aussagen
mit Bezug zu beantragten Fördergegenständen enthält 

a) zur Ausstattungsplanung und Internetanbindung,

b) zum pädagogischen Einsatz und zum Erwerb von Medien-
kompetenz im schuleigenen Curriculum sowie 

c) zur bedarfsgerechten Fortbildungsplanung der Lehrkräfte.

Bei Antragstellung muss im digitalen Antragsformular ein
pädagogisch-technisches Anforderungsprofil zu den Punkten a
bis c eingetragen werden, ein detailliertes Medienbildungs-
konzept ist spätestens mit Abschluss der Maßnahmen vorzu-
legen. 

4.4 Vorhaben können nur gefördert werden, wenn die Ge-
samtfinanzierung gesichert ist.

4.5 Zuwendungen werden nur gewährt, sofern für densel-
ben Zweck Leistungen nach anderen Förderprogrammen zur
Förderung der IT-Infrastruktur an Schulen von der Europäi-
schen Union, dem Bund oder dem Land nicht gewährt werden.

4.6 Digitale Infrastrukturen müssen grundsätzlich technolo-
gieoffen, erweiterungs- und anschlussfähig an regionale, lan-
desweite oder länderübergreifende Systeme sein.

4.7 Investive Begleitmaßnahmen sind nur förderfähig, wenn
ein unmittelbarer und notwendiger Zusammenhang mit Maß-
nahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.6 besteht. Dazu zählen
auch projektvorbereitende und -begleitende Beratungsleistun-
gen externer Dienstleister, die einer möglichst wirtschaftli-
chen Umsetzung und Nutzung dienen.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Vollfinanzierung zur Projektförderung gewährt.
Der Fördersatz beträgt bis zu 90 % der zuwendungsfähigen
Ausgaben aus Bundesmitteln und bis zu 10 % aus Landesmit-
teln. Nummer 2 der Anlage enthält den auf den jeweiligen
Schulträger entfallenden Gesamtbetrag für die Dauer der För-
derperiode. Änderungen im Wechsel der Schulträgerschaft
werden in Nummer 2 der Anlage fortgeschrieben.

5.2 Die Höhe der Zuwendung pro Schulträger setzt sich aus
einem Sockelbetrag pro Schule und einem im Verhältnis zur
Gesamtschülerzahl in Niedersachsen bemessenen Betrag pro
Schülerin/Schüler des jeweiligen Trägers (amtliche Schulsta-
tistik, Stichtag allgemeinbildende Schulen 23. 8. 2018, Stich-
tag BBS 15. 11. 2018) zusammen. 

5.2.1 Der Sockelbetrag beträgt pro Schule 30 000 EUR. Bei
weniger als 60 Schülerinnen und Schülern verringert
sich der Betrag anteilig. Der Sockelbetrag ist für die je-
weilige Schule zu verausgaben und nicht auf andere
Schulen übertragbar.

5.2.2 Der Betrag pro Schülerin und Schüler bemisst sich
nach der Anzahl der Schülerinnen und Schüler in den
Schulen des Schulträgers im Verhältnis zur Gesamt-
schülerzahl in Niedersachsen. Der Betrag für Schüle-
rinnen und Schüler aus Grundschulen wird mit dem
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Faktor 0,5, der Betrag für Schülerinnen und Schüler an
berufsbildenden Schulen wird mit dem Faktor 0,4 und
der Betrag für Schülerinnen und Schüler aller anderen
weiterführenden Schulen des Sekundarbereichs I und II
mit dem Faktor 1,0 jeweils pro Schülerin und Schüler
gewichtet.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu ver-
wenden. Sie darf nur für zusätzliche Maßnahmen verwendet
werden, deren Nutzungsdauer nach Nummer 3 der Anlage ge-
sichert ist. Die Zusätzlichkeit ist gegeben, wenn die Zuwen-
dung zur Finanzierung einer Maßnahme eingesetzt wird,
deren Gesamtfinanzierung nicht bereits durch einen beschlos-
senen und in Kraft getretenen Haushaltsplan der kommuna-
len Körperschaft oder durch einen Wirtschaftsplan o. Ä. eines
sonstigen Zuwendungsempfängers gesichert ist. Ausgenom-
men von dieser Regelung sind Maßnahmen, die vor Inkrafttre-
ten dieser Richtlinie in Plänen verankert wurden. Dabei ist die
demografische Entwicklung zu berücksichtigen (Nachhaltigkeit).

6.2 Der Schulträger verpflichtet sich, die für den Zuwen-
dungszweck erworbenen Ausstattungen bis zum Zeitpunkt
der Abschreibung zu verwenden. Nähere Angaben zur Ab-
schreibung sind Nummer 3 der Anlage zu entnehmen. Die mit
Hilfe der Zuwendung erworbenen Gegenstände können auch
für Zwecke der außerschulischen Bildung verwendet werden,
sofern dadurch schulische Belange nicht beeinträchtigt wer-
den.

6.3 Auf die Förderung nach dem DigitalPakt Schule des
Bundes und der Länder ist in geeigneter Form hinzuweisen.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Für das Antragsverfahren, die Bewilligung, Auszahlung
und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis
und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44
LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zuge-
lassen sind. Es wird auf die Prüfrechte von Bundes- und Lan-
desrechnungshof nach den §§ 91, 93 BHO/LHO hingewiesen. 

7.2 Bewilligungsbehörde ist die Niedersächsische Landes-
schulbehörde.

7.3 Die Antragstellung und der Nachweis der Verwendung
erfolgen über das Online-Antragsverfahren der Bewilligungs-
behörde. 

7.4 Förderanträge sind mit den erforderlichen Angaben spä-
testens bis zum 16. 5. 2023 bei der Bewilligungsbehörde zu
stellen. Später eingereichte Anträge können für die Förderung
nicht mehr berücksichtigt werden.

7.5 Die Auszahlung der gesamten Zuwendung erfolgt nach
vollständiger Vorlage des Verwendungsnachweises. Abwei-
chend davon können Teilbeträge jeweils in den Monaten Ja-
nuar, April, Juli und Oktober des Bewilligungszeitraumes
ausgezahlt werden, sofern entsprechende Zahlungen des Zu-
wendungsempfängers erforderlich sind.

7.6 Auszahlungen bewilligter Zuwendungen sind nur bis
zum 31. 12. 2024 zulässig.

7.7 Abweichend von Nummer 5 der AN-Best-Gk/Nummer 6
der AnBest-P ist der Verwendungsnachweis im Online-Antrags-
verfahren spätestens 6 Monate nach Beendigung der Maßnah-
me vorzulegen. Mit dem Verwendungsnachweis ist das Medien-
bildungskonzept der jeweiligen Schule vorzulegen. 

7.8 Eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahme-
beginns für nach Nummer 4. 2. förderfähige Maßnahmen
wird zugelassen. Ein Anspruch auf Bewilligung kann daraus
nicht hergeleitet werden.

7.9 Die Investitionsmaßnahmen sind bis zum 31. 12. 2025
vollständig abzurechnen. 

8. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am 8. 8. 2019 in Kraft und mit Ablauf des
7. 8. 2024 außer Kraft. 
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1. Anlage WLAN, LAN und WAN

1.1 Anforderungen an das drahtlose Netz (WLAN)1)
In allen Schulen muss eine WLAN-Infrastruktur vorhanden

sein, die es ermöglicht, in sämtlichen relevanten Bereichen
der Schule das WLAN mit beliebigen mobilen Endgeräten
nutzen zu können.

Über WLAN lassen sich Daten kabellos vom aus dem Inter-
net oder dem lokalen Netz an PC, Smartphone oder Tablet
übertragen. Bei großen Dateien ist eine hohe Übertragungsge-
schwindigkeit natürlich besser. Ein leistungsfähiges WLAN
brauchen Schulen zur schnellen Übertragung von großen Da-
tenmengen (bspw. Multimedia-Inhalte). Es werden darüber
hinaus Geräte benötigt, die in der Lage sind, viele Endgeräte
zugleich mit Inhalten zu versorgen. Folgende Leistungsmerk-
male kennzeichnen derzeit ein leistungsfähiges WLAN für
den Einsatz in Schulen:
1.1.1 Standard für Accesspoints IEEE 802.11ac

IEEE 802.11ac ermöglicht hohe Übertragungsraten. Beim
Einsatz von mehreren Antennen am Accesspoint lässt sich die
Geschwindigkeit auch verdoppeln oder verdreifachen (bis zu
1.300 Mbit/s).
1.1.2 Mehrantennensystem: 3x3 MIMO/MU-MIMO/Beamfor-

ming
Mit jeweils 3 Sende- und Empfangsantennen im Access-

point erreicht man bereits sehr gute Systemvoraussetzungen
für den Alltagsbetrieb. Die Weiterentwicklung MU-MIMO er-
möglicht eine noch bessere Ausnutzung des WLAN-Netzes
und gesteigerte Übertragungsraten auf bis zu 1.700 Mbit/s.
1.1.3 Dualband / Band Steering

Mit Band Steering kann der Accesspoint selber entscheiden,
ob ein Endgerät das Band mit 5-GHz oder 2,4-GHz verwendet.
Dadurch lassen sich deutlich höhere Datenraten erzielen als
mit nur einem Band.

Der Accesspoint prüft durchgehend, welches Band gerade
weniger verwendet wird und kann die Last dadurch besser
verteilen. Gerade wenn Endgeräte ins 5-GHz-Band geschaltet
werden, ist das meist sofort spürbar.

Auch bei vielen Geräten auf einer großen Fläche machen
sich die Vorteile von Band Steering schnell bemerkbar. Wäh-
rend das 2,4-GHz-Band eine bessere Reichweite auszeichnet,
ermöglicht das 5-GHz-Band eine höhere Übertragungsrate.
Der Accesspoint kann je nach Anforderung entscheiden, wel-
ches Band im Moment die bessere Wahl ist.
1.1.4 Gbit-Uplink

Um die Leistungsfähigkeit des Accesspoints ohne Abstriche
ausnutzen zu können, sollte der eingebaute Uplink ins LAN
mindestens ein Gbit-Uplink sein.

1) WLAN = Wireless Local Area Network, übliche technische Bezeich-
nung für einen drahtlosen Netzzugang.
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1.1.5 Seamless Roaming IEEE 802.11-2012
Bewegt sich ein Endgerät innerhalb des lokalen WLAN,

wird es durch das System dem jeweils bestgeeigneten Access-
point übergeben.
1.1.6 Große Systeme

Für große Systeme (bspw. Schulzentren) oder schulträger-
weite Lösungen gilt es, weitere Anforderungen zu bedenken:
— Es sollte die externe Verwaltung (System-Monitoring) aller

Accesspoints aller Schulen eines Schulträgers von nur ei-
nem Punkt (z.B. aus dem zentralen Rechenzentrum/Sup-
portzentrum) möglich sein.

— Als technische Lösung wird eine controllerbasierte und ge-
gebenenfalls mandantenfähige WLAN-Architektur emp-
fohlen.

— Empfohlen wird die Verwendung eines Authentifizierungs-
dienstes (z. B. Radius), um die Verwaltung der Zugänge zu
vereinfachen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu-
weisen, dass Gastzugänge/Gästeportale („Captive Portal“)
gerade in Berufsschulen oder Schulen mit vielen externen
Kooperationen mitgedacht werden sollten.

Wo die Versorgung der Accesspoints mit Strom (220 V) nicht
möglich ist, können POE2) Accesspoints (Power-over-Ether-
net) mit einer entsprechend Infrastruktur (POE-fähige Switche)
eingesetzt werden.
1.1.7 Nutzungsdichte

Bei der Nutzungsdichte ist zu berücksichtigen, dass es nicht
nur um Abdeckung, sondern auch um Bandbreite geht. Soll
z. B. eine Aula so versorgt werden, dass alle Besucher einer
Veranstaltung das WLAN nutzen können, wird man zusätz-
liche Accesspoints benötigen. Auch muss ggf. berücksichtigt
werden, dass ein Benutzer mehr als ein WLAN-Gerät gleich-
zeitig benutzen kann.

Hinzu kommen die Kosten für die hausinterne Anbindung.
Diese differieren sehr und hängen stark von der bereits vor-
handenen Verkabelungsinfrastruktur ab. Dabei ist eine Min-
dest-Bandbreite von 1Gb/s für den internen Anschluss der
Accesspoints auslegungsrelevant.

1.2 Anforderungen an die Breitbandanbindung (WAN)3)
1.2.1 Kosten

Kosten für einen leistungsfähigen Internetanschluss („Glas-
faser“, „Gigabit“) sind nicht förderfähig. Aber: Im Entwurf der
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern (Stand:
2019-03-11) ist auf Seite 6 unter § 6 Antragswesen folgende
Bestandsaufnahme Teil des Antrags jeder in den Antrag ein-
bezogenen Schule: „Bestandsaufnahme der aktuellen Internet-
anbindung“.

Schulträger sollten daher bis zur Umsetzung des Master-
plans Digitalisierung als temporäre Lösung den Schulen die
höchste am Standort der Schule verfügbare Bandbreite bereit-
stellen. Je nach Ausbaugebiet können das unterschiedliche
Anbieter sein. Die Kosten entsprechen denen für Privathaus-
halte im Ausbaugebiet und betragen üblicherweise rund
600 EUR pro Anschluss und Jahr. Die maximale Bandbreite
von 16 MBit der kostenfreien t@school-Anschlüsse dürfte mit
Blick auf den Zuwachs an Geräten nicht mehr ausreichend
sein.
1.2.2 Erfahrungswert für die benötigte Bandbreite

Für das Arbeiten mit Cloudlösungen hat sich als praktischer
Erfahrungswert 1 Mbit/s pro Benutzer (gute Grundversorgung)
bzw. 2 Mbit/s (Komfortzone) bewährt.

Wichtig ist bei den Glasfaseranbindungen zu wissen, dass
über „Glas“ noch keine verbindliche Qualität der Netzverbin-
dung definiert wird. Von Bedeutung ist eine synchrone oder
auch symmetrische Bandbreite — bedeutet: Gleiche Übertra-
gungsraten im Upload und im Downloadbereich.

Ein konkretes Beispiel verdeutlicht das Rechenbeispiel:
In einer Schule arbeitet eine Jahrgangsstufe eines Ausbil-

dungsberufes mit 4 Klassen mobil mit digitalen Endgeräten.
Für einen ausreichenden WLAN-Ausbau (s. o.) ist gesorgt.
4 Klassen = ca. 100 Schüler arbeiten z. B. in der Niedersäch-
sischen Bildungscloud. Mit 100 Mbit/s wären die Schüler
nach obigem Richtwert ausreichend versorgt. Wahrscheinlich
würden auch 50 Mbit/s reichen, da es äußerst unwahrschein-
lich ist, dass in allen Klassen permanent mit der Bildungs-
cloud gearbeitet wird.

Erfahrungswerte aus Schulen zeigen, dass der Bedarf an
Bandbreite bei einer Schule ohne Anbindung an ein Rechen-
zentrum, bei einer Bandbreite von mind. 500 Mbit/s liegt. Bei

Schulen die an ein Rechenzentrum angeschlossen sind wird
davon ausgegangen, dass Bandbreiten in ähnlicher Spezifika-
tion (w1Gbit/s) zur Verfügung stehen.

Wichtig ist es einerseits die genannten Anforderungen ein-
zuhalten und andererseits in jedweder Kommunikation dar-
auf hinzuweisen, dass es ein beliebig schnelles Netz nicht
geben kann. So werden bei einem 720p (nicht HD) Youtube
Video ca. 4—5 Mbit/s Bandbreite verbraucht. Es kann nicht
der Anspruch verfolgt werden, diese Bandbreiten beliebig für
alle zu liefern.

Übergangsweise, bis zu einem flächendeckenden 1 Gbit/s
Ausbau der Bandbreiten bis hin zu allen Schulen könnten mit
Loadbalancern mehrere Leitungen gekoppelt werden. So las-
sen sich z. B. aus 8 x 50 Mbit/s 400 Mbit/s machen. Mit Priori-
sierung (QoS) und Traffic-Shaping lassen sich Übertragungs-
raten steigern bzw. verbessern. Ebenso ist es möglich, dass durch
das Einrichten eines separaten V-LAN eine Kanalisierung und
Priorisierung vorgenommen werden kann, um gewünschte
Netzwerkverbindungen zu separieren und zu steuern (Layer3
Switch).

In größeren Installationen wird es möglicherweise eine Auf-
teilung der Bandbreiten geben. So ist es durchaus in manchen
Regionen machbar, Schulen mit 1 Gbit/s an ein regionales Re-
chenzentrum anzuschließen. Dies bedeutet i. d. R. nicht auto-
matisch, dass diese Schulen auch mit gleicher Geschwindig-
keit in das Internet kommen. Der Zugriff auf einen Terminal-
server ist dann komfortabel und schnell, der Internetzugriff
weniger schnell. Dies ist durchaus erst einmal akzeptabel,
weil das Arbeiten am System grundsätzlich gut und flüssig
möglich ist. Ziel sollte sein, auch die Internetgeschwindigkeit
an den Bedarf nach oben anzupassen.

1.2.3 Filtersoftware

Nach dem geltenden Staatsvertrag zum Jugendmedien-
schutz besteht die Verpflichtung für Betreiber von Websites,
ihre Inhalte einzuschätzen und gegebenenfalls die im gelten-
den Staatsvertrag genannten Maßnahmen zu ergreifen. Es
lässt sich ableiten, dass für den Schulträger derzeit keine ge-
setzliche Anforderung besteht, eine zentrale Filterlösung für
alle Schulen zu betreiben. Eine Änderung kann bei Novellie-
rung des Staatsvertrages zum Jugendmedienschutz entstehen,
weshalb Änderungen zu beobachten sind. Die aktuelle Rechts-
lage zu Grunde legend, kann ein Schulträger sich dazu ent-
scheiden, keine zentrale Filterlösung einzuplanen.

Viele Schulen werden sich neben organisatorischen Maß-
nahmen durch den Einsatz einer technischen Lösung absichern
wollen. Für den Schulbereich ist der Einsatz einer netzwerk-
basierten Lösung zu empfehlen, deren Einstellungen zentral
administriert werden können. Im Vorgriff auf einen neuen
Staatsvertrag sollten bei der Prüfung entsprechender Lösun-
gen die Empfehlungen der KJM zur Bewertung von techni-
schen Lösungen beachtet werden.

Technische Schutzmaßnahmen können zwar bestimmte
Risiken vermeiden, ungewollte Konfrontationen reduzieren
und Lehrkräfte bei der Medienerziehung unterstützen, aber
die Konfrontation junger Menschen mit schädigenden Inhal-
ten nicht komplett verhindern. Somit sind in jedem Fall auch
pädagogisch-organisatorische Maßnahmen begleitend notwen-
dig.

1.3 Anforderungen an die strukturierte Verkabelung (LAN)4)

Der aktuelle Minimumstandard bei Verkabelung ist CAT5e.
Neuverkabelungen sollten in jedem Falle schon in moderne-
ren Standards, mit Übertragungsraten über 1 Gbit/s geführt
werden (CAT6 oder CAT7).

Grundsätzlich sind bei allen Anschlüssen, die nicht der Ar-
beitsplatzverkabelung dienen, LWL5)-Kabel zu empfehlen.

2) POE = Power over Ethernet, Stromversorgung über das Netzwerk-
kabel. Im Zusammenspiel mit entsprechend ausgerüsteten Netz-
werkkomponenten können Accesspoints über das Netzwerkkabel
mit Strom versorgt werden. Es muss dann keine 220V-Steckdose für
das Netzteil des Accesspoints am Installationsort vorhanden sein.

3) WAN = Wide Area Network, übliche technische Bezeichnung für
die Breitbandverbindung ins Internet.

4) LAN = Local Area Network, übliche technische Bezeichnung für
die kabelgebundene Vernetzung in einem Gebäude.

5) LWL = Lichtwellenleiter, Glasfaserkabel
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Eine Ausstattung mit zwei Doppeldosen pro Klassenraum,
wobei eine Doppeldose oberhalb von 2 m Höhe für den WLAN
Accesspoint oder Raumverteiler genutzt wird, sollte die nied-
rigste Ausstattungsgrenze darstellen, um nachträgliche Ergän-
zungslösungen realisieren zu können. Sollen kabelgebundene
Endgeräte im rückwärtigen Bereich des Klassenraums zum
Einsatz gelangen (bspw. für Phasen der Differenzierung/Indi-
vidualisierung), müssten dafür entsprechend weitere Doppel-
dosen (1 bis 2) und 220 V-Steckdosen (s. unten) vorgesehen
werden.

Sind aus baulichen Gegebenheiten Switche im Klassen-
raum zu installieren, sollten diese lüfterlos sein. Ansonsten
sollten nach Möglichkeit Switche mit Lüftern benutzt wer-
den, da Switche ohne Lüfter deutlich fehleranfälliger sind.
Um die Geräuschbelästigung gering zu halten, sollten diese
Switche in einem separaten Raum untergebracht werden.

Jeder PC-Arbeitsplatz sollte mindestens über drei 220 V-
Steckdosen (PC, Monitor, Drucker) und eine Datendoppeldose
verfügen. Eine vierte 220 V-Steckdose für Lautsprecher wäre
wünschenswert. Am Lehrerarbeitsplatz sind zwei Datendop-
peldosen empfehlenswert.

2. Fördersummen pro Schulträger

Die konkreten Fördersummen der Schulträger sind auf der
Webseite http://www.digitalpakt.niedersachsen.de und dort
über den Pfad „Foerderung w verteilung-der-foerdergelder“ ein-
sehbar.

3. Abschreibungen6)

3.1 Digitale Vernetzung und Serverlösungen

3.2 WLAN

3.3 Anzeige- und Interaktionsgeräte

3.4 Digitale Arbeitsgeräte

3.5 Mobile Endgeräte

3.6 Sonstiges

6) Quellen: Abschreibungstabelle gem. § 49 Abs. 2 KomHKVO —
RdErl. d. MI vom 24. 4. 2017 (Nds. MBl. S. 566) und die „Richtlinie
zur Nutzungsdauer, Aussonderung und Verwertung von IT-Geräten
und Software“ des Beauftragten der Bundesregierung für Informati-
onstechnik; Beschluss 2013/7, S. 19.

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Verwaltungsvorschriften zum ROG und NROG
für Raumordnungsverfahren

und für landesplanerische Stellungnahmen
zur Raumverträglichkeit von Vorhaben

(VV-ROG/NROG — RoV)

RdErl. d. ML v. 3. 7. 2019 — 303-20002/37-5 —

— VORIS 23100 —

I n h a l t s ü b e r s i c h t

1. Verfahren zur Beurteilung der Raumverträglichkeit von
Vorhaben

1.1 Förmliche landesplanerische Verfahren (Raumordnungsver-
fahren)

1.2 Abgabe landesplanerischer Stellungnahmen in anderen
Verfahren

2. Gegenstand, Prüfauftrag und Rechtscharakter des Raum-
ordnungsverfahrens

2.1 Gegenstand und Prüfauftrag (Raumverträglichkeitsprüfung)
2.2 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
2.2.1 Integrierte UVP, inhaltlicher Prüfumfang
2.2.2 Verhältnis der UVP im Raumordnungsverfahren zur strate-

gischen Umweltprüfung (SUP) eines Raumordnungsplans
2.2.3 Übergangsregelungen zur Durchführung der UVP bei Alt-

verfahren nach Rechtslage vor dem 16. 5. 2017
2.3 FFH-Verträglichkeitsprüfung
2.4 Prüfung artenschutzrechtlicher Belange
2.5 Charakter des Raumordnungsverfahrens, Rechtswirkung des

Ergebnisses, Verhältnis zu nachfolgenden Zulassungsver-
fahren

3. Entscheidung über die Erforderlichkeit eines Raumord-
nungsverfahrens

3.1 Ermessensentscheidung, Benehmensherstellung bei Bundes-
vorhaben 

3.2 Vorhaben nach der Raumordnungsverordnung (RoV)
3.3 Weitere raumbedeutsame Vorhaben
3.4 Absehen von einem Raumordnungsverfahren nach der RoV

(§ 16 Abs. 2 ROG, § 9 Abs. 2 NROG)
3.4.1 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG
3.4.2 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG
3.4.3 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NROG
3.4.4 Verzicht aus anderen Gründen
3.5 Gesetzlicher Ausschluss eines Raumordnungsverfahrens
3.6 Entscheidungsfrist; Begründung der Entscheidung
3.7 Abgrenzung der Feststellung der Nichterforderlichkeit eines

Raumordnungsverfahrens von Äußerungen zur Beurteilung
des Vorhabens

4. Vorbereitung des Raumordnungsverfahrens
4.1 Beratung und Unterrichtung eines Vorhabenträgers
4.2 Feststellung einer UVP-Pflicht
4.3 Antragskonferenz (§ 10 Abs. 1 NROG)
4.3.1 Zweck, vorbereitende Unterlagen, Teilnehmerkreis
4.3.2 Inhalt und Ablauf der Antragskonferenz
4.3.2.1 Abstimmung des räumlichen und sachlichen Untersuchungs-

rahmens 
4.3.2.2 Klärung der Form der Verfahrensunterlagen und des Ver-

fahrensablaufs
4.3.3 Unterrichtung über das Ergebnis der Antragskonferenz,

Festlegung des sachlichen und räumlichen Untersuchungs-
rahmens

4.4 Verfahrensunterlagen
4.4.1 Allgemeine Anforderungen zum Inhalt, Alternativen
4.4.2 Angaben bei UVP-pflichtigen Vorhaben (insbesondere Raum-

verträglichkeitsuntersuchung, UVP-Bericht)
4.4.3 Angaben bei nicht UVP-pflichtigen Vorhaben (insbesondere

Raumverträglichkeitsuntersuchung)

5. Durchführung des Raumordnungsverfahrens 
5.1 Prüfung der Verfahrensunterlagen, Verfahrensdauer
5.2 Beteiligung öffentlicher Stellen
5.2.1 Öffentliche Stellen
5.2.2 Bereitstellung der Verfahrensunterlagen

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Aktive Netzkomponenten 5

Passive Netzkomponenten 13

Server 4

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Aktive Netzkomponenten 5

Passive Netzkomponenten 13

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Monitore 5

Präsentationsgeräte 5

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Arbeitsplatz PC (APC) 4

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Mobile IT-Geräte 4

IT-Gerät Mindestnutzungsdauer in Jahren

Peripheriegeräte 5

Sonstige Hardware 5

Speichermedien 5

TK-/VoIP-Komponenten 6

Vervielfältigungsanlagen 6
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5.2.3 Stellungnahmefrist für öffentliche Stellen
5.2.4 Beteiligung von Behörden in Nachbarstaaten
5.3 Beteiligung der Öffentlichkeit
5.3.1 Bekanntmachung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit
5.3.2 Öffentliche Auslegung der Unterlagen und Bereitstellung

im Internet
5.3.3 Möglichkeit zur Äußerung, Äußerungsfrist
5.3.4 Beteiligung von Verbänden und Vereinigungen („organisierte“

Öffentlichkeit)
5.3.5 Datenschutzrechtliche Anforderungen an den Umgang mit

Äußerungen aus der Öffentlichkeit
5.4 Erneute Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung bei rele-

vanten Änderungen 
5.5 Erörterung
5.6 Abschluss des Raumordnungsverfahrens mit Landesplane-

rischer Feststellung (§ 11 NROG)
5.6.1 Inhalt der Landesplanerischen Feststellung
5.6.1.1 Ergebnis des Raumordnungsverfahrens (einschließlich Maß-

gaben)
5.6.1.2 Sachverhalt
5.6.1.3 Begründung, nachvollziehbare Darlegung der Prüfung,

Behandlung von Arten- und Gebietsschutz
5.6.1.3.1 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens
5.6.1.3.2 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens, raumordneri-

sche Gesamtabwägung
5.6.2 Ausführungen im Fall einer Abschnittsbildung bei Leitungs-

bau- und Verkehrswegevorhaben
5.7 Bekanntgabe des Ergebnisses
5.8 Einstellung des Raumordnungsverfahrens ohne Landespla-

nerische Feststellung

6. Durchführung des beschleunigten Raumordnungsverfah-
rens ohne UVP (§ 16 ROG, § 12 NROG)

7. Verlängerung der Geltungsdauer der Landesplanerischen
Feststellung

8. Kosten der Vorbereitung und Durchführung eines Raum-
ordnungsverfahrens

8.1 Kostenpflicht
8.2 Gebühren
8.3 Besondere Auslagen
8.4 Kostenbescheid

9. Zuständige Stellen
9.1 Grundsatz
9.2 Bestimmung der zuständigen Stelle bei Berührtsein mehrerer

Landesplanungsbehörden
9.3 Zuständigkeit der oberen Landesplanungsbehörde

10. Landesplanerische Stellungnahme

11. Schlussbestimmungen

Zur Ausführung der §§ 15 und 16 ROG vom 22. 12. 2008
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 15 des
Gesetzes vom 20. 7. 2017 (BGBl. I S. 2808), und der §§ 9 bis 13
NROG i. d. F. vom 6. 12. 2017 (Nds. GVBl. S. 456) bei der Vor-
bereitung und Durchführung von Raumordnungsverfahren
werden folgende Verwaltungsvorschriften erlassen:

1. Verfahren zur Beurteilung der Raumverträglichkeit von Vorhaben

Die Beurteilung der Raumverträglichkeit von Vorhaben
durch eine Landesplanungsbehörde erfolgt entweder im Rah-
men förmlicher raumordnungsrechtlicher Verfahren (Raum-
ordnungsverfahren) oder durch Mitwirkung in förmlichen
Planungs- und Zulassungsverfahren anderer öffentlicher Stel-
len. Als sonstige Erfordernisse der Raumordnung i. S. des § 3
Abs. 1 Nr. 4 ROG entfalten solche Beurteilungen sowohl als
Ergebnisse förmlicher raumordnungsrechtlicher Verfahren als
auch als landesplanerische Stellungnahmen nach Maßgabe des
§ 4 ROG Bindungswirkungen für raumbedeutsame Planungen
und Maßnahmen.

1.1 Förmliche landesplanerische Verfahren (Raumordnungs-
verfahren)

Das Raumordnungsverfahren ist ein eigenständiges und
förmliches Verfahren der zuständigen Landesplanungsbehörde,
dessen Ergebnis — die Landesplanerische Feststellung — gut-
achterlichen Charakter hat. Es ist im Ergebnis darauf ausge-
richtet, zur Raum- und in der Regel auch zur Umweltver-

träglichkeit (siehe Nummer 2.2 ff.) eines raumbedeutsamen
Vorhabens eine Landesplanerische Feststellung zu treffen (§ 11
NROG), die anderen Planungs- oder Zulassungsverfahren vor-
gelagert ist.

1.2 Abgabe landesplanerischer Stellungnahmen in anderen
Verfahren

Findet vorgelagert kein Raumordnungsverfahren statt (siehe
Nummer 3), muss die Einhaltung der Erfordernisse der Raum-
ordnung im Zuge der von anderen öffentlichen Stellen geführ-
ten Planungs- oder Zulassungsverfahren geprüft werden, an
denen die Landesplanungsbehörde aufgrund gesetzlicher Ver-
fahrensvorschriften beteiligt wird (siehe Nummer 10). Prüft
die Landesplanungsbehörde die Raumverträglichkeit eines
raumbedeutsamen Vorhabens im Rahmen eines solchen Ver-
fahrens, übermittelt sie das Ergebnis ihrer Prüfung mittels einer
(formlosen) landesplanerischen Stellungnahme an die verfah-
rensführende Stelle. Dies ist z. B. der Fall, wenn eine Landes-
planungsbehörde in Bauleitplanverfahren, bei Aufstellung
öffentlicher Fachplanungen, in Planfeststellungs- oder Geneh-
migungsverfahren beteiligt wird und zu dem Vorhaben aus
raumordnerischer Sicht Stellung nimmt. Dies ist ferner der
Fall, wenn eine Landesplanungsbehörde mit Stellungnahmen
zur Wahrung der Erfordernisse der Raumordnung an förmli-
chen Verfahren mitwirkt, in denen bundesgesetzlich die Raum-
verträglichkeitsprüfung einer anderen Stelle zugewiesen wurde
(z. B. der Bundesnetzagentur für bestimmte Stromleitungen
im Rahmen der Bundesfachplanung gemäß NABEG).

Sonstige Äußerungen einer Landesplanungsbehörde, die

a) Auskünfte allgemeiner Art betreffen,

b) allein verfahrensrechtliche Hinweise zur Behandlung eines
Vorhabens enthalten (etwa bei vorbereitenden Verfahrens-
schritten geäußerte Hinweise auf vorzulegende Unter-
lagen, noch abzuarbeitende Prüferfordernisse usw.) oder

c) in rein informellen Prozessen erfolgen,

stellen keine landesplanerische Stellungnahme i. S. des § 3
Abs. 1 Nr. 4 ROG dar.

2. Gegenstand, Prüfauftrag und Rechtscharakter des Raumordnungs-
verfahrens

2.1 Gegenstand und Prüfauftrag (Raumverträglichkeitsprüfung)

Gegenstand des Raumordnungsverfahrens sind gemäß § 15
Abs. 1 ROG i. V. m. § 1 RoV raumbedeutsame Planungen und
Maßnahmen (Vorhaben) mit überörtlicher Bedeutung.

Raumbedeutsame Vorhaben sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6
ROG dadurch kennzeichnet, dass durch sie Raum in Anspruch
genommen wird (i. S. einer nicht nur unwesentlichen, raum-
wirksamen Flächeninanspruchnahme) oder die räumliche
Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird.
Von überörtlicher Auswirkung sind solche Vorhaben, deren
Rauminanspruchnahme oder deren unmittelbare oder mittel-
bare Auswirkungen über den Bereich ihres Standortes hinaus-
reichen und dadurch einer raumordnerischen Prüfung unter
überörtlichen Gesichtspunkten bedürfen.

In der Raumverträglichkeitsprüfung nach § 15 Abs. 1 ROG
ist insbesondere zu klären, ob eine raumbedeutsame Planung
oder Maßnahme mit den Erfordernissen der Raumordnung
übereinstimmt und wie sie mit anderen raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen abgestimmt werden kann. Die
Raumverträglichkeitsprüfung schließt die Prüfung ernsthaft
in Betracht kommender Standort- oder Trassenalternativen
ein (zum diesbezüglichen Klärungsbedarf in der Antragskon-
ferenz siehe Nummer 4.3.2.1). Aufgabe des Raumordnungs-
verfahrens ist es auch, Beeinträchtigungen von schützenswer-
ten Bereichen abzuwenden. Generell gilt es, Störungen und
Umweltbelastungen zu vermeiden bzw. unvermeidbare Stö-
rungen und Umweltbelastungen so weit wie möglich zu redu-
zieren.

Im Regelfall sind Gegenstand von Raumordnungsverfahren
raumbedeutsame Maßnahmen und deren Planung, z. B. für
ein konkretes Bauprojekt, eine Straße, ein Bodenabbauvorha-
ben oder einen Windpark. Das Raumordnungsverfahren steht
in einem solchen Fall oft in engem zeitlichen Zusammenhang
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mit dem Zulassungsverfahren (z. B. BImSchG-Genehmigung,
Planfeststellung).

Raumbedeutsame Planungen i. S. von § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG
sind jedoch nicht nur die mit der Maßnahme verbundenen
Projektplanungen eines privaten oder öffentlichen Vorhaben-
trägers, sondern auch Pläne mit normativem Charakter. Sol-
che Planentwürfe dürfen rechtssystematisch ebenfalls Gegen-
stand eines Raumordnungsverfahrens sein, wenn dies —
wenngleich auch praktisch selten — im Einzelfall sachlich er-
forderlich ist. Prüfgegenstand  sind dabei die planerischen Re-
gelungen (z. B. Festsetzungen eines Bebauungsplans, insbe-
sondere von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen), die sich
ganz spezifisch auf ein schon hinreichend konkretisiertes,
raumbedeutsames Vorhaben beziehen. Der raumordnerische
Prüfbedarf liegt nicht nur darin begründet, dass die räumli-
chen Auswirkungen eines späteren konkreten Bauprojektes
bereits auf der Planungsebene vorbestimmt werden. Bedeutsa-
mer ist, dass später auf der konkreten Projektebene vielfach
nicht mehr die rechtliche Möglichkeit zur Wahrung der Erfor-
dernisse der Raumordnung besteht, denn diese Erfordernisse
sind in Zulassungsverfahren nur nach Maßgabe des § 4 ROG
zu beachten bzw. zu berücksichtigen. In aller Regel sind in
Genehmigungsverfahren für Maßnahmen von Personen des
Privatrechts (z. B. Baugenehmigungsverfahren) die Erforder-
nisse der Raumordnung nur dann zu beachten bzw. zu be-
rücksichtigen, wenn die Genehmigungsvorschriften dies
ausdrücklich vorsehen (sog. Raumordnungsklausel, § 4 Abs. 2
ROG). So gehört bei genehmigungsbedürftigen Bauvorhaben
im Außenbereich die Einhaltung der Ziele der Raumordnung
zu den Zulässigkeitsvoraussetzungen, weil sie in § 35 Abs. 3
Satz 2 BauGB ausdrücklich benannt sind. Die §§ 34 und 30
BauGB enthalten hingegen keine entsprechende Raumord-
nungsklausel, sodass für sog. Innenbereichsvorhaben oder für
Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans die Ein-
haltung der Erfordernisse der Raumordnung nicht zu prüfen
ist und Raumverträglichkeitsprüfungen nicht mehr vorgenom-
men werden können. Ausnahmen bestehen bei der Zulassung
von Vorhaben nach § 31 Abs. 2 und § 34 Abs. 3 a BauGB, bei
denen die Erfordernisse der Raumordnung als öffentliche Be-
lange eine Rolle spielen. 

2.2 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

2.2.1 Integrierte UVP, inhaltlicher Prüfumfang 

Betrifft das Raumordnungsverfahren ein Vorhaben, das ge-
mäß den §§ 6 ff. UVPG oder den §§ 3 ff. NUVPG einer Ver-
pflichtung zur Durchführung einer UVP unterliegt, ist gemäß
§ 49 UVPG mit dem Raumordnungsverfahren eine förmliche
UVP zu verbinden. Die UVP ist dann unselbständiger Teil des
Raumordnungsverfahrens (§ 4 UVPG). In der Praxis beziehen
sich Raumordnungsverfahren im Regelfall auf UVP-pflichtige
Vorhaben.

Von der in § 49 UVPG enthaltenen Ermächtigung, durch
Landesrecht anderes zu bestimmen und auf Stufe des Raum-
ordnungsverfahrens von einer UVP abzusehen, hat das NROG
keinen Gebrauch gemacht. Die Ermächtigung des § 49 UVPG
beschränkt sich allein darauf, bestimmte Verfahren gänzlich
einer UVP zu entziehen (Entscheidung über das „Ob“ einer
UVP). Die Entscheidung zugunsten einer UVP als integrierter
Bestandteil des Raumordnungsverfahrens wird in § 10 Abs. 3
NROG ausdrücklich bestätigt, wonach die raumbedeutsamen
Auswirkungen auf die im UVPG genannten Schutzgüter mit
zu untersuchen sind.

Die Ermächtigung umschließt hingegen nicht die Möglich-
keit, die Art und Weise einer UVP „niederschwelliger“ zu regeln
als im UVPG (Entscheidung über das „Wie“ einer UVP). Die
Verfahrensanforderungen des UVPG sind bei Beurteilung
UVP-pflichtiger Vorhaben ergänzend zu den Verfahrensvor-
schriften des ROG und des NROG zu beachten (§ 10 Abs. 8
NROG). Aus § 1 Abs. 4 UVPG ergibt sich: Wenn das Verfah-
rensrecht im ROG und NROG den Standard des UVPG einhält
oder sogar weitreichender ist, geht das Raumordnungsrecht
vor. Bleibt es dahinter zurück, müssen die Bestimmungen des
UVPG ergänzend erfüllt werden (z. B. Bekanntmachungsin-
halte).

Die UVP beschränkt sich auf die im Raumordnungsverfah-
ren zu prüfenden, raumbedeutsamen Umweltauswirkungen
und muss lediglich dem dafür erforderlichen Planungsstand
des Vorhabens, einschließlich etwa zu prüfender Alternativen,
entsprechen (§ 49 Abs. 1 UVPG). Inhaltliche Grundlage für die
UVP im Raumordnungsverfahren sind die vom Vorhabenträ-
ger im UVP-Bericht nach § 16 UVPG vorzulegenden Angaben
(vgl. § 10 Abs. 3 Satz 2 NROG). Die UVP umfasst die formali-
sierte Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der raumbe-
deutsamen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt,
d. h. auf die in § 2 Abs. 1 UVPG benannten Schutzgüter. Die
Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen erge-
ben sich aus raumordnungsfachlichen Maßstäben unter Be-
rücksichtigung raumordnerisch relevanten Fachrechts (z. B.
Immissionsschutz-, Naturschutz-, Wasser- oder Energiewirt-
schaftsrecht).

Betrifft das Raumordnungsverfahren ein Vorhaben, für das
weder nach dem UVPG, noch nach dem NUVPG eine Pflicht
zur Durchführung einer UVP besteht (z. B. bei HGÜ-Offshore-
Anbindungssee- und -erdkabeln), sind im Rahmen der Raum-
verträglichkeitsprüfung zwar auch raumbedeutsame Umwelt-
auswirkungen zu betrachten und zu bewerten, es besteht aber
keine Notwendigkeit, hierfür eine besondere Form einzuhal-
ten oder über die Bestimmungen des ROG und NROG hinaus
weitere Verfahrensvorschriften des UVPG oder NUVPG zu be-
rücksichtigen.

2.2.2 Verhältnis der UVP im Raumordnungsverfahren zur
strategischen Umweltprüfung (SUP) eines Raumord-
nungsplans 

Der Umfang der UVP im Raumordnungsverfahren kann in
aller Regel nicht unter Hinweis auf die Ergebnisse einer vor-
angegangenen strategischen Umweltprüfung für einen Raum-
ordnungsplan wesentlich reduziert werden, weil sich die
Instrumente der UVP und SUP nicht nur in Bezug auf ihren
Konkretisierungsgrad, sondern auch hinsichtlich ihres Ver-
fahrensgegenstandes grundlegend unterscheiden. Die UVP im
Raumordnungsverfahren ist auf ein konkretes, wenngleich in
der Regel noch nicht detailliert ausgearbeitetes Projekt bezo-
gen. Gegenstand der SUP sind die denkbaren Umweltauswir-
kungen einer großräumigen Raumordnungsplanung, deren
Umsetzung insbesondere bei reinen Angebotsplanungen noch
vielfältig ausgestaltet werden kann. Bei der UVP im Raumord-
nungsverfahren reicht daher ein bloßer Verweis auf einzelne
Prüfergebnisse der SUP zu einem Regionalen Raumordnungs-
programm (RROP) oder zum Landes-Raumordnungsprogramm
(LROP) in aller Regel nicht aus.

Soll auf Ergebnissen einer SUP aufgebaut werden, ist im
Raumordnungsverfahren deutlich zu machen,

a) welche Ergebnisse der SUP konkret für die UVP mit heran-
gezogen werden,

b) warum diese als geeignet und hinreichend aktuell für die
UVP angesehen werden und

c) welche Ergänzungen hinsichtlich der Beschreibung und
Bewertung der Umweltauswirkungen aufgrund des maß-
stabsbedingt höheren Konkretisierungsgrades im Raum-
ordnungsverfahren und ggf. zwischenzeitlicher Verände-
rungen der rechtlichen und sachlichen Rahmenbedingun-
gen notwendig sind.

Hierauf ist schon bei der vorbereitenden Abstimmung des
räumlichen und sachlichen Untersuchungsrahmens einzuge-
hen (siehe Nummer 4.3.2.1).

Eine direkte Abschichtung hinsichtlich der Ergebnisse einer
planbezogenen SUP und einer projektbezogenen UVP kann al-
lenfalls im Hinblick auf einzelne, gebietsbezogene Festlegungen
eines Raumordnungsplans in Betracht kommen, denen eine
das übliche Maß der Raumordnungsplanung deutlich überstei-
gende Untersuchungstiefe zugrunde liegt.

2.2.3 Übergangsregelungen zur Durchführung der UVP bei
Altverfahren nach Rechtslage vor dem 16. 5. 2017

Bei Raumordnungsverfahren, die unter die Übergangsvor-
schriften des § 74 Abs. 2 oder 10 UVPG fallen, ist die UVP
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nach altem UVP-Recht zu Ende zu führen, das weniger diffe-
renzierte Verfahrensvorgaben enthielt. 

Gemäß § 74 Abs. 2 UVPG richtet sich das Verfahren der
UVP nach den Vorgaben des UVPG in der vor dem16. 5. 2017
geltenden Fassung vom 24. 2. 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. 11. 2016 (BGBl. I
S. 2749), wenn bis zu diesem Termin

a) das Verfahren zur Unterrichtung über die voraussichtlich
beizubringenden Unterlagen (früher: nach § 5 UVPG) ein-
geleitet wurde, also bis dahin schon die Einladung zur vor-
bereitenden Antragskonferenz erfolgt war, oder

b) die beizubringenden Unterlagen (früher: nach § 6 UVPG)
vorgelegt wurden, die für das Raumordnungsverfahren
notwendigen Verfahrensunterlagen also bis dahin schon
eingereicht waren.

Raumordnungsverfahren, die vor dem 1. 3. 2010 begonnen
wurden, sind gemäß § 74 Abs. 10 UVPG grundsätzlich in der
ab dem 1. 3. 2010 geltenden Fassung des UVPG zu Ende zu
führen. Hat eine Öffentlichkeitsbeteiligung bereits stattgefun-
den, ist von einer erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit nach
§ 9 in der vor dem 29. 7. 2017 geltenden Fassung des UVPG
abzusehen, soweit keine zusätzlichen oder anderen erhebli-
chen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Hat eine Behör-
denbeteiligung bereits stattgefunden, bedarf es einer erneuten
Beteiligung nach den §§ 7 und 8 in der vor dem 29. 7. 2017
geltenden Fassung des UVPG nur, wenn neue Unterlagen zu
erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens vorliegen.

Sind von der Übergangsregelung des § 74 Abs. 10 UVPG
Raumordnungsverfahren betroffen, die für einen mehrjähri-
gen Zeitraum ausgesetzt waren, ist zu prüfen, ob unter raum-
ordnerischen Gesichtspunkten eine Weiterführung aufgrund
der bisherigen Verfahrensunterlagen noch sachgerecht ist.
Sollte das Verfahren eingestellt und auf Grundlage neuer Ver-
fahrensunterlagen neu eingeleitet werden, ist das UVPG in der
aktuellen Fassung zu beachten.

2.3 FFH-Verträglichkeitsprüfung

Gemäß § 16 Abs. 1 UVPG muss der UVP-Bericht bei einem
Vorhaben, das einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen
Vorhaben, Projekten oder Plänen geeignet ist, ein Natura
2000-Gebiet (FFH-Gebiet oder europäisches Vogelschutzge-
biet) erheblich zu beeinträchtigen, Angaben zu den zu erwar-
tenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Erhaltungsziele
und die für den Schutzzweck wesentlichen Bestandteile die-
ses Gebiets enthalten. Im Raumordnungsverfahren ist die Prü-
fung der Umweltauswirkungen auf Natura 2000-Gebiete so-
weit möglich durchzuführen und soll mit der UVP verbunden
werden (§ 32 UVPG). Durchführbar ist in aller Regel die ge-
mäß § 34 Abs. 1 BNatSchG erforderliche Ermittlung mögli-
cher erheblicher Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten.

Im Fall eines potentiellen Konflikts ist im Raumordnungs-
verfahren zu prüfen, ob eine erhebliche Beeinträchtigung eines
Natura 2000-Gebietes durch den Einsatz geeigneter Schutz-
und Vermeidungsmaßnahmen fachlich ausgeschlossen wer-
den kann. Kommt es beispielsweise bei einem Stromleitungs-
bauvorhaben in Freileitungsbauweise zu erheblichen Beein-
trächtigungen i. S. des FFH-Arten- und Gebietsschutzes, ist zu
prüfen, ob dieser Konflikt durch geänderte Freileitungsbau-
weise, eine Korrektur des Trassenverlaufs oder einen Erdver-
kabelungsabschnitt gelöst werden kann. In Bezug auf stö-
rungsempfindliche Arten können bei linearen Verkehrsinfra-
strukturvorhaben Sichtschutz- oder Lärmschutzwände in Be-
tracht kommen.

Ferner ist zu prüfen, ob eine Verwirklichung des Vorhabens
an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigun-
gen für die Erhaltungsziele von Natura 2000-Gebieten in Be-
tracht kommt. Stellt sich beispielsweise bei Ersatzbauvorha-
ben für Leitungen auf vorhandener Trasse heraus, dass trotz
technischer Optimierung mit hoher Wahrscheinlichkeit Natura
2000-Gebiete berührt sind, so sind räumliche Alternativen zu
prüfen, die eine Vermeidung bzw. Verminderung der Betrof-
fenheit dieser Gebiete erlauben. 

Eine vollständige Verträglichkeitsprüfung aller Kriterien
i. S. des § 34 BNatSchG ist häufig planungsstandbedingt im
Raumordnungsverfahren noch nicht möglich, da eine Betrach-
tung in der Regel nur auf der raumordnerischen Maßstabsebene
erfolgt und noch keine abschließend ausgearbeitete Vorha-
bensplanung zugrunde liegt. Die vollständige FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG (einschließlich voll-
ständiger Prüfung etwaiger Ausnahmegründe bei fehlender
FFH-Verträglichkeit und erforderlichenfalls Einbindung der
EU-Kommission gemäß § 34 Abs. 4 BNatSchG) ist daher in
der Regel erst im konkreten Zulassungsverfahren vorzuneh-
men. Da jedoch § 34 Abs. 3 BNatSchG unter bestimmten Vor-
aussetzungen Vorhaben auch in Natura 2000-Gebieten zu-
lässt, soll die Landesplanungsbehörde auch bei Feststellung
möglicher Beeinträchtigungen solcher Gebiete die Raumver-
träglichkeit im Übrigen prüfen. Im Fall einer voraussichtli-
chen Unzulässigkeit in Folge erheblicher Beeinträchtigungen
(§ 34 Abs. 2 BNatSchG) ist die Prüfung einer Ausnahme ge-
mäß § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG nur hinsichtlich der grund-
sätzlichen Möglichkeit von Maßnahmen zur Sicherung des
Netzzusammenhangs möglich (Grobkonzept für Maßnahmen
zur Kohärenzsicherung).

Sollen mehrere Standort- oder Trassenalternativen unter-
sucht werden, von denen von vornherein jede Konflikte mit
Natura 2000-Gebieten erkennen lässt, ist eine detailliertere
Prüfung geboten. Bereits in der Antragskonferenz nach § 10
Abs. 1 NROG ist zu klären, wie detailliert diesbezüglich der
Untersuchungsumfang sein muss, um Umfang und Schwere
der Auswirkungen der Alternativen vergleichen zu können.

2.4 Prüfung artenschutzrechtlicher Belange

Das Vorhaben soll so geplant und umgesetzt werden, dass
mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für beson-
ders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenar-
ten vermieden werden. Daher ist beispielsweise bei Vorkom-
men besonders geschützter Vogelarten für jede Art zu prüfen,
ob ein Tötungs- und Verletzungstatbestand und erhebliche
Beeinträchtigungen ihrer Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
usw. voraussichtlich ausgeschlossen werden können. Eine ab-
schließende Darlegung der Einhaltung von artenschutzrecht-
lichen Schutzanforderungen erfolgt in der Regel erst in den
Verfahrensunterlagen für das spätere Zulassungsverfahren.

Die Raumverträglichkeitsprüfung, die UVP und die FFH-
Verträglichkeitsprüfung sind formalisierte Prüfungen, die ei-
nem bestimmten Verfahrensablauf bzw. Prüfschema folgen
müssen. Artenschutz ist als „Querschnittsbereich“ in die vor-
genannten Prüfverfahren einzustellen. Formalisierte Anforde-
rungen für eine eigenständige artenschutzrechtliche Prüfung
gibt es nicht.

Auch für die artenschutzrechtliche Prüfung gilt, dass eine
vollständige Prüfung i. S. des § 44 BNatSchG im Raumord-
nungsverfahren noch nicht möglich ist, da eine Betrachtung
in der Regel nur auf der raumordnerischen Maßstabsebene er-
folgt und noch keine abschließend ausgearbeitete Vorhabens-
planung vorliegt. Gleichwohl ist es möglich, dass durch das
Raumordnungsverfahren Vermeidungsmöglichkeiten arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände festgestellt und ggf. als
Maßgabe festgehalten werden. Ebenso bietet das Raumord-
nungsverfahren die Möglichkeit, Artenschutzbelangen bei der
vergleichenden Standort- oder Trassenalternativenbewertung
frühzeitig Rechnung zu tragen und etwa solche Standorte,
Trassen oder Trassenabschnitte auszuschließen, bei denen selbst
unter Heranziehung von Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu erwarten
sind.

2.5 Charakter des Raumordnungsverfahrens, Rechtswirkung
des Ergebnisses, Verhältnis zu nachfolgenden Zulassungs-
verfahren

Das Raumordnungsverfahren ist ein Verfahren eigener Art,
dessen Ergebnis gutachterlichen Charakter hat. Das Ergebnis
des Raumordnungsverfahrens, das in der Landesplanerischen
Feststellung nach § 11 Abs. 1 NROG dokumentiert wird, ent-
faltet keine unmittelbare Rechtswirkung gegenüber dem Trä-
ger des Vorhabens und anderen Personen. Es ersetzt nicht
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Genehmigungen, Planfeststellungen oder sonstige behördli-
che Entscheidungen über die Zulässigkeit des Vorhabens. Die
Landesplanerische Feststellung zur Raumverträglichkeit oder
-unverträglichkeit des Vorhabens stellt keinen Verwaltungs-
akt dar. Eine unmittelbare verwaltungsgerichtliche Klagemög-
lichkeit besteht nicht. Rechtsschutz ist erst im nachfolgenden
Zulassungsverfahren gegeben (vgl. § 49 Abs. 3 UVPG).

Gemäß § 11 Abs. 5 NROG ist das Ergebnis des Raumord-
nungsverfahrens als sonstiges Erfordernis der Raumordnung
i. S. von § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG in nachfolgenden Verfahren so-
wie bei anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men, die den im Raumordnungsverfahren beurteilten Gegen-
stand betreffen können, zu berücksichtigen. Die Pflicht zur
„Berücksichtigung“ umschließt die Befugnis, Ergebnisse aus
dem Raumordnungsverfahren in einer Abwägungs- oder Er-
messensentscheidung hinter anderen Belangen zurücktreten
zu lassen, soweit dies gerechtfertigt ist. Dieser Abwägungsbe-
fugnis werden jedoch durch die Bestimmungen in § 4 ROG
zur Bindungswirkung von Zielen der Raumordnung Grenzen
gesetzt. Die Abwägungsbefugnis gilt inhaltlich nicht, soweit
die Raumverträglichkeitsprüfung die (Un-)Vereinbarkeit eines
Vorhabens mit Zielen der Raumordnung festgestellt hat. Die
Pflicht zur Beachtung von Zielen der Raumordnung gemäß
§ 4 ROG wird durch § 11 Abs. 5 NROG nicht relativiert. Das
heißt: 

a) Es besteht eine Berücksichtigungspflicht — einschließlich
einer Abwägungsbefugnis — von Feststellungen dazu, ob
die geprüfte raumbedeutsame Planung oder Maßnahme mit
den Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der Raum-
ordnung übereinstimmt und wie diese Planung oder Maß-
nahme unter den Gesichtspunkten der Raumordnung mit
anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
in Einklang gebracht werden kann.

b) Soweit sich die Landesplanerische Feststellung darauf be-
zieht, ob die geprüfte raumbedeutsame Planung oder Maß-
nahme Zielen der Raumordnung widerspricht oder unter
welchen Maßgaben sie mit den Zielen der Raumordnung
übereinstimmt, besteht kein Abwägungsspielraum. Eine
Nichtberücksichtigung von Feststellungen der Landespla-
nungsbehörde bezüglich zu beachtender Ziele der Raum-
ordnung widerspräche den Anforderungen an eine ord-
nungsgemäße Planung oder Zulassungsprüfung. Gesetz-
lich bindende Ziele stehen einer unveränderten Weiterver-
folgung der Planung oder der späteren Vorhabenszulassung
stets entgegen.

Werden Konflikte mit Zielen der Raumordnung erkannt,
soll die Landesplanungsbehörde darauf hinwirken, dass das
Vorhaben mit den Zielen der Raumordnung in Einklang ge-
bracht wird (z. B. Umplanung des Vorhabens, Zielabweichungs-
verfahren gemäß § 6 Abs. 2 ROG und § 8 NROG in besonders
gelagerten Einzelfällen). 

Das Raumordnungsverfahren ist ein sog. „vorgelagertes Ver-
fahren“ i. S. des § 2 Abs. 6 Nr. 2 UVPG und soll bei UVP-
pflichtigen Vorhaben die UVP in späteren Zulassungsverfah-
ren erleichtern und beschleunigen. Bei UVP-pflichtigen Vor-
haben darf gemäß § 49 Abs. 2 UVPG im nachfolgenden
Zulassungsverfahren auf die UVP im Raumordnungsverfah-
ren aufgebaut und die Prüfung der Umweltverträglichkeit auf
zusätzliche erhebliche oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen des Vorhabens beschränkt werden. Dies gilt solange,
wie die im Raumordnungsverfahren zugrunde gelegten Unter-
suchungsergebnisse, Daten und Annahmen noch hinreichend
aktuell sind. Die Grenze einer hinreichenden Aktualität kann
nicht pauschaliert werden, sondern richtet sich nach dem je-
weiligen Verfahrensgegenstand und Einzelfall. Bei naturschutz-
fachlichen Daten zu Arten und Biotopen sollen Untersu-
chungsergebnisse nicht älter als fünf Jahre sein. Sind sie älter
als sieben Jahre, können sie in aller Regel nur herangezogen
werden, wenn ihre Aktualität durch die zuständige Natur-
schutzbehörde ausdrücklich bestätigt wird. 

Zur Beschleunigung des Zulassungsverfahrens, insbesonde-
re zur Vermeidung von Doppelprüfungen und zur effektiven
Abschichtung des Prüfumfangs zwischen Raumordnungsver-
fahren und nachfolgendem Zulassungsverfahren, ist seitens

der Landesplanungsbehörde frühzeitig eine Abstimmung mit
der zuständigen Zulassungsbehörde durchzuführen.

Aufgrund ihrer Abschichtungswirkung zählt die Landespla-
nerische Feststellung zu den im nachfolgenden Zulassungs-
verfahren entscheidungserheblichen Berichten und Empfeh-
lungen i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 6 UVPG und ist dabei gemäß
§ 19 Abs. 2 Nr. 2 UVPG im Beteiligungsverfahren mit zur Ein-
sicht auszulegen.

3. Entscheidung über die Erforderlichkeit eines Raumordnungsver-
fahrens 

3.1 Ermessensentscheidung, Benehmensherstellung bei Bun-
desvorhaben 

Über die Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens
ist jeweils im Einzelfall zu entscheiden. Es handelt sich um eine
Ermessensentscheidung der zuständigen Landesplanungsbe-
hörde. Weder ein Vorhabenträger, noch eine Kommune oder
Dritte haben einen Rechtsanspruch auf Einleitung oder
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens (§ 10 Abs. 2
NROG).

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des
Bundes sind die Benehmenserfordernisse nach § 15 Abs. 5
ROG zu beachten. Danach ist die Entscheidung der Landes-
planungsbehörde über die Durchführung eines Raumord-
nungsverfahrens im Benehmen mit der jeweiligen öffentlichen
Stelle des Bundes, mit der jeweiligen öffentlichen Stelle, die
im Auftrag des Bundes tätig ist, oder mit der Person des Pri-
vatrechts nach § 5 Abs. 1 ROG, die öffentliche Aufgaben für
den Bund durchführt, zu treffen. Öffentliche Stellen sind sol-
che i. S. der Legaldefinition des § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG. Perso-
nen des Privatrechts sind insbesondere privatisierte Unterneh-
men der Daseinsvorsorge, z. B. Deutsche Bahn AG, Deutsche
Telekom AG, Deutsche Post AG. Benehmensherstellung erfor-
dert eine Gelegenheit zur Stellungnahme und eine nachvoll-
ziehbare Würdigung der vorgetragenen Aspekte; Einverneh-
men muss nicht hergestellt werden.

3.2 Vorhaben nach der Raumordnungsverordnung (RoV)

Für die in der RoV aufgeführten Vorhaben ist im Regelfall
ein Raumordnungsverfahren erforderlich, wenn sie im Einzel-
fall raumbedeutsam sind und überörtliche Bedeutung haben
(§ 15 Abs. 1 ROG i. V. m. § 1 Satz 1 RoV). Nur wenn die ge-
nannten Tatbestandsmerkmale nicht zutreffen, weil es sich
z. B. um ein untypisch kleines Vorhaben seiner Art handelt und
es kein überörtlich bedeutsames Konfliktpotential hat, besteht
hiernach kein Erfordernis eines Raumordnungsverfahrens.

3.3 Weitere raumbedeutsame Vorhaben

Die Durchführung von Raumordnungsverfahren ist gemäß
§ 9 Abs. 1 NROG auch für andere als in der RoV genannte Vor-
haben zulässig, wenn diese raumbedeutsam und von überörtli-
cher Bedeutung sind, beispielsweise:

a) Bau von Bundesfernstraßen, die nicht unter § 1 Nr. 8 RoV
fallen (Ortsumgehungen),

b) Bau von Landes- und Kreisstraßen,

c) Errichtung von unterirdischen Speicherfeldern,

d) Güterverkehrszentren,

e) Anlagen bzw. Anlagengruppen zur regenerativen Energie-
gewinnung (z. B. Wind- und Bioenergieanlagen sowie An-
lagen zur Erzeugung von Strom aus Sonnen- und Wasser-
energie), die nicht unter § 1 Nr. 1 RoV fallen,

f) Hochspannungsleitungen ab 110 kV, soweit sie nicht un-
ter § 1 Nr. 14 RoV fallen (Hochspannungsleitungen ab
110 kV, die nicht als Freileitungen geführt werden),

g) Leitungen, soweit sie nicht unter § 1 Nrn. 1, 6 und 14 RoV
fallen (z. B. Leitungen, die dem Ferntransport von Stoffen,
Wasser, Gas oder Wärme, der öffentlichen Abwasserbesei-
tigung, der Telekommunikation oder dem Rundfunk die-
nen) und soweit sie einem Genehmigungsvorbehalt un-
terliegen (anders bei genehmigungsfreien Maßnahmen,
siehe Nummer 3.4.4 Abs. 8).

§ 9 Abs. 1 NROG hat nur klarstellende Bedeutung, die Zu-
lässigkeit ergibt sich bereits aus § 1 Satz 2 RoV. Die Erforder-
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lichkeit eines solchen Raumordnungsverfahrens ist ebenfalls
in jedem Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen;
die Ausführungen unter Nummer 3.4 können entsprechend
herangezogen werden.

3.4 Absehen von einem Raumordnungsverfahren nach der
RoV (§ 16 Abs. 2 ROG, § 9 Abs. 2 NROG)

Von der Durchführung eines Raumordnungsverfahrens
kann abgesehen werden, wenn eine Beurteilung der raumord-
nerischen Verträglichkeit der Planung oder der konkreten
Maßnahme auf andere Weise gesichert ist und dadurch die
Einhaltung von Zielen der Raumordnung sowie die Abstim-
mung mit anderen Vorhaben bzw. Raumansprüchen auch
ohne Raumordnungsverfahren sachgerecht möglich ist. Die
Hauptanwendungsfälle für eine Entbehrlichkeit ergeben sich
aus § 9 Abs. 2 NROG, die Aufzählung im NROG ist aber nicht
abschließend. 

3.4.1 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG

§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG erfasst Vorhaben, bei denen
die Raumverträglichkeit auch ohne Raumordnungsverfahren
eindeutig allein aufgrund der Zielfestlegungen des LROP oder
des RROP bejaht oder verneint werden kann.

Ein Raumordnungsverfahren ist in aller Regel entbehrlich,
wenn ein Vorhaben Zielen der Raumordnung widerspricht
und nicht erkennbar ist, dass das Vorhaben — z. B. durch Mo-
difizierungen, durch Zielabweichungsverfahren oder durch
nachträglichen Widerspruch nach § 5 ROG — rechtskonform
realisiert werden könnte. Da bindende Ziele der Raumordnung
keiner Abwägung zugänglich sind, sondern der Zulässigkeit
eines Vorhabens zwingend entgegenstehen, könnte ein Ziel-
verstoß weder durch andere Maßnahmen „kompensiert“ noch
anderweitig raumverträglich werden. Daher ist  eine vollstän-
dige Raumverträglichkeitsprüfung in solchen Fallkonstellatio-
nen in aller Regel überflüssig.

Umgekehrt stellt allein die Vereinbarkeit mit Zielen noch
nicht die vollständige Raumverträglichkeit des Vorhabens
fest. Die Raumverträglichkeitsprüfung beschränkt sich nicht
auf die Ziele der Raumordnung, sondern bezieht sich auch auf
Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung, auf
weitere raumbedeutsame Auswirkungen, die nicht Erforder-
nisse der Raumordnung berühren, sowie darauf, wie das Vor-
haben mit anderen Planungen und Maßnahmen abgestimmt
werden kann. Die Vereinbarkeit mit Zielen der Raumordnung
ist daher nur ein Prüfbaustein. Bei Vereinbarkeit mit Zielen
der Raumordnung kann auf ein Raumordnungsverfahren nur
dann verzichtet werden, wenn entweder die Raumverträglich-
keit des Vorhabens im Übrigen zweifelsfrei feststeht oder im
Einzelfall klar absehbar ist, dass auch ein Raumordnungsver-
fahren voraussichtlich keine wesentlichen, weiterführenden
Erkenntnisse zur Raumverträglichkeit hervorbringen würde.
Eine entsprechende Einschätzung kann ggf. erst nach Durch-
führung einer Antragskonferenz vorgenommen werden. Diese
Gründe muss die zuständige Landesplanungsbehörde darlegen
können.

So ist z. B. die Entbehrlichkeit eines Raumordnungsverfah-
rens nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG regelmäßig im Zusam-
menhang mit der Planung oder Verwirklichung eines Wind-
parks gegeben, wenn das RROP bereits für Windenergienut-
zung Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung normiert hat.
Gleiches gilt zumeist für Bodenabbauten in Vorranggebieten
Rohstoffgewinnung. Die für die Raumverträglichkeit relevan-
ten und überörtlichen Aspekte wurden bereits bei der Flä-
chenabgrenzung gesamträumlich geprüft. Sieht das RROP
keine Ausschlusswirkung vor, kann ein Raumordnungsver-
fahren zumindest entfallen, wenn der Standort innerhalb ei-
nes festgelegten Vorranggebietes liegt. Ergänzende Aspekte,
die erst in einem nachfolgenden Bauleitplanverfahren sowie
im Zulassungsverfahren relevant werden, sind regelmäßig
nicht mehr solche, die noch die Prüfebene und Maßstäblich-
keit der Raumordnung betreffen. 

Ebenso kann ein Raumordnungsverfahren für ein Einkaufs-
zentrum oder einen großflächigen Einzelhandelsbetrieb ge-
mäß § 1 Nr. 19 RoV entbehrlich sein, da das LROP differen-
zierte und in ihren Voraussetzungen eindeutig bestimmte

Festlegungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßprojek-
ten enthält, anhand derer in der Regel auch ohne Raumord-
nungsverfahren eine eindeutige Aussage zur Raumverträg-
lichkeit getroffen werden kann. Lediglich das als Grundsatz
ausgestaltete Kongruenzgebot für aperiodische Sortimente in
Mittel- und Oberzentren eröffnet Prüfspielräume für eine lan-
desplanerische Bewertung. Die Prüfung der Raumverträglich-
keit von Einzelhandelsgroßprojekten kann daher in der Regel
im Rahmen einer formlosen landesplanerischen Stellungnah-
me erfolgen, weil mit einem förmlichen Raumordnungsver-
fahren kein nennenswerter Mehrwert verbunden wäre (vgl.
Nummer 3.4.4). 

Regelmäßig nicht unter § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG fallen
Verfahren, in denen es um die erstmalige Prüfung von linea-
ren Infrastrukturvorhaben wie Leitungen oder Verkehrswege
geht, die raumplanerisch noch nicht aufgearbeitet wurden, da
hier in aller Regel eine Prüfung von Trassenalternativen vor-
zunehmen ist oder zumindest nicht von vornherein ausge-
schlossen werden kann.

3.4.2 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG

Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG kann von einem Raum-
ordnungsverfahren abgesehen werden, wenn die raumbedeut-
same Planung oder Maßnahme den Darstellungen eines be-
reits bestehenden Flächennutzungsplans oder den Festsetzun-
gen eines geltenden Bebauungsplans entspricht oder wider-
spricht.

In Bezug auf Maßnahmen geht die Norm von dem Fall aus,
dass die konkrete Maßnahme im Geltungsbereich einer öffent-
lichen städtebaulichen Planung liegt, die die Rahmen- bzw.
Genehmigungsbedingungen für die Vorhabensrealisierung vor-
gibt. Wurde schon im Rahmen der Aufstellung oder Ände-
rung dieser Planung abstrakt (z. B. im Rahmen eines gesamt-
räumlichen Konzepts auf Ebene des Flächennutzungsplans
oder als großräumige vorsorgende Angebotsplanung durch ei-
nen Bebauungsplan) die Raumverträglichkeit des von ihr er-
möglichten Vorhabens geprüft, kann nach § 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 NROG eine erneute Raumverträglichkeitsprüfung in ei-
nem separaten Raumordnungsverfahren vor dem Zulassungs-
verfahren für ein konkretes Einzelvorhaben entbehrlich sein.
Voraussetzung hierfür ist daher, dass die städtebaulichen Pla-
nungen den Zielen der Raumordnung angepasst sind. Für ver-
altete Pläne, für die die Anpassung nach § 1 Abs. 4 BauGB
noch aussteht, ist die o. g. NROG-Regelung nicht heranzieh-
bar. 

Bedeutung hat die Vorschrift dabei nur in Fällen, in denen
die Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens rechtlich gesi-
chert werden könnten, d.h. bei Vorhaben nach § 35 BauGB so-
wie bei Vorhaben nach § 34 Abs. 3 a BauGB. Hier zählen die
Erfordernisse der Raumordnung zu den als Genehmigungs-
voraussetzung beachtlichen öffentlichen Belangen. Praktische
Bedeutung kann diese Konstellation z. B. bei Vorhaben i. S.
des § 1 Nrn. 15 und 19 RoV haben. Für Vorhaben im Gel-
tungsbereich eines rechtswirksamen Bebauungsplans oder
Vorhaben im Innenbereich besteht in der Regel hingegen kei-
ne rechtliche Möglichkeit, das Ergebnis des Raumordnungs-
verfahrens als Erfordernis der Raumordnung ins Genehmi-
gungsverfahren einzubringen. Weder § 30 BauGB noch § 34
BauGB enthält eine Raumordnungsklausel i. S. des § 4 Abs. 2
ROG, die die Erteilung einer Baugenehmigung von der Einhal-
tung von Erfordernissen der Raumordnung abhängig macht. 

Nicht anwendbar ist § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG auf Maß-
nahmen, in denen trotz Bebauungsplan eine Zielbeachtungs-
pflicht besteht, nämlich

a) bei planfeststellungspflichtigen Vorhaben (§ 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 NROG i. V. m. § 38 BauGB) oder 

b) in anderen Fällen, in denen ein Vorhaben zwar im räumli-
chen Geltungsbereich eines Bebauungsplans, aber von sei-
nen Festsetzungen abweichend realisiert werden soll (Ge-
nehmigung des Vorhabens im Wege einer Befreiung nach
§ 31 BauGB). Erfordernisse der Raumordnung zählen so-
wohl zu den als Genehmigungsvoraussetzung zu erfüllen-
den Gründen des Wohls der Allgemeinheit als auch zu den
beachtlichen öffentlichen Belangen. Zudem sind Raum-
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verträglichkeitserwägungen im Rahmen der Ermessens-
entscheidung zu berücksichtigen.

In diesen nicht § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG unterliegen-
den Fallkonstellationen kann das Absehen von einem Raum-
ordnungsverfahren aus anderen Gründen erfolgen (siehe Num-
mer 3.4.4). 

In Bezug auf Bebauungspläne, die sich auf ein in der RoV
genanntes Vorhaben beziehen, ist der Verzicht auf ein Raum-
ordnungsverfahren nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG in der
Regel möglich, wenn diese aus einem Flächennutzungsplan
entwickelt sind, der seinerseits den aktuell rechtswirksamen
Zielen der Raumordnung angepasst ist.

Ein Verzicht auf ein Raumordnungsverfahren für Inhalte
von Flächennutzungsplanneuaufstellungen oder -änderungen,
welche die Voraussetzungen für ein konkretes, raumbedeut-
sames Vorhaben schaffen sollen, lässt sich wegen des klaren
Wortlauts nicht aus § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NROG, sondern
nur aus anderen Gründen ableiten (siehe Nummern 3.4.1 und
3.4.4).

3.4.3 Verzicht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NROG

Unter den Tatbestand von § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NROG fal-
len nur solche Abstimmungsverfahren, die gesetzlich geregelt
sind und die zum Zeitpunkt der Prüfung der Erforderlichkeit
eines Raumordnungsverfahrens bereits erfolgt sind. Ein Fall
von § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NROG liegt insbesondere vor,
wenn der Standort für ein Vorhaben bereits auf Grundlage ei-
nes anderen gesetzlichen Abstimmungsverfahrens in einem
aktuellen Fachplan verbindlich ausgewiesen und die Landes-
planung an diesem Fachverfahren förmlich beteiligt worden
ist (z. B. Standort einer Abfalldeponie durch einen Abfallent-
sorgungsplan).

Auf parallel laufende oder erst künftig durchzuführende
Verfahren findet die Vorschrift keine Anwendung. Die Norm
kann nicht herangezogen werden, um auf ein Raumordnungs-
verfahren mit dem Hinweis zu verzichten, dass die Prüfung der
Raum- und Umweltverträglichkeit im späteren Zulassungs-
verfahren erfolgen könne. Linienbestimmungsverfahren nach
§ 16 FStrG fallen generell nicht unter diese Norm, da sie dem
Raumordnungsverfahren zeitlich nachgelagert sind (die Er-
gebnisse des Raumordnungsverfahrens sind im Linienbestim-
mungsverfahren zu berücksichtigen, § 16 Abs. 2 Satz 1 FStrG).

Pläne und Konzepte, die nicht auf einem gesetzlichen Ab-
stimmungsverfahren beruhen, fallen ebenfalls nicht unter diese
Regelung (siehe hierzu aber Nummer 3.4.4). 

3.4.4 Verzicht aus anderen Gründen

Da die Aufzählung des § 9 Abs. 2 Satz 1 NROG nicht ab-
schließend ist, kann es weitere Fallkonstellationen geben, bei
denen ein Raumordnungsverfahren nicht erforderlich ist. 

Im Einzelfall kann es möglich sein, von einem Raumord-
nungsverfahren abzusehen, wenn sich eine konkrete Nutzung
auf bestimmten Flächen nur anhand eines Plans oder eines
Konzepts vollziehen soll, das unter Beteiligung der Landespla-
nungsbehörde erarbeitet und mit den Trägern öffentlicher Be-
lange abgestimmt wurde. Beispiele hierfür sind ein Abbauleit-
plan für die Sicherung und Verwirklichung von Maßnahmen
der Rohstoffgewinnung oder ein Entwicklungsplan oder inte-
griertes Entwicklungskonzept zur vorsorglichen Sicherung
von Flächen für andere Nutzungen.

Sowohl in Bezug auf die in der RoV aufgeführten Vorhaben
als auch in Bezug auf die in § 9 Abs. 1 NROG genannten Vor-
haben kann auf ein Raumordnungsverfahren verzichtet wer-
den, wenn bereits absehbar ist, dass gegen die Verwirklichung
des Vorhabens aus raumordnerischer Sicht keine Bedenken
bestehen und das Verfahren voraussichtlich keine weiteren
Aufschlüsse bringen wird. Gleiches gilt, wenn ein Vorhaben
nur ein geringes Konfliktpotential zu erwarten lässt, bei dem
eine ausreichende Berücksichtigung der Erfordernisse der
Raumordnung auf andere Weise gewährleistet ist. Dies kann
z. B. der Fall sein, wenn

a) erhebliche Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind,
eine förmliche UVP nicht erforderlich ist und grundsätz-

lich ein beschleunigtes Raumordnungsverfahren zulässig
wäre und 

b) nur ein Standort für das geplante standortabhängige Vor-
haben in Betracht kommt (z. B. bei Vorhaben zum Abbau
standortgebundener Rohstoffe, z. B. bei privaten Vorhaben,
die nur auf einer Fläche im Eigentum des Trägers realisiert
werden sollen).

Auch bei standortgebundenen Vorhaben muss bei der Ent-
scheidung über die Erforderlichkeit eines Raumordnungsver-
fahrens jedoch berücksichtigt werden, dass Untersuchungen
zur Raumverträglichkeit auch der Ermittlung von Möglichkei-
ten dienen, nachteilige Auswirkungen auf andere raumbe-
deutsame Nutzungen und Funktionen zu minimieren und
eine Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen
und Maßnahmen zu erreichen.

Für Vorhaben mit erheblichen Umweltauswirkungen, die
z. B. einen starken Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen,
kommt der Verzicht in der Regel nicht in Betracht, selbst
wenn Standortalternativen fehlen. Im Rahmen der Ermessens-
entscheidung, ob ein Raumordnungsverfahren durchzufüh-
ren ist, müssen die entsprechenden Gesichtspunkte im Ein-
zelfall durch die Landesplanungsbehörde abgewogen und do-
kumentiert werden.

Ein Verzicht auf ein Raumordnungsverfahren kann schließ-
lich in Betracht kommen, wenn kein nennenswerter Mehr-
wert des mit einem deutlich höheren Verwaltungsaufwand
verbundenen förmlichen Prüfverfahrens erkennbar ist und
eine formlose landesplanerische Stellungnahme ausreichend
erscheint. Dies kann insbesondere in Betracht kommen, wenn
nur eine abstrakte Planung oder Prüfung vorliegt, die noch
nicht mit einer konkreten Maßnahmenplanung oder -konzep-
tion für ein raumbedeutsames Einzelvorhaben einhergeht. So
sind Raumordnungsverfahren allein auf der Basis geplanter
Darstellungen eines Flächennutzungsplans vielfach nicht er-
forderlich.

An einem Mehrwert kann es im Einzelfall auch fehlen, wenn
ein bereits raumordnerisch abgestimmter Standort oder Korri-
dor für ein ähnlich geartetes Vorhaben mit genutzt werden
kann. So etwa bei Verlegung einer neuen Leitung neben andere
Leitungen, für die bereits ein Raumordnungsverfahren durch-
geführt wurde, wenn sich die räumlichen, sachlichen und
rechtlichen Gegebenheiten nicht wesentlich geändert haben
und keine erheblichen kumulativen Wirkungen zu erwarten
sind.

Auf ein Raumordnungsverfahren ist in aller Regel zu ver-
zichten, wenn keine rechtliche Möglichkeit besteht, mit dem
Ergebnis des Raumordnungsverfahrens auf die Vorhabenum-
setzung Einfluss zu nehmen. Beispielsweise geht für gänzlich
genehmigungsfreie Privatvorhaben der Nutzen eines Raum-
ordnungsverfahrens ins Leere, ebenso bei genehmigungspflich-
tigen Vorhaben, für die aber die Erfordernisse der Raumord-
nung keine Genehmigungsvoraussetzung sind. Insofern ist es
nicht verhältnismäßig, dem Vorhabenträger ein zusätzliches,
mit Zeit- und Kostenaufwand verbundenes Verfahren abzu-
verlangen. 

3.5 Gesetzlicher Ausschluss eines Raumordnungsverfahrens

Ist durch ein Fachgesetz des Bundes geregelt, dass abwei-
chend von § 15 Abs. 1 ROG i. V. m. § 1 RoV kein Raumord-
nungsverfahren für eine bestimmte Art von Vorhaben durch-
geführt wird, hat diese Spezialregelung Vorrang.

Gemäß § 28 NABEG findet abweichend von § 15 Abs. 1
ROG i. V. m. § 1 Satz 2 Nr. 14 RoV kein Raumordnungsver-
fahren für die Errichtung oder die Änderung von Höchstspan-
nungsleitungen statt, sofern für diese im Bundesnetzplan
Trassenkorridore oder Trassen ausgewiesen sind und die Gel-
tungsdauer der zugrunde liegenden Bundesfachplanung der
Bundesnetzagentur gemäß § 15 Abs. 2 NABEG noch nicht ab-
gelaufen ist. 

Gemäß § 20 Abs. 4 StandAG findet abweichend von § 15
Abs. 1 ROG i. V. m. mit § 1 Satz 3 Nr. 16 RoV ein Raumord-
nungsverfahren für die Errichtung eines Endlagers für hochra-
dioaktive Abfälle nicht statt.
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3.6 Entscheidungsfrist; Begründung der Entscheidung 

Über das Erfordernis, ein Raumordnungsverfahren durch-
zuführen, ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Ein-
reichung der hierfür erforderlichen Unterlagen zu entschei-
den (§ 15 Abs. 4 Satz 1 ROG). Dieser Zeitpunkt kann bei ein-
zelnen Vorhaben bereits in der Beratungsphase (siehe Num-
mer 4.1) erreicht sein, sofern schon eine für die Beurteilung
ausreichende Darstellung zu Art und Umfang des beabsichtig-
ten Vorhabens und des voraussichtlich betroffenen Raums
seitens des Vorhabenträgers vorliegt, die zur Beurteilung der
Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens ausreicht.
Bei anderen Vorhaben ist es erst aufgrund der für die Antrags-
konferenz nach § 10 Abs. 1 NROG (siehe Nummer 4.3 ff.) vor-
zulegenden Unterlagen oder aber auf der Grundlage der im
Rahmen einer Antragskonferenz gewonnenen Stellungnah-
men möglich, zu entscheiden, ob ein Raumordnungsverfah-
ren erforderlich oder entbehrlich ist.

Wird die Entbehrlichkeit eines Raumordnungsverfahrens
festgestellt, sind gleichzeitig die zu dieser Feststellung führen-
den Gründe zu benennen.

3.7 Abgrenzung der Feststellung der Nichterforderlichkeit ei-
nes Raumordnungsverfahrens von Äußerungen zur Beur-
teilung des Vorhabens

Wird im Rahmen der Antragsberatung oder der Antrags-
konferenz festgestellt, dass ein Raumordnungsverfahren ent-
behrlich ist, handelt es sich um eine rein verfahrensrechtliche
Feststellung. Teil dieser Feststellung ist auch, die zu ihr füh-
renden Gründe zu benennen. Hierzu gehört insbesondere die
Angabe, in welchem anderen Verfahren die Prüfung der Raum-
verträglichkeit erfolgt ist oder erfolgen soll.

Die Feststellung der Entbehrlichkeit eines Raumordnungs-
verfahrens (einschließlich ihrer Begründung) stellt keine lan-
desplanerische Stellungnahme dar, weil ihr — anders als
dieser — keine abschließende Raumverträglichkeitsprüfung
zugrunde liegt. Eine landesplanerische Stellungnahme setzt
voraus, dass die Landesplanungsbehörde eine Raumverträg-
lichkeitsprüfung vorgenommen hat, sich also inhaltlich mit
allen raumbedeutsamen Auswirkungen eines Vorhabens sys-
tematisch befasst und diese bewertet hat.

Ergehen zugleich weitere Äußerungen, ist deutlich zu ma-
chen, dass sie eine spätere landesplanerische Stellungnahme
nicht ersetzen. Solche Äußerungen sind beispielsweise die
Zusammenfassung der Ergebnisse einer Antragskonferenz (auf
der die Nichterforderlichkeit des Raumordnungsverfahrens
diskutiert wurde), durch die der Vorhabenträger erste gutacht-
liche Anregungen und Hinweise der Landesplanungsbehörde
für die raumordnungskonforme Ausgestaltung seines Vorha-
bens und Informationen über von anderen Stellen vorgebrachte
Hinweise zum weiteren (Zulassungs-)Verfahren erhält. Hier-
unter fallen ferner erste Einschätzungen der Landesplanungs-
behörde, denen noch keine umfängliche landesplanerische
Raumverträglichkeitsprüfung zugrunde liegt, sowie die (unge-
prüfte) Weitergabe der Äußerung einer anderen Stelle.

4. Vorbereitung des Raumordnungsverfahrens

4.1 Beratung und Unterrichtung eines Vorhabenträgers

Tritt ein Vorhabenträger an die zuständige Landesplanungs-
behörde heran, um das Erfordernis eines Raumordnungsver-
fahrens zu klären und ggf. die Vorbereitungen für die An-
tragskonferenz aufzunehmen, kommt der Landesplanungsbe-
hörde eine wichtige beratende Funktion zu. Bei dieser früh-
zeitigen Kontaktaufnahme zwischen dem Vorhabenträger und
der Landesplanungsbehörde soll der Vorhabenträger 

a) über den formalen Ablauf, Zweck, Inhalt und Rechtscha-
rakter des Raumordnungsverfahrens generell informiert,

b) auf die erforderliche Qualität und den zu erwartenden
Umfang der Verfahrensunterlagen im Einzelnen hingewie-
sen,

c) hinsichtlich der für die Antragskonferenz benötigten Un-
terlagen beraten und

d) über etwaige Kostenfolgen informiert

werden.

Die Beratung kann auch dazu dienen, die etwaige Entbehr-
lichkeit eines Raumordnungsverfahrens abzuklären, wenn ein
Vorhaben z. B. gar nicht als raumbedeutsam einzustufen ist
oder ein anderer Verzichtsgrund nach § 9 Abs. 2 NROG klar
ersichtlich ist.

Handelt es sich um ein UVP-pflichtiges Vorhaben, ist der
Vorhabenträger zudem gemäß § 15 Abs. 1 UVPG frühzeitig
über Inhalt, Umfang und Detailtiefe der Angaben, die er vor-
aussichtlich in den UVP-Bericht aufnehmen muss (Untersu-
chungsrahmen), zu beraten; diese Beratung ist erforderlichen-
falls auch nach der Unterrichtung über den Untersuchungs-
rahmen fortzuführen (§ 15 Abs. 5 UVPG). Hat der Feststellung
der UVP-Pflicht eine Vorprüfung vorauszugehen, hat sich die
Beratung auch auf die für die Vorprüfung erforderlichen Un-
terlagen (§ 7 Abs. 4 UVPG) zu beziehen.

4.2 Feststellung einer UVP-Pflicht

§ 5 UVPG erfordert eine ausdrückliche Feststellung der
Landesplanungsbehörde, ob für das geplante Vorhaben eine
UVP-Pflicht besteht. Sie ist so frühzeitig wie möglich zu tref-
fen, weil sie Auswirkungen auf die weitere Vorbereitung und
Durchführung des Raumordnungsverfahrens hat sowie für die
Frage von Bedeutung ist, ob ein beschleunigtes Raumord-
nungsverfahren mit verfahrensrechtlichen Erleichterungen in
Betracht kommt (siehe Nummern 4.3 ff. und 6). Zuständig für
die Feststellung ist die Landesplanungsbehörde; sie kann nach
eigenem Ermessen andere öffentliche Stellen mit einem um-
welt- oder gesundheitsbezogenen Aufgabenbereich hinzuzie-
hen.

Die Feststellung der UVP-Pflicht kann zu verschiedenen
Zeitpunkten in Betracht kommen:

a) Sie kann auf Antrag des Vorhabenträgers bereits vor der
Antragskonferenz erfolgen (Fallkonstellation nach § 5 Abs. 1
Nr. 1 UVPG), insbesondere um festzustellen, dass keine
UVP-Pflicht besteht und die Möglichkeit eines beschleu-
nigten Raumordnungsverfahrens genutzt werden kann. Sie
soll daher möglichst mit der Beratung nach Nummer 4.1
verbunden werden. 

b) Des Weiteren kann die Feststellung einer UVP-Pflicht mit
der Antragskonferenz verbunden werden (Fallkonstella-
tion nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 UVPG) und im Rahmen der Un-
terrichtung über den Untersuchungsrahmen nach Num-
mer 4.3.3 erfolgen.

Die in § 5 Abs. 1 Nr. 3 UVPG genannte Variante (nach Be-
ginn des Verfahrens) ist für Raumordnungsverfahren nicht
einschlägig, da nach Vorgaben des NROG spätestens bei der
Antragskonferenz die Prüfung der UVP-Pflicht erfolgt sein muss.

Bei Neuvorhaben richtet sich die Feststellung einer UVP-
Pflicht insbesondere nach den §§ 6 und 7 UVPG. Handelt es
sich um ein in Anlage 1 UVPG genanntes Vorhaben, das die
darin genannten Größen- oder Leistungswerte erreicht oder
überschreitet und in Spalte 1 der Anlage mit dem Buchstaben
„X“ gekennzeichnet ist, kann ohne weitere Vorprüfung festge-
stellt werden, dass das Vorhaben UVP-pflichtig ist.

Handelt es sich um ein in Anlage 1 UVPG genanntes Vorha-
ben, das in deren Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ oder „S“
gekennzeichnet ist, ist durch eine allgemeine („A“) oder stand-
ortbezogene („S“) Vorprüfung festzustellen, ob von ihm vor-
aussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ausgehen und
eine UVP-Pflicht besteht. Bei dieser UVP-Vorprüfung (sog.
Screening) handelt es sich um eine überschlägige Voraus-
schau mit begrenzter Prüfungstiefe. Die Landesplanungsbe-
hörde hat bei der Vorprüfung die spätere Zulassungsbehörde
hinzuziehen. Gemäß § 7 Abs. 3 UVPG kann die Vorprüfung
entfallen, wenn der Vorhabenträger die Durchführung einer
UVP beantragt. Die Landesplanungsbehörde hat die Feststel-
lung einer UVP-Pflicht im Regelfall innerhalb einer Frist von
maximal sechs Wochen nach Erhalt der vom Vorhabenträger
für die Vorprüfung vorzulegenden notwendigen Unterlagen
(§ 7 Abs. 4 UVPG) zu treffen (§ 7 Abs. 6 Satz 1 UVPG).

In besonderen Fallkonstellationen, etwa bei Vorhaben mit
einem Störfallrisiko, bei Kumulation von Vorhaben oder bei
Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben, sind für die Feststel-



Nds. MBl. Nr. 31/2019

1170

lung einer UVP-Pflicht und eine etwaige Vorprüfung die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 14 UVPG zu beachten.

Für die in Anlage 1 NUVPG aufgelisteten Vorhaben kann
sich eine UVP-Pflicht ferner aus den Bestimmungen des Lan-
desrechts ergeben.

Das Ergebnis einer Vorprüfungsentscheidung ist zu begrün-
den. Das Ergebnis der Vorprüfung und die wesentlichen
Gründe sind gemäß § 5 Abs. 2 UVPG der Öffentlichkeit be-
kannt zu geben. Führt die Vorprüfung zu dem Ergebnis, dass
eine UVP-Pflicht besteht, ist die Bekanntgabe mit der Be-
kanntmachung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit bei Be-
ginn des Beteiligungsverfahrens zu verbinden (§ 15 Abs. 3
Satz 3 ROG, § 10 Abs. 5 Satz 2 NROG, § 19 UVPG, siehe Num-
mer 5.3.1). Wird in einer Vorprüfung festgestellt, dass für das
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht und wird daher ein be-
schleunigtes Raumordnungsverfahren nach § 16 Abs. 1 ROG
i. V. m. § 12 NROG ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchge-
führt, muss die Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG separat er-
folgen.

4.3 Antragskonferenz (§ 10 Abs. 1 NROG)

4.3.1 Zweck, vorbereitende Unterlagen, Teilnehmerkreis

Die Durchführung einer Antragskonferenz ist zwingend
vorgesehen, es sei denn, die Entbehrlichkeit eines Raumord-
nungsverfahrens wurde bereits vorher festgestellt. Die An-
tragskonferenz dient dazu, die Erforderlichkeit eines Raum-
ordnungsverfahrens, Inhalt, Form und Umfang der für die
raumordnerische Prüfung notwendigen Verfahrensunterlagen
für das spätere Raumordnungsverfahren sowie Fragen zum
weiteren Verfahren zu klären. Durch die Antragskonferenz ist
der Vorhabenträger in die Lage zu versetzen, die von der Lan-
desplanungsbehörde in Abstimmung mit den Beteiligten für
notwendig erachteten Unterlagen umfassend erarbeiten und
zusammenstellen zu können. Insgesamt müssen diese Unter-
lagen so beschaffen sein, dass sie der Landesplanungsbehörde
sowie den am Verfahren Beteiligten ermöglichen, die Verein-
barkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumord-
nung sowie mit den sonstigen Planungen und Raumnutzungs-
ansprüchen zu prüfen.

Reicht der Vorhabenträger bereits Verfahrensunterlagen für
das Raumordnungsverfahren ein, noch bevor ein Untersu-
chungsrahmen festgelegt ist, ist dies unschädlich, macht die
Festlegung eines Untersuchungsrahmens aber nicht entbehr-
lich. Nach Festlegung des Untersuchungsrahmens sind solche
bereits vorliegenden Verfahrensunterlagen auf Vollständigkeit
zu überprüfen und erforderlichenfalls durch den Vorhaben-
träger zu ergänzen.

Wurde im Vorfeld noch nicht festgestellt, ob eine UVP-Pflicht
besteht, sind die für die Feststellung notwendigen Angaben
(im Fall einer Vorprüfung die Unterlagen nach Anlage 2
UVPG) vom Vorhabenträger spätestens zur Antragskonferenz
vorzulegen. Ist im Rahmen des Raumordnungsverfahrens eine
UVP vorzunehmen oder ist damit voraussichtlich zu rechnen,
schließt die Antragskonferenz auch die erforderlichen Ab-
stimmungen zur Festlegung des Untersuchungsrahmens i. S.
des UVPG (sog. Scoping nach § 15 Abs. 1 bis 3 UVPG) mit ein.

Die Unterlagen für die Antragskonferenz sind vom Vorha-
benträger zu erstellen. Sie sind den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern mit der Einladung zur Antragskonferenz zu
übermitteln. Die Unterlagen für die Antragskonferenz nach
§ 10 Abs. 1 Satz 1 NROG müssen den Teilnehmern der An-
tragskonferenz erlauben, sich einen Eindruck vom Erforder-
nis, Gegenstand, Umfang und Ablauf des Raumordnungsver-
fahrens zu verschaffen. Sie erfordern

a) eine Kurzbeschreibung des Vorhabens, des betroffenen
Raums einschließlich der ökologischen Merkmale des ge-
planten Standortes und seiner möglichen Auswirkungen
einschließlich Umweltauswirkungen, 

b) Angaben (Übersichtskarte) zum Standort des Vorhabens
und zu etwaigen Standort- oder Trassenalternativen und

c) Vorschläge zur inhaltlichen Ausgestaltung und räumlichen
Abgrenzung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens.

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben müssen diese Unterlagen auch
den inhaltlichen Anforderungen nach § 15 Abs. 2 UVPG ent-
sprechen. Um im Rahmen der Antragskonferenz die Inhalte
des später vorzulegenden UVP-Berichts abklären zu können,
sollen die Unterlagen auch Angaben zu methodischen Aspek-
ten der UVP enthalten.

Die Landesplanungsbehörde hat neben dem Vorhabenträ-
ger und den ggf. von ihm mit der Erstellung der Unterlagen
beauftragten Gutachtern weitere Stellen hinzuzuziehen, de-
ren Kenntnisse für die Abstimmung des Untersuchungsrah-
mens erforderlich sind. Hierzu gehören die voraussichtlich
betroffenen Gemeinden sowie Vertreter berührter Behörden,
insbesondere solcher mit umweltbezogenem Aufgabenbe-
reich. Sie hat auch die Zulassungsbehörde hinzuziehen, um
im Hinblick auf das spätere Zulassungsverfahren Konsens
über die UVP-Pflicht des Vorhabens sowie über Eignung und
Gesamtumfang der zu erstellenden Unterlagen zu erzielen. Zu
diesem Zeitpunkt sollen auch bereits die nach § 3 UmwRG
vom Land anerkannten Vereinigungen, die nach ihrer Sat-
zung landesweit tätig sind, beteiligt werden, soweit sie sach-
lich betroffen sein können. Bei UVP-pflichtigen Vorhaben
gestattet § 15 Abs. 3 UVPG ausdrücklich auch die Hinzuzie-
hung von Sachverständigen und sonstigen Dritten. Bei Vorha-
ben mit grenzüberschreitenden Auswirkungen können auch
Behörden des Nachbarstaates hinzugezogen werden. 

Leistet eine beteiligte (Fach-)Behörde keinen Beitrag zum
Untersuchungsrahmen, so ist dem Beteiligungserfordernis Ge-
nüge getan. Die fehlende Zuarbeit entfaltet keine Sperrwir-
kung; die Landesplanungsbehörde kann den Untersuchungs-
rahmen insoweit nach eigenem Fachwissen selbst festlegen.

Die Antragskonferenz hat zwar mögliche Konfliktfelder und
ernsthaft in Betracht kommende Alternativen aufzuzeigen, ist
aber nicht für die vorgezogene Behandlung und Erörterung
von Einwendungen und Stellungnahmen Betroffener vorgese-
hen. Deshalb ist auch die Beteiligung der Öffentlichkeit nicht
generell vorgeschrieben, aber möglich. Ihre Hinzuziehung,
insbesondere von Bürgerinitiativen oder anderen Interessens-
gruppen, liegt im Ermessen der Landesplanungsbehörde.

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Ver-
teidigung oder des Zivilschutzes können Art und Umfang der
Angaben über das Vorhaben nach Maßgabe des § 15 Abs. 2
Satz 2 ROG und des § 1 Abs. 2 UVPG beschränkt werden.
Hierzu sollte bereits im Zuge der Antragskonferenz eine Klä-
rung herbeigeführt werden.

4.3.2 Inhalt und Ablauf der Antragskonferenz

4.3.2.1 Abstimmung des räumlichen und sachlichen Unter-
suchungsrahmens

Zum einen ist der Untersuchungsraum abzustimmen und
festzulegen. Zum anderen ist abzustimmen, welche Unterla-
gen und Untersuchungen für die Prüfung von möglichen Kon-
flikten des Vorhabens mit anderen raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen sowie mit anderen raumbedeutsa-
men Belangen und Umweltgütern erforderlich sind.

Hierzu sind insbesondere mögliche Vorhabenalternativen
zu diskutieren. Nach § 15 Abs. 1 Satz 3 ROG sind Gegenstand
der Raumverträglichkeitsprüfung auch ernsthaft in Betracht
kommende Standort- oder Trassenalternativen. Auch der Lan-
desplanungsbehörde ist es möglich, aus ihrer Sicht ernsthaft
in Betracht kommende Alternativen in das Verfahren einzu-
bringen. 

Im Interesse einer zügigen und kostengünstigen Durchfüh-
rung des Raumordnungsverfahrens sollen im Rahmen einer
Grobprüfung diejenigen Vorhabenalternativen ausgeschieden
werden, die aus raumordnerischer Sicht oder aus Gründen
mangelnder Umweltverträglichkeit bereits von vornherein keine
Aussicht auf Verwirklichung haben. Von vornherein keine
Aussicht auf Verwirklichung hat eine Alternative, wenn der
Mehraufwand außer Verhältnis zu seinem Nutzen stünde
oder das Vorhaben gänzlich nicht mehr der Konzeption des
Vorhabenträgers entsprechen würde. Gleiches gilt für Alterna-
tiven, die die Schutzzwecke oder die Erhaltungsziele von Na-
tura 2000-Gebieten erheblich beeinträchtigen, wenn es bereits
erkennbar zumutbare Alternativen gibt, die geringere Auswir-
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kungen auf solche Gebiete haben. Für Alternativen, die nicht
zweifelsfrei von vornherein ausgeschieden werden können,
sind Unterlagen vorzulegen. Die weitere Bewertung ihrer
Raum- und Umweltverträglichkeit erfolgt im Raumordnungs-
verfahren.

Will der Vorhabenträger linienhafte Infrastrukturvorhaben
abschnittsweise realisieren und sollen hierfür getrennte Raum-
ordnungsverfahren durchgeführt werden, ist in der Antrags-
konferenz zu klären, ob die gewählten Abschnitte eine sach-
gerechte Prüfung zulassen. Es muss sichergestellt sein, dass
die Abschnitte sich voraussichtlich raumverträglich zusammen-
führen lassen. Durch die Abschnittsbildung darf keine Vorent-
scheidung derart vorgenommen werden, dass bestimmte
Alternativen, die bei einem Gesamtvorhaben zu prüfen wä-
ren, allein durch die Abschnittsbildung von vornherein ent-
fallen. Dass sich gleichwohl erst im Laufe des Verfahrens
zusätzliche Alternativen auftun könnten, die im Verfahren
ebenfalls zu prüfen und zu bewerten sind und ein Zusammen-
führen gegebenenfalls erschweren oder nicht gewährleisten,
verbietet die Abschnittsbildung nicht. Bei zeitlicher Überlap-
pung von Raumordnungsverfahren für verschiedene Ab-
schnitte sind ferner erforderlichenfalls diejenigen Fragestel-
lungen zu erörtern, die sich — über die Bewertung der einzel-
nen Abschnitte hinausgehend — auf die Bewertung der
Raumverträglichkeit des Gesamtvorhabens beziehen.

Die Detailtiefe der Unterlagen für das spätere Raumord-
nungsverfahren entspricht grundsätzlich nicht derjenigen des
späteren Zulassungsverfahrens. Das Raumordnungsverfahren
als vorgelagertes Verfahren hat sich gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2
ROG auf eine Prüfung unter überörtlichen Gesichtspunkten,
d. h. auf eine „Vorklärung“ — insbesondere zu Alternativen —,
zu beschränken. Dabei ist der landesplanerische Betrach-
tungs- und Prüfmaßstab (in der Regel 1 : 25 000) zu berück-
sichtigen. Zu klären ist jedoch, inwieweit zur Prüfung klein-
räumig wirkender raumordnerischer Festlegungen — z. B.
meterscharfer Abstandsvorgaben zum Wohnumfeldschutz
nach Abschnitt 4.2 Ziffer 07 Anlage 1 LROP-VO) — bei Bedarf
entsprechend präzisere Darstellungen erforderlich sind, (z. B.
im Maßstab 1 : 5 000). 

Dies gilt auch für eine im Raumordnungsverfahren durch-
zuführende UVP, die gemäß § 49 Abs. 1 UVPG nur nach dem
jeweiligen Planungsstand des Vorhabens durchzuführen ist.
In der Antragskonferenz sind Gegenstand, Umfang und Me-
thoden einer solchen UVP zu erörtern. Hierzu zählt insbeson-
dere eine Abstimmung der Inhalte des später vorzulegenden
UVP-Berichts nach § 16 UVPG (siehe Nummer 4.4.2). Dabei
dürfen zwar grundsätzlich umweltrelevante Prüfaspekte nicht
gänzlich ausgeklammert werden. Soweit aber auf der Maß-
stabsebene der Raumordnung keine detaillierte Prüfung mög-
lich ist (z. B. zu Fragen des Artenschutzes), bleibt diese dem
Zulassungsverfahren vorbehalten.

Auf der Antragskonferenz ist ferner zu klären, ob und in-
wieweit im Einzelfall auch auf früheren Ergebnissen einer
SUP zu einem Raumordnungsplan aufgebaut werden kann
(siehe Nummer 2.2.2).

Ebenso ist i. S. einer späteren Verfahrensbeschleunigung zu
klären, inwieweit für das Raumordnungsverfahren zu erarbei-
tende Kartierungen, Erfassungen und Bewertungen geeignet
sind, auch für die Antragsunterlagen des späteren Zulassungs-
verfahrens Verwendung zu finden. 

Ferner ist zu klären, welche öffentlichen Stellen über zweck-
dienliche umweltrelevante Informationen verfügen, die dem
Vorhabenträger zur Verfügung zu stellen sind (§ 15 Abs. 1 Satz 3
UVPG).

Zur vollständigen Klärung, welche Verfahrensunterlagen nach
§ 15 Abs. 2 Satz 1 ROG und welche Angaben in dem bei UVP-
pflichtigen Vorhaben zu erstellenden Umweltbericht nach
§ 16 UVPG benötigt werden, können in Ausnahmefällen meh-
rere Termine für eine Antragskonferenz notwendig werden.
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn der betroffene
Planungsraum sehr weitreichend ist oder eine größere Anzahl
von Vorhabenalternativen zu untersuchen ist.

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der
Verteidigung oder des Zivilschutzes ist entscheidend, welche
Angaben dafür von den zuständigen Stellen nach Maßgabe
des § 15 Abs. 2 Satz 2 ROG freigegeben werden (vgl. § 1 Abs. 2
und 3 UVPG).

4.3.2.2 Klärung der Form der Verfahrensunterlagen und des
Verfahrensablaufs

Form und Anzahl der vorzulegenden Unterlagen hängen im
Wesentlichen von der Ausgestaltung des Verfahrens ab. Die
Anzahl der Unterlagen in Papierform bestimmt sich insbeson-
dere anhand der Zahl der Einheits- und Samtgemeinden, in
denen die Unterlagen ausgelegt werden. Zudem bestimmt die
Landesplanungsbehörde, in welcher Anzahl sie für ihre eige-
ne Prüfung Unterlagen in Papierform benötigt. Gemäß § 15
Abs. 3 Satz 4 ROG sollen elektronische Informationstechnolo-
gien ergänzend genutzt werden. Im Regelfall soll die Landes-
planungsbehörde von ihrem Recht nach § 10 Abs. 1 Satz 3
NROG Gebrauch machen, die Unterlagen auch in elektroni-
scher Form zu verlangen. Dies ermöglicht sowohl die Bereit-
stellung der Unterlagen für Öffentlichkeit und Behörden in
elektronischer Form einschließlich der Einstellung ins Inter-
net, als auch die Eröffnung einer elektronischen Stellungnah-
memöglichkeit. § 16 Abs. 9 UVPG fordert zwingend die Vor-
lage zumindest des UVP-Berichts in elektronischer Form. Wird
die Beteiligung eines Nachbarstaates erforderlich, ist der Vor-
habenträger auf Übersetzungsnotwendigkeiten und -kosten
hinzuweisen.

Zu den zu klärenden Verfahrensfragen zählt die Festlegung
der Art des Verfahrens (umfassendes oder beschleunigtes Raum-
ordnungsverfahren). 

Bei der Abstimmung des voraussichtlichen Zeitrahmens
des Verfahrens nach Vorliegen der vollständigen Verfahrens-
unterlagen sind die Fristen nach § 15 Abs. 4 Satz 2 ROG
(sechs Monate) und § 16 Abs. 1 Satz 2 ROG (drei Monate) zu
berücksichtigen. 

4.3.3 Unterrichtung über das Ergebnis der Antragskonfe-
renz, Festlegung des sachlichen und räumlichen Unter-
suchungsrahmens

Von der Antragskonferenz ist eine Ergebnisniederschrift zu
fertigen, die allen daran Beteiligten zugeleitet wird. Sie muss
erkennen lassen, mit welchem Ergebnis die Frage der Erfor-
derlichkeit des Raumordnungsverfahrens (§ 15 Abs. 4 Satz 1
i. V. m. § 16 Abs. 2 Satz 1 ROG, § 9 NROG) abgeschlossen
worden ist. Soweit eine UVP-Pflicht festgestellt wurde, ist auch
dieses Ergebnis zu dokumentieren (§ 15 Abs. 3 i. V. m. § 5
UVPG). Schließlich hat die Ergebnisniederschrift festzuhal-
ten, ob ein vereinfachtes Raumordnungsverfahren in Betracht
kommt. 

Die Landesplanungsbehörde unterrichtet den Vorhaben-
träger auf der Grundlage der Ergebnisse der Antragskonferenz
über den sachlichen und räumlichen Untersuchungsrahmen
des Raumordnungsverfahrens einschließlich der ggf. vertieft
zu untersuchenden Vorhabenalternativen. Hierzu listet sie
auf, welche Unterlagen der Vorhabenträger im Einzelnen bei-
zubringen hat und in welcher Form dies zu erfolgen hat. Auch
dies ist den übrigen Beteiligten zur Kenntnis zu geben.

4.4 Verfahrensunterlagen 

4.4.1 Allgemeine Anforderungen zum Inhalt, Alternativen

Die Verfahrensunterlagen für das Raumordnungsverfahren
müssen es der Landesplanungsbehörde und den am Verfahren
Beteiligten ermöglichen, die Vereinbarkeit des Vorhabens mit
den Erfordernissen der Raumordnung und mit den sonstigen
Planungen und Nutzungsansprüchen zu prüfen. Ergeben sich
erst im Laufe des Verfahrens neue, entscheidungserhebliche
Fragestellungen, kann die Landesplanungsbehörde vom Vor-
habenträger auch die Vorlage solcher ergänzender Unterlagen
und Gutachten verlangen, die noch nicht in der Antragskonfe-
renz abgestimmt wurden. Wegen des damit verbundenen Ver-
waltungsaufwands (z. B. Durchführung eines Vergabeverfah-
rens) soll die Landesplanungsbehörde nur in Ausnahmefällen
selbst solche Gutachten einholen (§ 10 Abs. 3 Satz 3 NROG).
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Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse müssen in den Verfah-
rensunterlagen vom Vorhabenträger ausdrücklich als solche
gekennzeichnet werden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 NROG) und sind
von der Landesplanungsbehörde vertraulich zu behandeln.
Sie werden im Beteiligungsverfahren durch eine aussagekräf-
tige Inhaltsdarstellung ersetzt (§ 10 Abs. 3 Satz 5 NROG). All-
gemein bekannte Umstände und Vorgänge sind auch dann
keine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, wenn der Inhaber
sie als solche bezeichnet. 

Personenbezogene Daten unterliegen dem Schutz nach der
Datenschutz-Grundverordnung (im Folgenden: DSGVO), er-
gänzt durch das NDSG und ggf. weitere Fachvorschriften. Um
zu vermeiden, dass der Vorhabenträger in unzulässiger Weise
personenbezogene Daten im Rahmen der Vorhabensplanung
erhebt und in die Verfahrensunterlagen einfließen lässt, ist er
frühzeitig auf seine Pflichten als Verantwortlicher für die Da-
tenverarbeitung hinzuweisen. Hierzu gehören insbesondere
die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Grundsätze wie
Rechtmäßigkeit, Zweckbindung und Datenminimierung (Ar-
tikel 5 DSGVO) sowie Informationspflichten nach den Arti-
keln 13 und 14 DSGVO. 

Nach § 15 Abs. 1 Satz 3 ROG sind Gegenstand der Raum-
verträglichkeitsprüfung auch ernsthaft in Betracht kommende
Standort- oder Trassenalternativen. Der Vorhabenträger hat in
den Verfahrensunterlagen differenzierende Aussagen über die
wesentlichen Auswahlgründe von Vorhabenalternativen un-
ter besonderer Berücksichtigung der Auswirkungen auf die
Umwelt zu treffen.

§ 15 Abs. 1 Satz 3 ROG beschränkt sich nicht nur auf Alter-
nativen, die vom Vorhabenträger eingeführt wurden, sondern
erfasst auch solche, die von anderer Seite in das Verfahren
eingebracht werden können. Die sog. Nullvariante fällt nicht
hierunter (die voraussichtliche Entwicklung bei Beibehaltung
des Ist-Zustandes ist lediglich im UVP-Bericht zu beschreiben,
um so die Umweltauswirkungen des Vorhabens besser be-
schreiben und bewerten zu können).

Einzelne Alternativen dürfen nicht stets schon deswegen
aus der Untersuchung ausgeschieden werden, weil sie entwe-
der für den Vorhabenträger mit höherem Aufwand oder mit
einer Modifizierung des Vorhabens verbunden sind. Nur
dann, wenn der Mehraufwand offensichtlich außer Verhältnis
zu seinem Nutzen steht, kann die entsprechende Alternative
von der Untersuchung ausgeschlossen werden (siehe dazu
Nummer 4.3.2.1). Ansonsten sind die Aspekte von Mehrkos-
ten und wirtschaftlicher Zumutbarkeit bestimmter Alternati-
ven in die Gesamtabwägung einzubeziehen.

Besondere Bedeutung hat die Prüfung von Alternativen in
Bezug auf nachfolgende Zulassungsverfahren. Nach § 49 Abs. 2
UVPG müssen im Planfeststellungs- oder sonstigen Zulassungs-
verfahren Umweltauswirkungen nicht erneut geprüft werden,
die bereits im Raumordnungsverfahren ermittelt und bewertet
werden; dies gilt auch hinsichtlich schon im raumordneri-
schen Alternativenvergleich untersuchter Umweltauswirkun-
gen. Der Vorhabenträger kann insoweit in einem anschlie-
ßenden Planfeststellungsverfahren in der Regel auf eine Alter-
nativenprüfung im Raumordnungsverfahren Bezug nehmen
und sich für die UVP im Planfeststellungsverfahren auf zu-
sätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen sowie
auf die planfestzustellende Trasse oder den Standort be-
schränken. Praktische Relevanz hat das Ergebnis einer Alter-
nativenprüfung beispielsweise, wenn im Zulassungsverfahren
Ausnahmeregelungen des Artenschutzes bzw. des europäi-
schen Gebietsschutzes in Anspruch genommen werden sollen
und daher die räumliche Alternativlosigkeit des beantragten
Vorhabenstandorts bzw. der beantragten Vorhabentrasse dar-
zulegen ist.

Ergeben sich nach der Antragskonferenz Hinweise auf wei-
tere ernsthaft in Betracht kommende Alternativen (z. B. auf-
grund Änderung der Sach- und Rechtslage oder aufgrund der
Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung), hat die Landespla-
nungsbehörde vom Vorhabenträger ergänzende Verfahrens-
unterlagen anzufordern. Werden für ernsthaft in Betracht
kommende Alternativen weder vom Vorhabenträger noch von
anderen Verfahrensbeteiligten bewertbare Unterlagen vorge-

legt, trifft die Landesplanungsbehörde keine Pflicht zu deren
Erarbeitung. Eine diesbezügliche Pflicht ergibt sich auch nicht
aus dem Prinzip der Amtsermittlung nach § 24 VwVfG. Die
Einholung von Gutachten nach § 10 Abs. 3 Satz 3 NROG kann
sich nur auf einzelne fachliche Aspekte beziehen, nicht aber
auf die Erarbeitung vollständiger Verfahrensunterlagen für
eine zusätzliche Alternative. Ist das Raumordnungsverfahren
ohne die ergänzenden Unterlagen nicht sinnvoll durchführ-
bar, kann die Landesplanungsbehörde das Raumordnungsver-
fahren einstellen.

4.4.2 Angaben bei UVP-pflichtigen Vorhaben (insbesondere
Raumverträglichkeitsuntersuchung, UVP-Bericht)

Die Verfahrensunterlagen für UVP-pflichtige Vorhaben müs-
sen eine Beschreibung der zu erwartenden raumbedeutsamen
Auswirkungen des Vorhabens im Hinblick auf die Einhaltung
der Grundsätze und Ziele der Raumordnung sowie sonstige
Nutzungsansprüche und Raumfunktionen am Standort und
im Einwirkungsbereich des Vorhabens (Raumverträglichkeits-
untersuchung) enthalten.

Bei Vorhaben von öffentlichen Vorhabenträgern und Vor-
haben von privaten Vorhabenträgern, soweit sie Gemeinwohl-
aufgaben wahrnehmen, haben die Unterlagen ferner einen
Hinweis zum Bestehen eines bereits gesetzlich festgestellten
Bedarfs zu enthalten.

Die für die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der
raumbedeutsamen Auswirkungen eines UVP-pflichtigen Vor-
habens auf die Umwelt erforderlichen Unterlagen sind in ei-
nem UVP-Bericht (§ 16 UVPG) zusammenzufassen, der einen
eigenständigen und aus sich selbst heraus verständlichen Teil
der Verfahrensunterlagen darstellt. Da die UVP im Raumord-
nungsverfahren nach dem Planungsstand des Vorhabens
durchgeführt wird (§ 49 UVPG), bedarf der UVP-Bericht hier-
für noch nicht eines Standards und Detaillierungsgrades wie
er im konkreten Zulassungsverfahren erforderlich wird. Der
UVP-Bericht ist stets auch elektronisch vorzulegen (§ 16 Abs. 9
UVPG).

Der UVP-Bericht hat die Mindestangaben gemäß § 16 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 1 bis 7 UVPG zu enthalten:

a) Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Standort
bzw. zur Trasse, zur Art, zum Umfang und zur Ausgestal-
tung, zur Größe und zu anderen wesentlichen Merkmalen
des Vorhabens einschließlich der wichtigsten technischen
Bau- und Betriebsmerkmale und des Bedarfs an Grund
und Boden,

b) Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Ein-
wirkungsbereich des Vorhabens (Ist-Zustand),

c) Beschreibung der Merkmale des Vorhabens und des Stand-
ortes, mit denen das Auftreten erheblicher nachteiliger
Umweltauswirkungen des Vorhabens ausgeschlossen, ver-
mindert oder ausgeglichen werden soll (z. B. Filtereinrich-
tungen einer Industrieanlage, Reduzierung der Anlagen-
grundfläche und damit des Flächenverbrauchs, Abstand
eines Standortes oder einer Trasse zu Wohnbebauung oder
ökologisch sensiblen Bereichen),

d) Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen das
Auftreten erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen
des Vorhabens ausgeschlossen, vermindert oder ausgegli-
chen werden soll, sowie eine Beschreibung geplanter Er-
satzmaßnahmen (z. B. Verzicht auf Bauarbeiten während
der Brutzeit störungsempfindlicher Arten im Planungs-
raum, Neuanpflanzung von im Zuge des Vorhabens zu be-
seitigenden Gehölzen, ökologische Aufwertung von Flä-
chen als Ersatz für im Zuge des Vorhabens beeinträchtigte
Lebensräume),

e) Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens 

f) Beschreibung der vernünftigen Alternativen, die für das
Vorhaben und seine spezifischen Merkmale relevant und
vom Vorhabenträger geprüft worden sind, und die Angabe
der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen,
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g) eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammen-
fassung der wesentlichen Erkenntnisse und Aussagen des
UVP-Berichts. 

Weitere in Anlage 4 UVPG genannte Angaben sind zu er-
gänzen, soweit sie im Einzelfall für das Vorhaben von Bedeu-
tung sind. Eine Übersicht über die voraussichtliche Ent-
wicklung der Umwelt bei Nichtdurchführung des Vorhabens
(sog. Null-Variante) kann verdeutlichen, ob und inwieweit zu
erwartende Veränderungen des aktuellen Umweltzustandes
dem Vorhaben zuzurechnen sind oder auf anderen, insbeson-
dere natürlichen Prozessen beruhen. Sie ist jedoch nur gebo-
ten, soweit die Entwicklung des Zustands der Umwelt bei
Nichtdurchführung des Vorhabens mit zumutbarem Aufwand
auf Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und
wissenschaftlicher Erkenntnisse abgeschätzt werden kann.

Im Einzelfall von Bedeutung sind ferner Angaben zu Anfor-
derungen an die vorhandene Infrastruktur (z. B. Verkehr —
getrennt nach einzelnen Verkehrsträgern —, Abfall, Energie,
Wasser, Abwasser) und eine Beschreibung notwendiger Aus-
bzw. Neubaumaßnahmen.

Bei einer möglichen erheblichen Beeinträchtigung von Na-
tura 2000-Gebieten muss der UVP-Bericht auch Angaben zu
den Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und die für den
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile dieser Gebiete ent-
halten (§ 16 Abs. 1 Satz 2 UVPG).

Alternativen, die bereits in einer Grobprüfung als nicht
ernsthaft in Betracht kommend ausgeschieden wurden, zählen
nicht zu den Mindestangaben des UVP-Berichts. Sie können
dennoch aus Gründen der Übersichtlichkeit im inhaltlichen
Zusammenhang mit den „vernünftigen Alternativen“ i. S. von
Absatz 4 Buchst. f abgehandelt werden. Alternativ können sie,
insbesondere wenn es sich um eine größere Anzahl im Rah-
men einer Grobprüfung ausgeschiedener Alternativen handelt,
auch gesondert abgehandelt werden. 

4.4.3 Angaben bei nicht UVP-pflichtigen Vorhaben (insbe-
sondere Raumverträglichkeitsuntersuchung)

Für Vorhaben, die keiner UVP-Pflicht unterliegen, haben die
Verfahrensunterlagen mindestens folgende Angaben zu ent-
halten

a) Beschreibung des Vorhabens einschließlich der wichtigs-
ten technischen Bau- und Betriebsmerkmale, Angaben zu
Standort bzw. Trasse, Art und Umfang des Vorhabens, Be-
darf an Grund und Boden,

b) Beschreibung der geprüften Alternativen/Varianten sowie
Angabe der wesentlichen Auswahlgründe einschließlich
der Gründe für das Verwerfen einzelner Alternativen, je-
weils unter besonderer Berücksichtigung der Umweltaus-
wirkungen,

c) Abgrenzung des Untersuchungsraumes; Beschreibung der
räumlichen und ökologischen Gegebenheiten am Standort
und im Einwirkungsbereich des Vorhabens sowie ihre Ent-
wicklung ohne Vorhabenverwirklichung,

d) Beschreibung der zu erwartenden raumbedeutsamen Aus-
wirkungen des Vorhabens im Hinblick auf die Einhaltung
der Grundsätze und Ziele der Raumordnung sowie sonsti-
ge Nutzungsansprüche und Raumfunktionen am Standort
und im Einwirkungsbereich des Vorhabens (Raumverträg-
lichkeitsuntersuchung),

e) Anforderungen an die vorhandene Infrastruktur (z. B. Ver-
kehr — getrennt nach einzelnen Verkehrsträgern —, Abfall,
Energie, Wasser, Abwasser); ggf. Beschreibung notwendi-
ger Aus- bzw. Neubaumaßnahmen,

f) bei Vorhaben von öffentlichen Vorhabenträgern und Vor-
haben von privaten Vorhabenträgern, soweit sie Gemein-
wohlaufgaben wahrnehmen, ferner einen Hinweis zum
Bestehen eines bereits gesetzlich festgestellten Bedarfs
(z. B. gemäß § 2 Abs. 6 BBPlG mit „F“ gekennzeichnete
Pilotprojekte für Erdkabel zur Höchstspannungs-Drehstrom-
Übertragung), sowie

g) eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammen-
fassung aller vorstehenden Angaben.

5. Durchführung des Raumordnungsverfahrens 

Die Anforderungen des ROG und des NROG gelten zum ei-
nen für Vorhaben mit UVP. Zum anderen gelten sie auch für
Vorhaben, für die von der Möglichkeit eines beschleunigten
Verfahrens nach § 16 Abs. 1 ROG i. V. m. § 12 NROG kein Ge-
brauch gemacht wird, obwohl das Vorhaben nicht UVP-
pflichtig ist; die Vorgaben des UVPG sind hier jedoch nicht
anzuwenden (z. B. Offshore-Anbindungen von Windparks
über Seekabel, z. B. Erdkabel, die nicht unter Nummer 19.11
der Anlage 1 UVPG fallen).

5.1 Prüfung der Verfahrensunterlagen, Verfahrensdauer

Nach Vorlage der Unterlagen hat die Landesplanungsbehörde
unverzüglich zu prüfen, ob diese inhaltlich vollständig sind
und in der erforderlichen Anzahl vorliegen. Sobald dies ge-
genüber dem Vorhabenträger festgestellt wird, beginnt die
Sechsmonatsfrist des § 15 Abs. 4 Satz 2 ROG für die Durch-
führung des Raumordnungsverfahrens. Ein Überschreiten der
Frist hat keine unmittelbaren Rechtsfolgen in dem Sinne, dass
von einer Übereinstimmung des Vorhabens mit den Belangen
der Raumordnung auszugehen wäre.

5.2 Beteiligung öffentlicher Stellen

5.2.1 Öffentliche Stellen

Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen sind
zu beteiligen (§ 15 Abs. 3 ROG i. V. m. § 10 NROG). Eine sach-
liche Betroffenheit öffentlicher Stellen ist gegeben, wenn sich
das Vorhaben auf andere raumbedeutsame Planungen und
Maßnahmen oder öffentliche Belange, welche die Stelle zu
vertreten hat, auswirken kann. Die Betroffenheit kann sich
aus Belangen des eigenen oder des übertragenen Wirkungs-
kreises ergeben. § 17 UVPG fordert die Einbeziehung von Be-
hörden mit umweltbezogenem Aufgabenbereich.

Die nach dem UmwRG vom Land anerkannten Naturschutz-
vereinigungen sind keine öffentlichen Stellen i. S. des § 10
Abs. 4 NROG. Nach § 10 Abs. 5 Satz 3 NROG sind ihnen
durch die verfahrensführende Behörde gleichwohl die Verfah-
rensunterlagen oder ein Hinweis auf den Fundort im Internet
gesondert zuzusenden.

5.2.2 Bereitstellung der Verfahrensunterlagen

Das nähere Verfahren zur Beteiligung betroffener öffentli-
cher Stellen regelt § 10 Abs. 4 NROG. Die Landesplanungsbe-
hörde unterrichtet die nach den Gegebenheiten des Einzel-
falles berührten öffentlichen Stellen über das Verfahren und
übermittelt die Verfahrensunterlagen oder die Internetadresse,
unter der die Unterlagen bereit stehen, verbunden mit der
Aufforderung, Anregungen oder Bedenken zu dem Vorhaben
innerhalb der Stellungnahmefrist mitzuteilen. 

Die Art und Weise der Bereitstellung der Verfahrensunterla-
gen in elektronischer Form steht im Ermessen der Landespla-
nungsbehörde. Möglich ist insbesondere eine Übermittlung
per E-Mail, ein Versand elektronischer Datenträger sowie die
Bereitstellung im Rahmen des Internetauftritts der Landespla-
nungsbehörde oder auf einer extra für das Verfahren einge-
richteten internetgestützten Beteiligungsplattform. Bei UVP-
pflichtigen Vorhaben sind auch die Erfordernisse des § 20
UVPG über die Zugänglichmachung im zentralen Internetpor-
tal einzuhalten (https://uvp.niedersachsen.de/portal/). Die Ver-
fahrensausgestaltung muss auch die Angemessenheit für den
Vorhabenträger wahren, der die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen hat. Die Übersendung papiergebundener Unterlagen ist
auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Ein Anspruch auf Über-
sendung von papiergebundenen Unterlagen besteht nur,
wenn durch die elektronische Form keine wirksame Informa-
tion und Beteiligung erfolgen könnte. Die mittlerweile übliche
technische Ausstattung öffentlicher Stellen lässt erwarten, dass
dies allenfalls in Ausnahmesituationen der Fall sein kann.

Eine Kombination aus elektronischer und papiergebunde-
ner Bereitstellung ist zulässig (z. B. Übersendung eines Teils
der Unterlagen in Papierform — etwa der Erläuterungsbericht
zum Vorhaben oder einzelne großformatige Karten — und im
Übrigen Verweis auf die elektronische Bereitstellung).
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5.2.3 Stellungnahmefrist für öffentliche Stellen

Die Frist zur Stellungnahme beträgt mindestens einen Mo-
nat (§ 15 Abs. 3 ROG), bei UVP-pflichtigen Vorhaben maximal
drei Monate (§ 17 Abs. 1 UVPG i. V. m. § 73 Abs. 3 a Satz 1
VwVfG). Im Hinblick auf die Einhaltung der Sechsmonatsfrist
gemäß § 15 Abs. 4 Satz 2 ROG soll die Fristsetzung auf nicht
mehr als zwei Monate beschränkt werden. Nachfristen für die
Abgabe von Stellungnahmen sollen nur in begründeten Aus-
nahmefällen gewährt werden. Bei UVP-pflichtigen Vorhaben
ist eine eventuelle Nachfrist so zu bemessen, dass dadurch die
zulässige Gesamtfrist von drei Monaten (einschließlich Nach-
frist) nicht überschritten wird (§ 17 Abs. 2 UVPG i. V. m. § 73
Abs. 3 a Satz 1 VwVfG).

Die Frist beginnt analog § 187 Abs. 1 BGB am Tag nach Zu-
gang der Unterrichtung über das Verfahren und der Aufforde-
rung zur Stellungnahme. Der Zugang gilt dabei erst am dritten
Tag nach Absendung per Post oder elektronisch als erfolgt.

Äußert sich eine öffentliche Stelle innerhalb von zwei Mo-
naten nicht, kann die Landesplanungsbehörde ohne weitere
Erinnerung oder Rückfrage davon ausgehen, dass das Vorha-
ben mit den von dieser öffentlichen Stelle zu vertretenden öf-
fentlichen Belangen im Einklang steht, § 10 Abs. 6 NROG. Die
Regelung ist keine Präklusion. Eine später eingehende Stel-
lungnahme ist nicht zwingend ausgeschlossen. Es steht im Er-
messen der Landesplanungsbehörde, eine solche verspätete
Stellungnahme noch zu berücksichtigen. Auf diese Rechtsfolge
nach § 10 Abs. 6 NROG ist mit der Fristsetzung hinzuweisen.
Eine Verpflichtung zur Berücksichtigung besteht allerdings
dann, wenn die vorgebrachten Belange bekannt sind oder hät-
ten bekannt sein müssen oder für die Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidung von Bedeutung sind (§ 17 Abs. 2 UVPG i. V. m.
§ 73 Abs. 3 a Satz 2 VwVfG).

5.2.4 Beteiligung von Behörden in Nachbarstaaten

Die Beteiligung von Nachbarstaaten bezieht sich in erster
Linie auf die Beteiligung der Niederlande. Bei Vorhaben im
Küstenmeer sind Auswirkungen auf weitere Nordsee-Anrai-
nerstaaten zu prüfen.

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben ergeben sich die Anforde-
rungen einer grenzüberschreitenden Behördenbeteiligung aus
den §§ 54 ff. UVPG. In einer ersten Stufe werden der zuständi-
gen Behörde eine Benachrichtigung sowie geeignete Unterlagen
über das Vorhaben in ihrer Landessprache übersandt (§ 54
Abs. 1 und 3 UVPG). Die Landesplanungsbehörde bittet um
Mitteilung innerhalb einer angemessenen Frist, ob der Nach-
barstaat eine Beteiligung im konkreten Fall wünscht (§ 54
Abs. 4 UVPG). Ist dies der Fall, sind der ausländischen Behör-
de die in § 55 UVPG genannten Unterlagen und Angaben zum
Ablauf des Verfahrens, unter Beachtung der dort genannten
Übersetzungserfordernisse, zu übermitteln. Die Stellungnah-
mefrist der ausländischen Behörde darf die den inländischen
Behörden gesetzte Frist nicht unterschreiten.

Nach Abschluss des Raumordnungsverfahrens ist nach
Maßgabe des § 57 UVPG das Verfahrensergebnis mitzuteilen.

Bei nicht UVP-pflichtigen Vorhaben richtet sich die Beteili-
gung nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleich-
wertigkeit, § 15 Abs. 3 Satz 6 ROG. Für die Beteiligung der
Niederlande regelt das Nähere das Abkommen zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung des Königreichs der Niederlande über die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Raumordnung vom 30. 3. 1976 (Be-
kanntmachung vom 17. 1. 1977, BGBl. II S. 35).

5.3 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Zeitgleich mit der Einleitung des Beteiligungsverfahrens der
öffentlichen Stellen hat die Landesplanungsbehörde nach § 15
Abs. 3 ROG i. V. m. § 10 Abs. 5 NROG zu veranlassen, dass
die notwendigen Verfahrensschritte zur Einbeziehung der Öf-
fentlichkeit vorgenommen werden (Bekanntmachung, Ausle-
gung, Eröffnung einer Stellungnahmemöglichkeit). Bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die der Verteidi-
gung oder dem Zivilschutz dienen, erfolgt die Entscheidung,
ob und in welchem Umfang die Öffentlichkeit eingebunden
wird, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ver-

teidigung bzw. der zuständigen Stelle (§ 15 Abs. 3 Satz 7
ROG).

Für die gesetzlich den Gemeinden zugewiesenen Aufgaben
der Bekanntmachung und Auslegung ist zu beachten, dass im
Fall des Zusammenschlusses von Gemeinden zu einer Samt-
gemeinde gemäß § 98 Abs. 2 NKomVG der Samtgemeinde die
Wahrnehmung dieser Aufgaben obliegt.

5.3.1 Bekanntmachung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Die öffentliche Bekanntmachung hat alle wichtigen Infor-
mationen zum Verfahren, zu den Möglichkeiten zur Einsicht-
nahme in die Verfahrensunterlagen und zur Äußerung zu
enthalten. 

Im Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung soll aus
Zweckmäßigkeitsgründen auch darauf hingewiesen werden,
dass Datenschutzhinweise mit Informationen nach der DSGVO
(Artikel 13 und 14) zusammen mit den Verfahrensunterlagen
ausgelegt und im Internet bereit gestellt werden (vgl. Num-
mer 5.3.5).

Ist im Rahmen des Raumordnungsverfahrens eine UVP
durchzuführen, hat die Bekanntmachung neben den nach
ROG und NROG geforderten Inhalten die Angaben nach § 19
Abs. 1 UVPG zu enthalten, und zwar

a) über den Antrag zur Einleitung des Raumordnungsverfah-
rens (mit Bezeichnung des Vorhabens und des betroffenen
Raumes),

b) über die Feststellung der UVP-Pflicht des Vorhabens,

c) sofern erforderlich: über die Durchführung einer grenz-
überschreibenden Beteiligung nach den §§ 54 bis 56 UVPG,

d) über die Landesplanungsbehörde, bei der weitere relevante
Informationen erhältlich sind und bei der Äußerungen
oder Fragen eingereicht werden können, über die festge-
legten Fristen zur Übermittlung dieser Äußerungen oder
Fragen (regelmäßige Äußerungsfrist nach § 21 Abs. 2 UVPG
bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist; diese
Frist geht über § 10 Abs. 5 Satz 4 NROG hinaus und ist zu
beachten) sowie über die Tatsache, dass verspätet einge-
gangene Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen, ausgeschlossen sind (§ 21 Abs. 4
und 5 UVPG),

e) über die Art der Entscheidung über den Abschluss des
Raumordnungsverfahrens (Landesplanerische Feststellung),

f) darüber, dass ein UVP-Bericht vorgelegt wurde (ergänzend
zum allgemeinen Hinweis nach § 15 Abs. 3 ROG auf Aus-
legung der Verfahrensunterlagen),

g) über die Bezeichnung der das Vorhaben betreffenden ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die
der Landesplanungsbehörde zum Zeitpunkt des Beginns des
Beteiligungsverfahrens vorliegen,

h) darüber, wo und in welchem Zeitraum der UVP-Bericht
und die vorgenannten Unterlagen ausgelegt werden sowie

i) über weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Beteiligung
der Öffentlichkeit.

Zu den in Absatz 3 Buchst. d und h geforderten Inhalten ge-
hören gemäß § 10 Abs. 5 NROG Hinweise zur Form der Äuße-
rungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit und Details einer
elektronischen Bereitstellung (schriftlich oder zur Niederschrift
bei der Auslegungsgemeinde oder in elektronischer Form bei
der Landesplanungsbehörde einschließlich zugehöriger E-Mail-
oder Internetadresse), siehe hierzu Nummer 5.3.3. Ferner ist
in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, dass zur Öffent-
lichkeit auch die Verbände und Vereinigungen i. S. des § 10
Abs. 5 Satz 3 NROG zählen (§ 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i. V. m.
§ 73 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 VwVfG).

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 Abs. 5
Satz 2 NROG durch die Gemeinden in ortsüblicher Weise
mindestens eine Woche vor Beginn der Auslegung. Die Inhalte
der Bekanntmachung sollen auch auf der Internetseite der
Landesplanungsbehörde veröffentlicht werden. Bei UVP-pflich-
tigen Vorhaben ist auch die Pflicht zur Zugänglichmachung
des Inhalts der Bekanntmachung im UVP-Portal nach § 20
UVPG (https://uvp.niedersachsen.de/portal/) einzuhalten.
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Eine gesonderte Benachrichtigung nicht ortsansässiger Be-
troffener ist wegen § 18 Abs. 2 Satz 2 UVPG nicht erforderlich.
Weil § 18 Abs. 2 Satz 1 UVPG keine zwingende Erörterung
mit der Öffentlichkeit fordert, sind Angaben nach § 18 Abs. 1
Satz 4 UVPG i. V. m. § 73 Abs. 5 bis 7 VwVfG zu einer späte-
ren Erörterung nicht erforderlich. Gleiches gilt in Bezug auf
Zustellerfordernisse, weil solche in Bezug auf eine Landespla-
nerische Feststellung nicht vorgesehen sind.

Eine fehlende oder fehlerhafte Bekanntmachung stellt einen
Verfahrensfehler im Raumordnungsverfahren dar. Wird wäh-
rend des laufenden Raumordnungsverfahrens eine fehlerhafte
Handhabung erkannt, sind die Bekanntmachung sowie die
Beteiligung zu wiederholen. 

Wird eine fehlerhafte Handhabung erst nach Abschluss des
Raumordnungsverfahrens erkannt, ist eine Heilung nicht mehr
möglich. Zur Verfahrensbeschleunigung soll die Landespla-
nungsbehörde herausarbeiten, ob und inwieweit im nachfol-
genden Zulassungsverfahren auf die Ergebnisse des Raum-
ordnungsverfahrens aufgebaut werden kann.

5.3.2 Öffentliche Auslegung der Unterlagen und Bereitstellung
im Internet

Die Auslegung der Verfahrensunterlagen erfolgt durch die
Gemeinden zu jedermanns Einsicht für einen Monat. Eine auf
die Stunden des allgemeinen Publikumsverkehrs der Gemein-
deverwaltung bemessene Einsichtsmöglichkeit der Planunter-
lagen reicht in der Regel aus. Die elektronische Bereitstellung
soll zusätzlich zur Auslegung papiergebundener Unterlagen
erfolgen (§ 15 Abs. 3 ROG), kann diese aber nicht ersetzen. 

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben hat die Auslegung der Ver-
fahrensunterlagen durch die Gemeinden innerhalb von drei
Wochen nach Zugang der Unterlagen bei ihnen zu erfolgen
(§ 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i. V. m. § 73 Abs. 3 Satz 1 VwVfG).

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben sind neben dem UVP-Be-
richt auch die das Vorhaben betreffenden entscheidungser-
heblichen Berichte und Empfehlungen i. S. des § 19 Abs. 2
Nr. 2 UVPG auszulegen, die der Landesplanungsbehörde zu
Beginn des Beteiligungsverfahrens vorliegen. Gehen der Lan-
desplanungsbehörde erst nach Einleitung des Beteiligungsver-
fahrens weitere für die Entscheidung relevante Informationen
zu, erfordert dies keine zweite Bekanntmachung und Ausle-
gung, sondern Interessierte können nach den Bestimmungen
des NUIG Auskunft hierüber verlangen (§ 19 Abs. 3 UVPG).

Sowohl den Auslegungsunterlagen als auch den im Internet
bereit gestellten Unterlagen ist eine Datenschutzerklärung
(Artikel 13 und 14 DSGVO) beizufügen, mit der etwaige Stel-
lungnehmende über den Umgang mit ihren personenbezoge-
nen Daten entsprechend den Anforderungen der DSGVO
informiert werden. 

5.3.3 Möglichkeit zur Äußerung, Äußerungsfrist

Die Möglichkeit zur Äußerung beginnt mit der Auslegung.
Bei UVP-pflichtigen Vorhaben endet die Äußerungsfrist einen
Monat nach Ablauf der einmonatigen Auslegungsfrist (§ 21
Abs. 2 UVPG). Bei nicht UVP-pflichtigen Vorhaben endet die
Frist zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit (§ 10 Abs. 5
Satz 4 NROG).

Von der Möglichkeit, bei Unterlagen in erheblichem Um-
fang eine maximal dreimonatige Äußerungsfrist festzulegen
(§ 21 Abs. 3 UVPG i. V. m. § 73 Abs. 3 a Satz 1 VwVfG), sollte
wegen der Sechsmonatsfrist des § 15 Abs. 4 Satz 2 ROG für
die Gesamtdauer des Raumordnungsverfahrens in der Regel
kein Gebrauch gemacht werden.

Die Äußerung kann nach § 10 Abs. 5 Satz 4 NROG entwe-
der gegenüber der Gemeinde schriftlich oder zur Niederschrift
oder gegenüber der Landesplanungsbehörde in (einfacher)
elektronischer Form (ohne Signaturerfordernisse) erfolgen. Da-
mit sind auch Stellungnahmen per E-Mail oder die Nutzung
von Online-Beteiligungssystemen zulässig. § 21 Abs. 1 UVPG,
wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben die Äußerung aus-
schließlich „schriftlich oder zur Niederschrift“ zu erfolgen hat,
tritt gemäß § 1 Abs. 4 UVPG hinter § 10 Abs. 5 Satz 4 NROG
zurück, weil die NROG-Norm weiterreichende Äußerungs-
möglichkeiten eröffnet.

Sofern im Raumordnungsverfahren eine UVP durchzufüh-
ren ist, sind gemäß § 21 Abs. 4 UVPG verspätet eingegangene
Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen, ausgeschlossen. Hierauf ist in der Bekanntma-
chung der Auslegung oder bei Bekanntgabe der Äußerungs-
frist hinzuweisen. Die Äußerungsfrist gilt auch für Einwen-
dungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vor-
habens beziehen (§ 21 Abs. 5 UVPG). Unberührt von dieser
formellen Präklusion bleibt die Verpflichtung, in der Abwägung
alle abwägungserheblichen Aspekte zu berücksichtigen.

In Verfahren ohne UVP dürfen verspätet eingegangene Stel-
lungnahmen — da im NROG keine Ausschlussregelung ver-
ankert ist — nicht unberücksichtigt bleiben, solange eine
Berücksichtigung im Verfahrensablauf noch möglich ist.

Die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Ge-
meinde abgegebenen Stellungnahmen werden der zuständi-
gen Landesplanungsbehörde unverzüglich zugeleitet. Für die
Gemeinde besteht die Möglichkeit, die Stellungnahmen zu be-
werten und diese Bewertung beizufügen.

Eine Bestätigung des Eingangs sowie eine Beantwortung der
Äußerungen und Einwendungen im Einzelnen sind weder
durch die Gemeinde noch durch die Landesplanungsbehörde
erforderlich.

5.3.4 Beteiligung von Verbänden und Vereinigungen („orga-
nisierte“ Öffentlichkeit)

Verbände und Vereinigungen i. S. des § 10 Abs. 5 Satz 3
NROG zählen zur Öffentlichkeit und sind wie diese zu beteili-
gen. Aufgrund ihrer besonderen Organisationsform sieht § 10
Abs. 5 Satz 3 NROG lediglich für diese Verbände und Vereini-
gungen eine insofern von der regulären Öffentlichkeitsbeteili-
gung abweichende Beteiligung vor, als dass sie die Verfah-
rensunterlagen oder den Hinweis auf deren Bereitstellung im
Internet übermittelt bekommen.

Verbände und Vereinigungen sind Gruppen von natürli-
chen oder juristischen Personen aller Art, die sich freiwillig
zur Verfolgung gemeinsamer Zwecke dauerhaft zusammenge-
schlossen haben und über eine feste interne Organisations-
struktur auf Basis einer Satzung o. Ä. verfügen. Auf die
Dauerhaftigkeit des Zusammenschlusses als Verband bzw.
Vereinigung kann in erster Linie aus der Rechts- und Organi-
sationsform geschlossen werden. Ein loser Zusammenschluss
ohne beispielsweise Vereinsstatus oder eine andere Gesell-
schaftsform, ohne bevollmächtigte Vertreterin oder bevoll-
mächtigten Vertreter oder Vorstand und ohne eine verein-
barte innere Geschäftsordnung reicht nicht aus.

§ 10 Abs. 5 Satz 3 NROG erfasst außer den nach § 3 UmwRG
vom Land anerkannten Naturschutzvereinigungen, die nach
ihrer Satzung landesweit tätig sind, nur solche Verbände und
Vereinigungen, deren Aufgabenbereich für die Entwicklung
des jeweiligen Planungsraums von Bedeutung ist. Dies ist von
der zuständigen Landesplanungsbehörde konkret zu prüfen
und zu bewerten. Der Aufgabenbereich eines Verbandes oder
einer Vereinigung ist in der Regel dann von Bedeutung für die
Entwicklung des von dem geplanten Vorhaben berührten
Raums, wenn er auf eine dauerhafte, längerfristige Tätigkeit
ausgerichtet ist, und die Tätigkeit des Verbandes oder der Ver-
einigung organisatorisch sowie vom sachlichen und räumli-
chen Aufgabenkreis her geeignet ist, die Entwicklung des im
Raumordnungsverfahren betrachteten Raums zu beeinflus-
sen. Diese Bedeutung ist für solche Verbände und Vereinigun-
gen gegeben, die vergleichbare organisatorische Rahmenbe-
dingungen und gebündelte, fachliche Kompetenzen wie öffent-
liche Stellen und organisierte Naturschutzverbände aufweisen,
und deren überörtliche Tätigkeit sich zumindest auch auf den
Untersuchungsraum erstreckt.

Die Landesplanungsbehörde ist nicht verpflichtet, ihr unbe-
kannte Verbände und Vereinigungen oder deren genaue Tä-
tigkeitsbereiche zu ermitteln. Eine Verletzung von Beteili-
gungsrechten tritt deshalb nicht ein, weil Vereinigungen, die
den vorgenannten Anforderungen tatsächlich oder mutmaß-
lich nicht entsprechen oder den Landesplanungsbehörden nicht
bekannt sind, sich wie die übrige Öffentlichkeit am Verfahren
beteiligen können.



Nds. MBl. Nr. 31/2019

1176

5.3.5 Datenschutzrechtliche Anforderungen an den Umgang
mit Äußerungen aus der Öffentlichkeit

Da das Beteiligungsverfahren gesetzlich geregelter, unver-
zichtbarer Bestandteil des Raumordnungsverfahrens ist, ist
die Landesplanungsbehörde gemäß Artikel 6 Abs. 1 Satz 1
Buchst. e DSGVO befugt, die in den eingegangenen Äußerun-
gen enthaltenen personenbezogenen Daten im Rahmen des
Raumordnungsverfahrens zu verarbeiten, soweit dies für die
ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens erforderlich
ist.

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich
auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person
beziehen, z. B. Namen, Adressen, Angaben zu Eigentumsver-
hältnissen, zur Familiensituation, zu gesundheitlichen Um-
ständen (Artikel 4 Nr. 1 DSGVO). Verarbeitung im daten-
schutzrechtlichen Sinne ist jeglicher Vorgang im Zusammen-
hang mit personenbezogenen Daten, z. B. das Erheben, Erfas-
sen, Speichern, Verwenden, Offenlegen oder Übermitteln (vgl.
Artikel 4 Nr. 2 DSGVO). Hierzu zählt auch die Weitergabe der
eingegangenen Äußerungen an andere Stellen. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten kann nicht al-
lein auf Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO gestützt wer-
den, sondern bedarf einer fachgesetzlichen Rechtsgrundlage
(Artikel 6 Abs. 3 DSGVO). Die §§ 15 und 16 ROG i. V. m. den
§§ 3 ff. NDSG bilden die gesetzliche Grundlage für Tätigkeiten
der Landesplanungsbehörde im Raumordnungsverfahren.
Ebenso legitimieren das ROG und NDSG die Weitergabe an
Fachbehörden zur Prüfung oder Verifizierung von Inhalten ei-
ner Äußerung. Zulässig ist auch die Verarbeitung von Daten
durch von der Landesplanungsbehörde beauftragte Dritte (z. B.
Auftragsverarbeiter bei Nutzung elektronischer Beteiligungs-
und Auswertungssysteme) unter Beachtung der für diese Auf-
tragsverarbeitung geltenden Vorgaben (Artikel 28 DSGVO).

Betroffene müssen immer über diese Verarbeitung ihrer
personenbezogenen Daten und über ihre Rechte nach der
DSGVO informiert werden (Datenschutzhinweise). Insofern
sollen diese Datenschutzhinweise zusammen mit den Verfah-
rensunterlagen ausgelegt und im Internet bereitgestellt wer-
den.

Für eine Weitergabe personenbezogener Daten an den Vor-
habenträger zur Einholung einer Gegenäußerung oder zur
Offenlegung (z. B. im Rahmen der Landesplanerischen Fest-
stellung) besteht im Raumordnungsrecht hingegen keine aus-
drückliche Regelung. Die Landesplanungsbehörde sollte Stel-
lungnahmen mit personenbezogenen Daten an den Vorhaben-
träger nur weitergeben, wenn eine Einwilligung i. S. des Arti-
kels 6 Abs. 1 Buchst. a DSGVO vorliegt. Eine solche Einwilli-
gung müsste durch eine individuelle Einverständniserklärung
eingeholt werden. Allein über die Datenschutzhinweise kann
eine allgemeine Einverständnisannahme mit Widerspruchs-
möglichkeit nicht geregelt werden. Liegt keine Einwilligung
vor, sollten Einwendungen vor einer Weitergabe pseudonymi-
siert werden. Alternativ kann eine Weiterleitung in Form einer
Zusammenfassung der Belange in einer Synopse ohne perso-
nenbezogene Angaben erfolgen.

5.4 Erneute Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung bei re-
levanten Änderungen

Ändert der Vorhabenträger im Laufe des Verfahrens die Un-
terlagen, ist bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine erneute Betei-
ligung der Öffentlichkeit erforderlich; diese ist auf die Än-
derungen zu beschränken (§ 22 Abs. 1 UVPG). Die Landespla-
nungsbehörde soll von einer solchen erneuten Beteiligung ab-
sehen, wenn zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen nicht zu besorgen sind. Dies ist insbesondere dann
der Fall, wenn solche Umweltauswirkungen durch die vom
Vorhabenträger vorgesehenen Vorkehrungen ausgeschlossen
werden (vgl. § 22 Abs. 2 UVPG). 

Nach Sinn und Zweck der Beteiligungsvorschriften des
ROG und NROG ist eine entsprechende Öffentlichkeitsbeteili-
gung auch bei nicht-UVP-pflichtigen Vorhaben erforderlich. 

Ferner ist sowohl bei UVP-pflichtigen als auch bei nicht-
UVP-pflichtigen Vorhaben eine auf die Änderungen be-
schränkte Behördenbeteiligung erforderlich, wenn wesentli-

che Änderungen der Verfahrensunterlagen erfolgen und sich
zusätzliche oder andere erhebliche Raumauswirkungen oder
Betroffenheiten ergeben. 

Die Stellungnahmefrist soll auf den gesetzlich (§ 15 Abs. 3
ROG) vorgegebenen Mindestzeitraum von einen Monat be-
schränkt werden.

5.5 Erörterung 

Mit der Einladung zu dem gemäß § 10 Abs. 7 NROG durch-
zuführenden Erörterungstermin ist den dort in den Nummern 1
bis 5 genannten Verfahrensbeteiligten sowie weiteren öffentli-
chen Stellen eine Zusammenfassung der zu erörternden Stel-
lungnahmen zuzuleiten. Über den Erörterungstermin ist eine
Ergebnisniederschrift zu fertigen, die den Beteiligten ebenfalls
zugeleitet wird.

Die Einbeziehung der Öffentlichkeit in den Erörterungster-
min ist nach Raumordnungsrecht entbehrlich. Auch gemäß
§ 18 Abs. 2 UVPG besteht kein Erörterungszwang. Die Lan-
desplanungsbehörde kann den Erörterungstermin für die Öf-
fentlichkeit öffnen; die Bevorzugung bestimmter Adressaten
bzw. Ungleichbehandlungen sind zu vermeiden. Die Landes-
planungsbehörde entscheidet über die Art und Weise der Ein-
ladung und über die Bereitstellung vorbereitender Unterla-
gen. Kostengünstige Möglichkeiten sind zu bevorzugen.

 Gesetzlich nicht vorgesehene, weitere Maßnahmen zur In-
formation und Einbeziehung der Öffentlichkeit zählen nicht
zur Erörterung. Sie sind nur mit Zustimmung des Vorhaben-
trägers möglich, wenn dieser die Kosten unmittelbar selbst trägt.

5.6 Abschluss des Raumordnungsverfahrens mit Landespla-
nerischer Feststellung (§ 11 NROG)

Wird das Verfahren nicht vorher eingestellt (siehe Num-
mer 5.8), ist es mit einer Landesplanerischen Feststellung ab-
zuschließen.

5.6.1 Inhalt der Landesplanerischen Feststellung

Die Landesplanerische Feststellung besteht aus einer schrift-
lichen und einer zeichnerischen Darstellung (in der Regel im
Maßstab 1 : 25 000). Die schriftliche Darstellung gliedert sich
in drei Abschnitte: Ergebnis des Raumordnungsverfahrens
(Tenor, Maßgaben, Geltungsdauer sowie verfahrensrelevante
Ausführungen und Hinweise), Sachverhalt und Begründung.

5.6.1.1 Ergebnis des Raumordnungsverfahrens (einschließlich
Maßgaben)

Zum Ergebnis des Raumordnungsverfahrens zählen zumin-
dest

a) die Landesplanerische Feststellung hinsichtlich der Raum-
und Umweltverträglichkeit des geprüften Vorhabens, im
Fall einer Alternativenprüfung in der Regel mit Bezeich-
nung der Vorzugsvariante,

b) Maßgaben,

c) Befristung der Geltungsdauer,

d) Ausführungen zur Wirkung der landesplanerischen Fest-
stellung,

e) ggf. Hinweise zur weiteren Vorhabenplanung und -reali-
sierung,

f) Hinweise zur etwaigen Kostentragung und -festsetzung so-
wie

g) Hinweis zum erst im späteren Verfahren möglichen Rechts-
behelf.

Ferner sollen schon in diesem Abschnitt der Landesplane-
rischen Feststellung die Rechtsgrundlagen (einschließlich et-
waiger Übergangsregelungen in ROG, NROG und UVPG) be-
nannt werden und auf die Rechtswirkung der Landesplane-
rischen Feststellung für das nachfolgende Zulassungsverfah-
ren hingewiesen werden (siehe Nummer 2.5).

Zentraler Gegenstand der Landesplanerischen Feststellung
ist, ob und ggf. unter welchen Maßgaben das Vorhaben mit
den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist und zu
welchem Ergebnis die Prüfung der Standort- oder Trassenal-
ternativen geführt hat. Zugleich trifft sie die Aussage, inwie-
weit das Vorhaben mit Planungen und Maßnahmen anderer
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Planungsträger abgestimmt werden konnte bzw. noch abge-
stimmt werden muss.

Bei Benennung von Maßgaben ist deutlich zu machen, ob

a) diese auf die Einhaltung nach § 4 ROG zu beachtender Ziele
der Raumordnung oder anderer Rechtsvorschriften gerich-
tet sind, deren Nichteinhaltung einer späteren Zulassung
entgegensteht,

b) sie zur Herstellung oder Optimierung der Umweltverträg-
lichkeit (§ 26 Abs. 1 Nr. 1 UVPG) oder einer weiteren
raumordnerischen Optimierung dienen.

Pauschal gefasste Vorgaben, wonach die Vereinbarkeit mit
Zielen der Raumordnung erst in nachfolgenden Verfahren
nachgewiesen werden soll, erfüllen nicht die an eine Maßgabe
zu stellenden Anforderungen. Die Landesplanerische Feststel-
lung hat selbst auszuführen, ob und in welcher Tiefe Prüffra-
gen bereits abgeschichtet wurden.

Die Landesplanerische Feststellung soll auch eine Aussage
treffen, in welcher Tiefe und mit welchem Ergebnis eine Um-
weltprüfung oder eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchge-
führt worden sind. Soweit bereits deutlich ist, welche Aspekte
dieser Verträglichkeitsprüfungen maßstabsbedingt noch nicht
im Raumordnungsverfahren durchgeführt werden konnten
und somit erst im nachfolgenden Zulassungsverfahren zu be-
arbeiten sind, ist hierauf ebenfalls hinzuweisen.

Die landesplanerische Feststellung kann zwar Hinweise
zum Unbeachtlichwerden von Verfahrens- und Formfehlern
und diesbezüglichen fristgebundenen Rügeerfordernissen ent-
halten. Solche Hinweise können die ordnungsgemäße Auf-
nahme i. S. des § 11 Abs. 4 NROG in den Text der öffentlichen
Bekanntmachung nach § 11 Abs. 3 Satz 3 NROG jedoch nicht
ersetzen (siehe Nummer 5.7).

Bei der Befristung (§ 11 Abs. 2 NROG) kann davon ausge-
gangen werden, dass nach fünf Jahren eine Landesplanerische
Feststellung in der Regel nicht mehr den tatsächlichen Gege-
benheiten entspricht. Es ist die Befristung auf einen festen
Zeitpunkt oder Zeitraum vorzusehen. Die Geltungsdauer sollte
in der Regel nicht von einer auflösenden Bedingung abhängig
gemacht werden — also dem ungewissen Eintritt oder Nicht-
eintritt eines Ereignisses —, wie z. B. der Beantragung eines
Zulassungsverfahrens innerhalb von „x“ Jahren. Nach § 11
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 NROG ist die Frist automatisch ge-
hemmt, solange ein vor Fristablauf eingeleitetes Zulassungs-
verfahren für das Vorhaben nicht bestandskräftig abgeschlos-
sen ist.

5.6.1.2 Sachverhalt

Der Begründung der Landesplanerischen Feststellung ist
eine Sachverhaltsdarstellung voranzustellen; diese umfasst
insbesondere

a) Beschreibung des Vorhabens:

Es genügt eine Kurzbeschreibung anhand der vom Vorha-
benträger vorgelegten Verfahrensunterlagen.

b) Beschreibung des Verfahrensablaufs:

Um den Verlauf des Raumordnungsverfahrens nachvoll-
ziehen zu können, sollte dieser Abschnitt einen kurzen
Überblick über den äußeren Verfahrensablauf enthalten,
insbesondere über

— den Zeitpunkt der Antragskonferenz,

— den Zeitpunkt der Einleitung des Raumordnungsver-
fahrens,

— eine grobe Übersicht über die Verfahrensbeteiligten,

— die Art und Durchführung der Beteiligung (schriftliche
Anhörung, mündlicher Erörterungstermin, Öffentlich-
keitsbeteiligung, Fristsetzungen und ggf. -verlängerun-
gen),

— Untersuchungen, Gutachten und Projektänderungen
während des Verfahrens.

c) Übersicht über die Stellungnahmen aus dem Beteiligungs-
verfahren:

Es genügt eine Wiedergabe der wesentlichen Inhalte der
Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und aus

der Öffentlichkeit in zusammenfassender Form. Die aus-
führlichere Wiedergabe der Inhalte der Stellungnahmen
erfolgt in der Begründung der landesplanerischen Feststel-
lung, wo — auch bezogen auf etwaige Standort- oder Tras-
senalternativen — die Hinweise, Anregungen und Beden-
ken aus den Stellungnahmen zusammenfassend wiederge-
geben werden.

Werden zur Dokumentation und vertiefenden Auseinan-
dersetzung mit den Stellungnahmen aus den Beteiligungs-
verfahren Arbeitsdokumente erstellt, z. B. eine Synopse
der Stellungnahmen, ist an dieser Stelle darauf hinzuwei-
sen, wo diese Dokumente zu finden sind (beispielsweise in
einem Anhang oder auf der Internetseite der Landespla-
nungsbehörde). Nicht pseudonymisierte Stellungnahmen
dürfen in solchen Arbeitsdokumenten nur enthalten sein,
wenn eine Einwilligung Privater zur Offenlegung ihrer
personenbezogenen Daten vorliegt (vgl. Nummer 5.3.5). 

d) Beschreibung der Prüfmethodik, Hinweis auf Datenmate-
rial:

Darzulegen ist beispielsweise, ob die Prüfmethodik ein-
heitlich erfolgt, oder ob sich das zu prüfende Vorhaben in
verschiedene Vorhabenteile gliedert, die sich hinsichtlich
ihrer Auswirkungen auf die einzelnen Raum- und Um-
weltbelange zum Teil deutlich unterscheiden. In einem
solchen Fall kann es, z. B. bei Leitungsausbauvorhaben,
zweckmäßig sein, die abschnittsübergreifenden Auswir-
kungen getrennt von den abschnittsbezogenen Auswir-
kungen zu beschreiben und zu bewerten. Auf die ver-
wendeten Daten und Datengrundlagen und deren Fund-
stellen ist hinzuweisen.

5.6.1.3 Begründung, nachvollziehbare Darlegung der Prüfung,
Behandlung von Arten- und Gebietsschutz

Die Begründung der Landesplanerischen Feststellung soll
nachvollziehbar dokumentieren, wie und warum die Landes-
planungsbehörde zum festgestellten Prüfergebnis gekommen
ist. Sie hat die Beschreibung und Bewertung der raumbedeut-
samen Auswirkungen des Vorhabens zu umfassen, ein-
schließlich derjenigen auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten
Schutzgüter, und soll die raumordnerische Gesamtabwägung
erläutern. Dabei sind bei UVP-pflichtigen Vorhaben die for-
mellen Anforderungen der §§ 24 und 25 UVPG einzuhalten.

5.6.1.3.1 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens

Anhand der Verfahrensunterlagen und der im Beteiligungs-
verfahren eingegangenen Stellungnahmen sowie ggf. durchge-
führter Untersuchungen und eingeholter Gutachten hat die
Landesplanungsbehörde die ermittelten Auswirkungen des
Vorhabens

a) im Hinblick auf die Einhaltung der bestehenden Grundsät-
ze und Ziele der Raumordnung sowie etwaige in Aufstel-
lung befindliche Ziele und

b) auf die sonstigen raumbedeutsamen Planungen, Nutzungen
und Nutzungsansprüche

am Standort bzw. in der Trasse und im Einwirkungsbereich
des Vorhabens zusammenfassend darzulegen. 

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben ist in der Begründung die
o. a. Darlegung der Raumauswirkungen von der zusammen-
fassenden Darstellung nach § 24 UVPG erkennbar zu trennen.
In der zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG sind

a) die raumbedeutsamen Umweltauswirkungen des Vorha-
bens auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten Schutzgüter
einschließlich der Auswirkungen auf bestehende Wechsel-
wirkungen zwischen den Schutzgütern,

b) etwaige Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit
denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausge-
schlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen,

c) Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung oder zum Aus-
gleich erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen sowie

d) geeignete Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur und
Landschaft (soweit auf Ebene des Raumordnungsverfah-
rens erkennbar)

zusammenfassend darzustellen. Entsprechend des Planungs-
stands des Vorhabens im Raumordnungsverfahren werden
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hierbei Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung oder zum
Ausgleich sowie zum Ersatz in der Regel nur in verallgemei-
nernder Form dargestellt, da deren Ausarbeitung erst im
nachfolgenden Zulassungsverfahren erfolgt. Da die UVP mit
einer FFH-Verträglichkeitsprüfung verbunden werden soll,
soweit es nach dem Planungsstand des Vorhabens im Raum-
ordnungsverfahren bereits möglich ist (siehe Nummer 2.3),
sind auch mögliche Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete
darzustellen.

Soweit Standort- bzw. Trassenalternativen geprüft worden
sind, müssen die Auswirkungen auf Raum und Umwelt je-
weils für die einzelnen Alternativen beschrieben werden. Die
Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens ist für die im
Untersuchungsrahmen festgelegten Themenfelder und die im
Raumordnungsverfahren vorgebrachten Belange (z. B. Raum-
struktur, zentralörtliche Funktionen, Freiraumfunktionen,
Land- und Forstwirtschaft, Rohstoffwirtschaft, Verkehr, Ener-
gieversorgung etc.) vorzunehmen.

5.6.1.3.2 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens, raum-
ordnerische Gesamtabwägung

Die Bewertung der ermittelten und beschriebenen raumbe-
deutsamen Auswirkungen des Vorhabens einschließlich der
Standort- oder Trassenvarianten sowie die Bewertung der in
der zusammenfassenden Darstellung beschriebenen raumbe-
deutsamen Umweltauswirkungen stellt die Grundlage für die
raumordnerische Gesamtabwägung dar.

Bewertungsmaßstäbe für die Feststellung, ob das Vorhaben
mit den Erfordernissen der Raumordnung übereinstimmt, sind

a) die Grundsätze nach § 2 Abs. 2 ROG, § 2 NROG sowie die
Grundsätze im LROP und in Regionalen Raumordnungs-
programmen,

b) die Ziele, die im LROP und in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen enthalten sind, sowie

c) die sonstigen Erfordernisse der Raumordnung (z. B. Ergeb-
nisse anderer Raumordnungsverfahren, in Aufstellung be-
findliche Ziele, landesplanerische Stellungnahmen). 

Da das Raumordnungsverfahren zudem der Abstimmung
des Vorhabens mit anderen raumbedeutsamen Planungen
und Maßnahmen (einschließlich kommunaler Bauleitplanun-
gen) dient, sind auch raumbedeutsame Aussagen aus Fachplä-
nen, Verwaltungsvorschriften, Handlungsanleitungen usw.
für die Bewertung der Raumverträglichkeit des Vorhabens
heranzuziehen, soweit dies auf der Maßstabs- und Prüfebene
des Raumordnungsverfahrens und dem Planungsstand ent-
sprechend möglich ist.

Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen er-
geben sich  insbesondere aus umweltrechtlichen Normen (z. B.
des Naturschutz-, Wasser- und Immissionsschutzrechts). Sie
ergeben sich ferner auch aus umweltbezogenen Grundsätzen
des ROG und NROG, aus umweltbezogenen Grundsätzen und
Zielen des LROP und der Regionalen Raumordnungsprogram-
me sowie aus Fachplänen. Bei Bedarf sind weitere, einzelfall-
bezogene Bewertungskriterien von der Landesplanungs-
behörde zu entwickeln, die hierfür auch auf die Stellungnah-
men der zuständigen Fachbehörden zurückgreifen kann.

Die Bewertung der raumbedeutsamen Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens erfolgt zunächst zu den in § 2 Abs. 1
UVPG genannten Schutzgütern und anschließend übergrei-
fend, indem — soweit möglich — etwaige Veränderungen der
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern be-
rücksichtigt werden. Die Bewertung erfasst auch die Auswir-
kungen des Vorhabens auf Natura 2000-Gebiete. § 25 UVPG
fordert ausdrücklich die begründete Bewertung der Umwelt-
auswirkungen auf der Grundlage der zusammenfassenden
Darstellung.

In die raumordnerische Gesamtabwägung werden alle Er-
gebnisse zur Bewertung der raum- und umweltbezogenen
Auswirkungen des Vorhabens, einschließlich der begründe-
ten Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 25 UVPG,
einbezogen. Diese Abwägung hat den Grundsätzen zu folgen,
die von der Rechtsprechung für die Abwägung bei Planungs-
entscheidungen aufgestellt sind. Das heißt: Zunächst müssen

alle auf der Stufe des Raumordnungsverfahrens erkennbaren
raumbedeutsamen Belange in die Abwägung einbezogen wer-
den. Sodann müssen die einzelnen Belange objektiv gewichtet
werden, wobei weder die objektive Bedeutung der einzelnen
Belange verkannt, noch der Ausgleich zwischen ihnen in einer
Weise vorgenommen werden darf, die zur objektiven Gewich-
tigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht.

Bezogen auf einen Alternativenvergleich bedeutet dies bei-
spielsweise, dass grundsätzlich der Umstand der Vorbelas-
tung ebenso wie der Grundsatz einer anzustrebenden Bünde-
lung von Bandinfrastrukturvorhaben in die Gesamtabwägung
einzustellen ist. Bei erheblichen Beeinträchtigungen z. B. des
Arten- und Gebietsschutzes oder des Schutzgutes Mensch
können die hohe Gewichtigkeit der vorgenannten Kriterien
sowie der Planungsgrundsatz, bei Ersatzbauvorhaben vorran-
gig in bestehender geeigneter Trasse zu bauen, jedoch abge-
schwächt werden.

Die Begründung muss diesen Abwägungsprozess dokumen-
tieren und dabei ausdrücklich auch erkennen lassen, wie das
Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung in die Gesamtab-
wägung eingeflossen ist (§ 26 UVPG). 

Neben der Gesamtabwägung und -entscheidung ist auch
jede ggf. erforderliche Maßgabe zu begründen. Die Maßgaben
dienen als Basis für eine raumordnungskonforme Ausgestal-
tung der Vorhabensplanung durch den Vorhabenträger und
als Grundlage für die im Zulassungsverfahren näher auszuge-
staltenden Nebenbestimmungen. Da sich Maßgaben — je
nach Bezugsgegenstand — sowohl auf zwingend einzuhalten-
de rechtliche Anforderungen beziehen können, als auch ledig-
lich gutachterlichen Charakter i. S. eines abwägungserhebli-
chen Belangs haben können (siehe dazu Nummern 2.5 und
5.6.1.1), zählt zur Begründung jeder Maßgabe auch, die mit
ihr einhergehende Bindungswirkung deutlich zu machen (z. B.
dass sie zur Vermeidung eines Verstoßes gegen ein zwingend
zu beachtendes Ziel der Raumordnung notwendig ist). 

Die Begründung der landesplanerischen Feststellung kann
auch auf Hinweise und Anregungen von Verfahrensbeteilig-
ten eingehen, die zwar für die Landesplanerische Feststellung
nicht entscheidungserheblich waren, aber für die weitere
Ausarbeitung der Planunterlagen für das nachfolgende Zulas-
sungsverfahren nützlich sein können. Ausführungen hierzu
sollen in einem gesonderten Abschnitt, getrennt von der Be-
gründung der Maßgaben, erfolgen.

Insbesondere für den Fall, dass mehrere Standort- oder
Trassenalternativen in Bezug auf ihre Raumverträglichkeit
eng beieinander liegen, soll die Landesplanerische Feststel-
lung i. S. einer Rangordnung auch Aussagen zu nachrangigen
raumverträglichen Alternativen enthalten. Empfehlenswert
ist auch eine Aufzählung aller nicht-raumverträglichen Alter-
nativen.

5.6.2 Ausführungen im Fall einer Abschnittsbildung bei Lei-
tungsbau- und Verkehrswegevorhaben

In der Praxis kann es bei größeren linienhaften Infrastruk-
turvorhaben vorkommen, dass das Raumordnungsverfahren
lediglich für einen Abschnitt des Vorhabens durchgeführt
wird. In der Landesplanerischen Feststellung müssen in die-
sem Fall auch Aussagen getroffen werden, ob und inwieweit
das raumverträgliche Zusammenführen der Abschnitte mög-
lich ist. Bei zeitlicher Überlappung von zwei abschnittsbezo-
genen Raumordnungsverfahren ist ferner auf diejenigen
Aspekte einzugehen, die sich — über die Bewertung der ein-
zelnen Abschnitte hinausgehend — auf die Bewertung der
Raumverträglichkeit des Gesamtvorhabens beziehen.

5.7 Bekanntgabe des Ergebnisses

Dem Vorhabenträger sowie den an dem Verfahren Beteilig-
ten ist die Landesplanerische Feststellung zuzuleiten. Beteiligte
sind nur die in § 10 Abs. 4 NROG benannten öffentlichen
Stellen. Der Öffentlichkeit einschließlich der Verbände und
Vereinigungen i. S. des § 10 Abs. 5 NROG wird das Verfah-
rensergebnis durch Auslegung der Landesplanerischen Fest-
stellung in den Gemeinden und die Bereitstellung der Lan-
desplanerischen Feststellung im Internet bekannt gegeben.
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Ergebnisse von Raumordnungsverfahren, die durch untere
Landesplanungsbehörden durchgeführt werden, sind den
oberen Landesplanungsbehörden zur Führung des Raumord-
nungskatasters mitzuteilen (§ 15 Satz 1 NROG). Bei Raumord-
nungsverfahren, die sich auf Standorte oder Trassen für
Infrastruktur beziehen, ist die Landesplanerische Feststellung
auf dem Dienstweg der obersten Landesplanungsbehörde zur
Kenntnis zu geben.

Bei Vorhaben mit grenzüberschreitenden Auswirkungen ist
die Landesplanerische Feststellung auch der zuständigen Be-
hörde des Nachbarstaates zu übermitteln. Zumindest die eigent-
liche Landesplanerische Feststellung (Ergebnis) mit Maßga-
ben, die Teile der Begründung, die sich auf den Umgang mit
den Stellungnahmen aus dem Nachbarstaat beziehen, sowie
die Hinweise zum (späteren) Rechtsschutz gegen die Landes-
planerische Feststellung sind zu übersetzen (§ 57 UVPG).

Die Zuleitung soll vorzugsweise elektronisch und nur in
Ausnahmefällen in Papierform erfolgen.

Ferner ist eine Ausfertigung der Landesplanerischen Fest-
stellung in allen Gemeinden, in denen auch eine Auslegung
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens erfolgt ist, einen Mo-
nat lang zur Einsichtnahme auszulegen. Ort und Zeit der Aus-
legung sind in ortsüblicher Weise öffentlich bekanntzu-
machen. In der Bekanntmachung ist ferner darauf hinzuwei-
sen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nach § 15 ROG und § 10 NROG bei der Durchführung des
Raumordnungsverfahrens, die nicht innerhalb eines Jahres ab
dieser Bekanntmachung schriftlich bei der zuständigen Lan-
desplanungsbehörde geltend gemacht wurde, unbeachtlich
wird (§ 11 Abs. 4 NROG).

Die Auslegung der Landesplanerischen Feststellung und die
öffentliche Bekanntmachung hierüber dienen bei UVP-pflich-
tigen Vorhaben zugleich der Einhaltung der Anforderungen
des § 27 UVPG. Neben den raumordnungs- und kommunal-
rechtlich vorgeschriebenen Bekanntmachungsanforderungen
sind auch die Anforderungen der Zugänglichmachung des In-
halts der Bekanntmachung im zentralen UVP-Portal nach § 20
UVPG i. V. m. § 27 UVPG (https://uvp.niedersachsen.de/portal/)
einzuhalten.

5.8 Einstellung des Raumordnungsverfahrens ohne Landes-
planerische Feststellung

Nimmt der Vorhabenträger von dem Vorhaben, das Gegen-
stand des Raumordnungsverfahrens ist, dauerhaft Abstand, so
stellt die Landesplanungsbehörde das Verfahren ein und un-
terrichtet hiervon die Beteiligten und ggf. die Öffentlichkeit.

Bittet der Vorhabenträger um ein vorübergehendes Ruhen-
lassen des Verfahrens, hat die Landesplanungsbehörde nach
Ablauf eines Jahres zu klären, ob das Verfahren weitergeführt
oder eingestellt werden soll. Hierzu hat sie den Vorhabenträ-
ger schriftlich darauf hinzuweisen, dass sie das Verfahren ein-
stellen und unverzüglich etwaige Kosten festsetzen wird, so-
fern der Vorhabenträger nicht innerhalb eines Monats darlegt,
dass er eine Fortführung des Raumordnungsverfahrens
wünscht. Legt der Vorhabenträger Gründe dar, die grundsätz-
lich eine Weiterführung des Raumordnungsverfahrens recht-
fertigen, ist jeweils nach einem Jahr wie beschrieben erneut
der Fortgang zu prüfen und eine erneute Anhörung durchzu-
führen. Spätestens fünf Jahre nach Vorlage der Verfahrensun-
terlagen für das Raumordnungsverfahren hat die Landespla-
nungsbehörde ein bis dahin ruhendes Verfahren endgültig
einzustellen, weil nach Ablauf dieses Zeitraumes davon aus-
zugehen ist, dass sich die Rahmenbedingungen im Untersu-
chungsraum so verändert haben, dass die bisherigen Verfah-
rensunterlagen und etwaige abgegebene Stellungnahmen kei-
ne ausreichende Beurteilungsbasis mehr bieten.

Gleichermaßen ist zu verfahren, wenn das Verfahren vor-
übergehend deswegen ruht, weil der Vorhabenträger notwen-
dige Verfahrensunterlagen nicht in einem angemessenen Zeit-
raum beibringt oder ergänzt.

Wird die Fortführung des Vorhabens — in gleicher oder
ähnlicher Konzeption — nach Einstellung des Raumordnungs-
verfahrens beabsichtigt, ist das Raumordnungsverfahren neu
einzuleiten und durchzuführen.

6. Durchführung des beschleunigten Raumordnungsverfahrens ohne
UVP (§ 16 ROG, § 12 NROG) 

Die Durchführung eines vereinfachten Raumordnungsver-
fahrens kommt nur für Vorhaben in Betracht, die nicht mit er-
heblichen Umweltauswirkungen verbunden sind; dies sind

a) Vorhaben, die überhaupt nicht dem UVPG oder NUVPG
unterfallen oder

b) potentiell UVP-pflichtige Vorhaben gemäß den §§ 7 bis 14
UVPG, für die nach einer Vorprüfung im Einzelfall
(„Screening“) festgestellt wurde, dass sie im vorliegenden
Einzelfall keine erheblichen raumbedeutsamen Umwelt-
auswirkungen haben.

In den vorstehend unter b) genannten Fällen müssen das
Ergebnis des UVP-Screenings und die maßgeblichen Gründe
gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gemacht werden
(siehe Nummer 4.2), auch wenn für das beschleunigte Raum-
ordnungsverfahren im Übrigen keine Öffentlichkeitsbeteili-
gung erforderlich ist.

Um die mit dem vereinfachten Raumordnungsverfahren
angestrebte Verfahrenserleichterung zu erreichen, kann auf
die Beteiligung einzelner öffentlicher Stellen (§ 16 ROG), auf
die Einbeziehung der Öffentlichkeit und auf eine Erörterung
(§ 12 NROG) verzichtet werden. Eine öffentliche Bekanntma-
chung und Auslegung der Verfahrensunterlagen ist daher
nicht erforderlich. Entsprechendes gilt für die Landesplaneri-
sche Feststellung. Die übrigen Verfahrensregelungen, wie z. B.
über die Antragskonferenz, bleiben unberührt.

Die Hinweise nach § 11 Abs. 4 NROG (Voraussetzungen zur
Geltendmachung etwaiger Verfahrens- und Formfehler und
die Rechtsfolge bei Unterbleiben) sind bei beschleunigten
Raumordnungsverfahren — in entsprechender Anwendung
der sonst für die öffentliche Bekanntgabe geltenden Bestim-
mung — lediglich in die Unterrichtung des Vorhabenträgers
und der am Verfahren Beteiligten über die Landesplanerische
Feststellung nach § 11 Abs. 3 Satz 1 NROG aufzunehmen.

7. Verlängerung der Geltungsdauer der Landesplanerischen Feststel-
lung

Auf Antrag des Vorhabenträgers kann die zuständige Lan-
desplanungsbehörde die Geltungsdauer der Landesplaneri-
schen Feststellung verlängern. Ist die Geltungsdauer bereits
abgelaufen, ist eine rückwirkende Verlängerung weder im
Hinblick auf die vollständige Landesplanerische Feststellung
noch auf einzelne Passagen möglich.

Die Entscheidung über eine Verlängerung der Geltungs-
dauer einer Landesplanerischen Feststellung erfordert eine
vorherige summarische Prüfung, ob und inwieweit sich die
für die Beurteilung im Raumordnungsverfahren maßgeblichen
tatsächlichen Rahmenbedingungen im betroffenen Planungs-
raum (z. B. geschützte Pflanzen- und Tierartenvorkommen)
sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen und Erfordernisse
der Raumordnung (z. B. Festlegungen in Raumordnungsplä-
nen) wesentlich geändert haben und ob es vertretbar ist, das
Ergebnis des Raumordnungsverfahrens noch länger aufrecht
zu erhalten. Die Landesplanungsbehörde kann vom Vorha-
benträger die Vorlage der für diese Beurteilung erforderlichen
Unterlagen fordern.

Die zuständige Landesplanungsbehörde entscheidet anhand
der Gegebenheiten des Einzelfalls darüber, ob sie diese Bewer-
tung allein aufgrund der bei ihr vorliegenden Informationen
treffen kann oder inwieweit sie andere öffentliche Stellen be-
teiligt.

Sind einzelne Ausführungen der Landesplanerischen Fest-
stellung — beispielsweise einzelne Maßgaben oder Teile in
der Begründung — nicht mehr hinreichend aktuell oder ge-
rechtfertigt, ist auf diese im Schreiben zur Verlängerung der
Geltungsdauer ausdrücklich hinzuweisen.

Im Fall einer Hemmung i. S. von § 11 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2
NROG wird der Zeitraum, während dessen die Hemmung
wirkt, nicht in die Geltungsfrist eingerechnet. Die Geltungs-
dauer der landesplanerischen Feststellung verlängert sich in-
sofern um die Hemmungszeit.
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Die Hemmung bezieht sich immer auf die landesplaneri-
sche Feststellung als Ganzes, auch wenn das in der Landespla-
nerischen Feststellung untersuchte „Gesamtvorhaben“ in
räumlichen Teilabschnitten zugelassen wird.

Eine Hemmung ist — z. B. bei abschnittsweiser Zulassung
— auch mehrfach möglich. Dies kann dazu führen, dass eine
Landesplanerische Feststellung formal deutlich länger als fünf
Jahre gültig ist und die fachlichen Feststellungen trotz forma-
ler Gültigkeit inhaltlich veraltet sind; dieser „Widerspruch“ ist
im Rahmen des jeweiligen Zulassungsverfahrens zu berück-
sichtigen. Im Fall solcher veralteten materiellen und rechtli-
chen Rahmenbedingungen, insbesondere wenn bindende Ziele
der Raumordnung geändert worden sind, die im Zulassungs-
verfahren zu beachten sind, soll die Landesplanungsbehörde
ergänzende Hinweise vornehmen.

8. Kosten der Vorbereitung und Durchführung eines Raumordnungs-
verfahrens 

8.1 Kostenpflicht

Die Landesplanungsbehörden erheben Gebühren und Aus-
lagen nach den Bestimmungen des NVwKostG i. V. m. Tarif-
nummer 71 des Kostentarifs zur AllGO in der jeweils gelten-
den Fassung.

Über § 2 Abs. 1 Nr. 1 NVwKostG hinausgehend sind Ge-
meinden, Landkreise und andere Körperschaften des öffentli-
chen Rechts durch spezialgesetzliche Regelung in § 13 NROG
auch dann von der Gebührenpflicht befreit, wenn sie Träger
eines Vorhabens sind, mit dem sie gesetzliche Pflichtaufgaben
erfüllen. Auslagen sind jedoch zu erheben.

Der Vorhabenträger ist bereits im Rahmen der einem Ver-
fahren vorausgehenden Beratung auf die Kostenpflicht hinzu-
weisen und über die Höhe der Gebühren (Festgebühren und
bei Rahmengebühren deren voraussichtliche Höhe) für die
von ihm in Anspruch genommenen Leistungen und Amts-
handlungen zu unterrichten (siehe Nummer 4.1).

8.2 Gebühren

Im Kostentarif der AllGO sind für die Vorbereitung oder
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens Gebührentat-
bestände bestimmt. Für 

a) die allgemeine Beratung und Unterrichtung des Vorhaben-
trägers über die (Nicht-) Erforderlichkeit eines Raumord-
nungsverfahrens (§ 9 NROG),

b)  die Antragskonferenz (§ 10 Abs. 1 NROG) und

c) die Durchführung eines umfassenden (§ 15 ROG i. V. m.
den §§ 10 und 11 NROG) oder eines vereinfachten Raum-
ordnungsverfahrens (§ 16 ROG i. V. m. den §§ 10 bis 12
NROG)

sind zunächst Festgebühren vorgesehen, denen der durch-
schnittliche Zeitaufwand für die Durchführung der mit der je-
weiligen Amtshandlung oder Leistung verbundenen Arbeits-
schritte zugrunde liegt. In diesen Festbeträgen nicht erfasst
sind die im Einzelfall bei einer Antragskonferenz oder im
Raumordnungsverfahren entstehenden, besonderen Aufwen-
dungen durch Ortsbesichtigungen und die bei der Durchfüh-
rung eines Raumordnungsverfahrens ggf. entstehenden, be-
sonderen Aufwendungen für Erörterungstermine. Hierfür
sind daher zusätzlich gesonderte Gebührentatbestände mit
Festgebühr ausgewiesen (Tarifnummern 71.5 und 71.6); Glei-
ches gilt für die Verlängerung der Geltungsdauer einer Lan-
desplanerischen Feststellung (Tarifnummer 71.7). Die im
Regelfall anfallenden Verfahrensaufwendungen wie Reisekos-
ten, Porto, Kopien, Telefonkosten sind pauschaliert durch die
Festgebühr jeweils mit erfasst (vgl. Anmerkung zu Tarifnum-
mer 71).

Durch die Zugrundelegung des durchschnittlichen Zeitauf-
wandes für die Durchführung der mit der jeweiligen Amts-
handlung oder Leistung verbundenen Arbeitsschritte kann es
dazu kommen, dass der tatsächliche Aufwand unter dem Auf-
wand bleibt, der bei Entstehung des Gebührentarifs zugrunde
gelegt wurde. Dies gehört jedoch zum Wesen pauschalierter
Festgebühren und rechtfertigt keine Abweichung von der Er-
hebung der Festgebühren. Nur wenn in atypischen Ausnah-

mefällen der tatsächliche Aufwand in keinerlei angemesse-
nem Verhältnis zur Gebührenforderung läge und hierdurch
eine unbillige Härte entstünde oder es im Einzelfall mit Rück-
sicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kostenschuld-
ners geboten ist, kann eine Prüfung hinsichtlich einer Er-
mäßigung der im Kostentarif bestimmten Festgebühr aus Bil-
ligkeitsgründen (§ 11 Abs. 2 Satz 2 NVwKostG) in Betracht
kommen. Da der Gebührentarif im Fall eines vorzeitigen Ab-
bruchs des Verfahrens jedoch ohnehin bereits Ermäßigungen
vorsieht, besteht für die Anwendung von § 11 Abs. 2 NVwKostG
kaum Raum. Umgekehrt kann in Einzelfällen in der Antrags-
konferenz nach § 10 Abs. 1 NROG oder dem Raumordnungs-
verfahren nach § 15 ROG i. V. m. den §§ 10 und 11 NROG ein
höherer Aufwand entstehen als der bei den Festgebühren zu-
grunde gelegte Durchschnittsaufwand. Auch in diesen Fällen
gilt grundsätzlich die Bindung an die Festgebühren. 

Lediglich für besonders komplexe Verfahren, die mit Aufwen-
dungen verbunden sind, die den typischen Durchschnittsauf-
wand bei weitem übersteigen, sehen die Tarifnummern 71.2.3
oder 71.3.3 des Kostentarifs der AllGO eine zusätzliche Rah-
mengebühr vor. Nach diesen Gebührennummern können
z. B. weit überdurchschnittliche Aufwendungen für beson-
ders zeitaufwändige, ergänzende Beratungsgespräche oder Er-
örterungen (mit dem Vorhabenträger, mit Gutachtern, be-
troffenen Fachdienststellen, Bürgerinitiativen oder anderen),
für die Bearbeitung untypisch hoher Mengen von Stellung-
nahmen und Einwendungen oder für die Berücksichtigung
und Prüfung einer Vielzahl von Planungsvarianten abgegolten
werden.

Aufwand für Veranstaltungen zur Information der Öffent-
lichkeit, die nicht gesetzlich als Teil des Raumordnungsver-
fahrens vorgesehen sind, ist nicht berücksichtigungsfähig.
Daher können weder der personelle Verwaltungsaufwand in
Form von erhöhten Gebühren abgerechnet, noch Sachkosten
der Veranstaltung von der Landesplanungsbehörde verauslagt
werden. Zusätzliche, gesetzlich nicht vorgegebene Informati-
onsformate sind nur möglich, wenn der Vorhabenträger diese
wünscht und bereit ist, hierfür entstehende Kosten von vorn-
herein selbst zu tragen. 

Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der jewei-
ligen Amtshandlung (Beratung, Antragskonferenz etc.) oder
Rücknahme des Antrages (§ 6 Abs. 1 NVwKostG).

8.3 Besondere Auslagen

Aufwendungen (= Auslagen), die zur Erledigung der Auf-
gabe generell notwendig und pauschalierbar sind, wie z. B.
Reisekosten der Beteiligten für Ortsbesichtigungen und Erör-
terungstermine oder Teilnahme an öffentlichen Veranstaltun-
gen sowie für Kopien (z. B. von zu bearbeitenden Stellung-
nahmen, von zu versendenden Protokollen oder der Landes-
planerischen Feststellung), Porto und Telefonkosten, sind
grundsätzlich in der Gebühr nach Tarifnummer 71 enthalten.
Dies gilt nicht für die Aufwendungen der Landesplanungsbe-
hörde für die Erstellung von Gutachten Dritter nach § 10 Abs. 3
Satz 3 NROG oder für die den Auslegungsgemeinden zu er-
stattenden Kosten für öffentliche Bekanntmachungen. Diese
sind in den Gebühren nicht enthalten und deshalb nach § 13
NVwKostG als Auslagen zu erheben (vgl. Anmerkung zu Ta-
rifnummer 71 des Kostentarifs der AllGO). 

Werden vom Planungsträger die Unterlagen für das Beteili-
gungsverfahren nicht in ausreichender Anzahl eingereicht
und müssen — z. B. für die Auslegung — hiervon Kopien von
der verfahrensführenden Behörde erstellt werden, fallen der-
artige Aufwendungen nicht unter den einpauschalierten Ge-
neralaufwand der verfahrensführenden Behörde. Hierfür wä-
ren Kosten nach Tarifnummer 1.1 des Kostentarifs der AllGO
zu erheben.

Auch in den nach § 13 NROG gebührenfreien Verfahren
bleibt die Pflicht bestehen, der Landesplanungsbehörde die
im Verfahren entstandenen, notwendigen Auslagen zu erstat-
ten. Hierunter fallen auch die oben genannten Auslagen, die sonst
schon in die Gebühren einpauschaliert wären. Zwischen Be-
hörden werden Auslagen nach Maßgabe des § 13 NVwKostG
nur erstattet, wenn diese 25 EUR übersteigen.
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Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht
mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages (§ 6 Abs. 2
NVwKostG).

8.4 Kostenbescheid

Bei der Entscheidung, dass der Vorhabenträger dem Grunde
nach die Kosten für das Verfahren bzw. die Verwaltungsleis-
tung zu tragen hat (Kostenlastentscheidung) und über die ge-
naue Höhe der zu zahlenden Gebühren und Auslagen (Kos-
tenfestsetzungsentscheidung) handelt es sich um einen Ver-
waltungsakt. Hierfür ist ein Kostenbescheid erforderlich, der
zu begründen ist (§ 39 VwVfG). In der Begründung sind der
Anlass für die Entstehung der Kostenschuld sowie die Berech-
nung der Gebühren und Auslagen nachvollziehbar darzule-
gen. Fällt neben Festgebühren eine Gebühr aufgrund eines
Rahmengebührentatbestandes an, muss dargelegt werden,
durch welchen Aufwand die konkrete Höhe der Gebühr be-
gründet ist. Der Kostenbescheid ist ferner mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen (§ 37 Abs. 6 VwVfG). 

Die auf den §§ 15 und 16 ROG und den §§ 9 bis 12 NROG
beruhenden Amtshandlungen oder Verwaltungsleistungen,
an die Kostenfolgen geknüpft sind, haben nicht die Qualität
eines Verwaltungsaktes und können nicht unmittelbar Gegen-
stand einer verwaltungsgerichtlichen Anfechtungs- oder Ver-
pflichtungsklage sein. Soweit z. B. die Unterrichtung über das
Absehen von einem Raumordnungsverfahren, die Unterrich-
tung über den aufgrund der Antragskonferenz festgelegten
Untersuchungsrahmen, die Landesplanerische Feststellung
als Ergebnis eines Raumordnungsverfahrens oder die Unter-
richtung über die Einstellung eines Verfahrens in einem
Schriftstück mit den Kostenentscheidungen verbunden wird,
ist deutlich zu machen, dass sich die Rechtsbehelfsbelehrung
ausschließlich auf die Kostenentscheidung bezieht. 

Auf die — separat ergehende — Kostenentscheidung ist in
der zugehörigen raumordnungsrechtlichen Unterrichtung oder
der Landesplanerischen Feststellung hinzuweisen (siehe Num-
mer 5.6.1.1 Abs. 1 Buchst. f).

Um zu vermeiden, dass Einnahmen dem Haushalt verspätet
zufließen oder Zinsverluste entstehen, sind Kostenerhebun-
gen für die verschiedenen im Gebührentarif abgebildeten Leis-
tungen rechtzeitig und vollständig vorzunehmen. Auf eine
rechtzeitige Kostenerhebung ist ferner zu achten, um eine
Verjährung von Kostenansprüchen gemäß § 8 NVwKostG aus-
zuschließen.

9. Zuständige Stellen

9.1 Grundsatz

Die Zuständigkeit für die Durchführung von Raumordnungs-
verfahren liegt bei den unteren Landesplanungsbehörden.

9.2 Bestimmung der zuständigen Stelle bei Berührtsein meh-
rerer Landesplanungsbehörden

Raumbedeutsame Auswirkungen auf den Bereich einer un-
teren Landesplanungsbehörde i. S. des § 19 Abs. 1 Satz 2
NROG liegen nur vor, wenn ihr Gebiet unmittelbar berührt
wird, insbesondere durch Flächeninanspruchnahme für das
Vorhaben. Dies gilt gleichermaßen für die Berührtheit durch
einen Vorzugsstandort bzw. eine Vorzugstrasse wie auch für
die Berührtheit im Rahmen einer etwaigen räumlichen Alter-
native. Mittelbare Auswirkungen, wie z. B. erhöhtes Verkehrs-
aufkommen, weiträumig wirkende Emissionen oder Auswir-
kungen auf die wirtschaftliche Entwicklung, begründen keine
Einbeziehung einer berührten benachbarten Landesplanungs-
behörde bei der Zuständigkeitsbestimmung gemäß § 19 Abs. 1
Satz 2 NROG (in diesen Fällen ist der benachbarten Landes-
planungsbehörde im Zuge der Beteiligung öffentlicher Stellen
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben).

Wird zwischen mehreren unteren Landesplanungsbehör-
den nach § 19 Abs. 1 Satz 2 NROG einvernehmlich oder — im
Fall einer Nichteinigung — seitens der oberen Landespla-
nungsbehörde nach § 19 Abs. 1 Satz 3 NROG die für das Ver-
fahren zuständige Behörde bestimmt, so beteiligt diese die
anderen Landesplanungsbehörden, deren Bereich berührt ist,
am Verfahren. Die mitwirkenden, räumlich betroffenen Lan-

desplanungsbehörden geben eine umfassende Stellungnahme
zur Übereinstimmung des Vorhabens und etwaiger Alternati-
ven mit den für ihren regionalen Bereich bestehenden Erfor-
dernissen der Raumordnung ab, die in die Landesplanerische
Feststellung der zuständigen Behörde einfließt. 

9.3 Zuständigkeit der oberen Landesplanungsbehörde

Im Hinblick auf die Möglichkeit der oberen Landesplanungs-
behörde, das Verfahren gemäß § 19 Abs. 1 Satz 4 NROG an
sich zu ziehen, sollen die unteren Landesplanungsbehörden
frühzeitig den oberen Landesplanungsbehörden über Vorha-
ben von übergeordneter Bedeutung sowie Vorhaben, die den
Bereich mehrerer unterer Landesplanungsbehörden berühren,
berichten. 

Vorhaben von übergeordneter Bedeutung sind z. B. Länder-
grenzen oder große Landesteile übergreifende Planungen so-
wie Vorhaben mit erheblichen landesbedeutsamen Auswir-
kungen. Lediglich Kreisgrenzen überschreitende und auf re-
gionaler Ebene kontrovers diskutierte Vorhaben fallen nicht
hierunter, soweit sie nicht übergeordnete Bedeutung haben.

Die obere Landesplanungsbehörde beim Amt für regionale
Landesentwicklung Weser-Ems ist ferner zuständig für Raum-
ordnungsverfahren, die sich auf Vorhaben im niedersächsi-
schen Küstenmeer beziehen.

Die vorgenannten Zuständigkeiten gelten auch für raumbe-
deutsame Vorhaben des Bundes und bundesunmittelbarer
Planungsträger.

10. Landesplanerische Stellungnahme

Gibt eine Landesplanungsbehörde in anderen Planungs- oder
Zulassungsverfahren gegenüber einer anderen öffentlichen
Stelle (formlos) eine Beurteilung zur Raumverträglichkeit ei-
nes Vorhabens ab, handelt es sich nur dann um eine landes-
planerische Stellungnahme, wenn dieser eine inhaltliche
Prüfung hinsichtlich der Vereinbarkeit eines Vorhabens mit
Erfordernissen der Raumordnung zugrunde liegt. Insoweit ist
der Prüfauftrag vergleichbar wie im Raumordnungsverfahren,
jedoch ohne dass die Ergebnisse eines förmlichen Beteili-
gungsverfahrens landesplanerisch auszuwerten wären. Die
landesplanerische Stellungnahme hat in diesem Fall als son-
stiges Erfordernis der Raumordnung nach § 3 Abs. 1 Nr. 4
ROG gemäß § 4 ROG die gleiche Bindungswirkung wie das Er-
gebnis eines förmlichen Raumordnungsverfahrens (siehe
Nummer 1).

Dienen Äußerungen in einer landesplanerischen Stellung-
nahme der Vermeidung von Rechtsverstößen, ohne die ein
Vorhaben nicht weiterverfolgt oder zugelassen werden darf,
besteht eine Beachtenspflicht. Die Beachtenspflicht gilt kraft
Gesetzes, insbesondere in Bezug auf zwingend einzuhaltende
Verfahrens- oder Formvorgaben, allgemeine rechtliche Vorga-
ben (z. B. Diskriminierungsverbot) oder fachgesetzliche Vor-
gaben (z. B. Artenschutzrecht) sowie in Bezug auf Ziele der
Raumordnung, wenn diese im Zulassungsverfahren gemäß
§ 4 ROG zu beachten sind (vgl. Ausführungen zu Maßgaben
einer Landesplanerischen Feststellung und deren Begründung,
Nummern 5.6.1.1 und 5.6.1.3.2). Soweit es solche gesetzlichen
Beachtenspflichten nicht gibt, unterliegen landesplanerische
Stellungnahmen als sonstige Erfordernisse der Raumordnung
einer Berücksichtigungspflicht gemäß § 4 ROG. Dies gilt insbe-
sondere in Bezug auf  Grundsätze der Raumordnung oder an-
dere Abwägungsbelange. Ein bestimmter Umgang mit ihnen
kann über eine landesplanerische Stellungnahme nicht gefor-
dert werden.

Dem Empfänger ist in Bezug auf jede „Äußerung“ unmiss-
verständlich deutlich zu machen, ob es sich um Ziele sowie
andere zwingend einzuhaltende Vorgaben handelt oder um
zu berücksichtigende Anmerkungen und Bedenken. Allein
der Begriff „Maßgabe“ genügt für diese Unterscheidung nicht.
Für bloße Hinweise ist der Begriff Maßgabe nicht zu verwen-
den. 

Geht es um ein Vorhaben, für das bereits in der Vergangen-
heit ein Raumordnungsverfahren mit einer Landesplaneri-
schen Feststellung abgeschlossen wurde, deren Geltungsdauer
jedoch abgelaufen ist, kann — sofern kein erneutes Raumord-
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nungsverfahren erforderlich ist (siehe Nummer 3) — geprüft
werden, inwieweit einzelne Feststellungen in die landespla-
nerische Stellungnahme übernommen werden können. Inhalte
und Formulierungen einer früheren Landesplanerischen Fest-
stellung können nur dann in eine spätere landesplanerische
Stellungnahme (z. B. im Verlauf eines Zulassungsverfahrens)
übernommen werden, wenn sie sachlich und rechtlich noch
aktuell sind. Eine teilweise Übernahme setzt daher stets vor-
aus, dass geprüft wird, inwieweit

a) das Vorhaben im Laufe des Planungsfortschritts verändert
wurde und sich dadurch andere raumbedeutsame Auswir-
kungen ergeben,

b) frühere Erfordernisse der Raumordnung entfallen sind, sich
geändert haben oder neue hinzugetreten sind,

c) sich raumbedeutsame Veränderungen in dem vom Vorha-
ben betroffenen Raum ergeben haben, z. B. durch Umset-
zung anderer raumbedeutsamer Planungen und Maßnah-
men oder ökologische Entwicklungen, und

d) fachrechtliche Normen, die bei der früheren Beurteilung
mit herangezogen worden waren, entfallen sind oder sich
geändert haben, oder neue Normen hinzugetreten sind.

Eine ungeprüfte Übernahme der Ergebnisse eines früheren
Raumordnungsverfahrens ohne Würdigung zwischenzeitlicher
Modifizierungen des Vorhabens, etwaiger Änderungen der Er-
fordernisse der Raumordnung oder sonstiger Rahmenbedin-
gungen im betroffenen Raum ist nicht zulässig.

Die Zuständigkeit für die Erstellung der landesplanerischen
Stellungnahme entspricht in der Regel derjenigen für Raum-
ordnungsverfahren. Stellungnahmen zu Planungen und Maß-
nahmen im (gemeinde- und kreisfreien) Küstenmeer liegen in
der Zuständigkeit der oberen Landesplanungsbehörde beim
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems. Für einzel-
ne Belange ist auch die oberste Landesplanungsbehörde zu-
ständig, beispielsweise im Hinblick auf in Aufstellung be-
findliche LROP-Ziele oder zur Wahrung von Landesinteres-
sen.

Für landesplanerische Stellungnahmen, die im Rahmen der
Mitwirkung an einem anderen Planungs- oder Zulassungsver-
fahren abgegeben werden, können keine Gebühren geltend
gemacht werden.

11. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 1. 9. 2019 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2024 außer Kraft.

An
die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Städte, Stadt Göttingen
den Regionalverband Großraum Braunschweig
die Ämter für regionale Landesentwicklung
Nachrichtlich:
An die
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1162

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(Vereinfachte Flurbereinigung Calhorner Mühlenbach, 

Landkreis Cloppenburg)

Bek. d. ML v. 12. 7. 2019
— 306-611-2715-Calhorner Mühlenbach —

Das ArL Weser-Ems hat dem ML die Neugestaltungsgrund-
sätze nach § 38 FlurbG für das vereinfachte Flurbereinigungs-
verfahren Calhorner Mühlenbach, Landkreis Cloppenburg, vor-
gelegt. Aus diesen Neugestaltungsgrundsätzen ist der Wege-
und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan
nach § 41 FlurbG zu entwickeln, auf dessen Grundlage der
Ausbau der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen er-
folgt.

Auf der Grundlage dieser Neugestaltungsgrundsätze ist ge-
mäß § 6 NUVPG nach einer allgemeinen Vorprüfung des Ein-

zelfalles gemäß § 5 NUVPG festzustellen, ob für das Vorhaben
— Bau der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen i. S.
des FlurbG — eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen ist.

Diese allgemeine Vorprüfung hat für das vereinfachte Flur-
bereinigungsverfahren Calhorner Mühlenbach ergeben, dass
von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten sind.

Gemäß § 6 NUVPG wird hiermit festgestellt, dass für das
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht.

Diese Bekanntmachung sowie die Begründung kann im In-
ternet unter https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/
und dort über den Pfad „Service w Umweltinformationssysteme
w UVP-Portal w https://uvp.niedersachsen.de/portal w UVP-
Kategorien w Flurbereinigung w Verfahrenstypen w Negative
Vorprüfungen w Vereinfachte Flurbereinigung Calhorner
Mühlenbach, Landkreis Cloppenburg“ eingesehen werden.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1182

Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der „Hildegard Jünemann Stiftung“

Bek. d. ArL Braunschweig v. 29. 7. 2019
— 2.11741/2-72 —

Mit Verfügung vom 9. 7. 2019 hat das ArL Braunschweig
als zuständige Stiftungsbehörde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 24. 6. 2019 und der Stiftungssatzung
vom 27. 6. 2019 die „Hildegard Jünemann Stiftung“ mit Sitz
in Scheden gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt. Die
Anerkennung als kirchliche Stiftung i. S. von § 20 NStiftG
durch das Landeskirchenamt der Evangelisch-lutherischen
Landeskirche Hannovers erfolgte am 18. 7. 2019.

Zweck der Stiftung ist die Förderung von kirchlichen Zwecken
im Bereich der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde
Scheden-Dankelshausen im Zusammenhang mit dem Friedhof
Oberscheden und der Kirchenorgel.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Hildegard Jünemann Stiftung
c/o Herrn Jürgen Thiele
Hainholzweg 23
37085 Göttingen.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1182

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Zweckänderung der Stiftung „Harold Badewien“

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 11. 7. 2019
— 2.02-11741-07 032 —

Mit Schreiben vom 11. 7. 2019 hat das ArL Weser-Ems als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG eine Änderung
des Stiftungszwecks der Stiftung „Harold Badewien“ genehmigt.

Zweck der Stiftung ist nunmehr die Förderung der Rettung
aus Lebensgefahr (§ 52 Abs. 1 Nr. 11 AO) und die Förderung
der Jugendhilfe (§ 52 Abs. 1 Nr. 4 AO) durch die Beschaffung
von Mitteln für die „Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiff-
brüchiger“ und den „Deutschen Kinderschutzbund Kreis- und
Ortsverband Leer e. V.“.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1182
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Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Feststellung gemäß § 5 Abs. 1 UVPG;
Demontage der Masten Nummer A21 und A22

der 110-kV-Hochspannungsfreileitung
Abzweig Altenrheine

Bek. d. NLStBV v. 10. 7. 2019
— P235-05020-76 —

Das Energieversorgungsunternehmen Westnetz GmbH hat
bei der NLStBV — Stabsstelle Planfeststellung — im Rahmen
eines Anzeigeverfahrens gemäß § 43 ff. EnWG einen Antrag
auf Verzicht auf Planfeststellung/Plangenehmigung für das Vor-
haben „Demontage der Masten Nr. A21 und A22 der 110-kV-
Hochspannungsfreileitung Abzweig Altenrheine, Bauleitnum-
mer 1626“ in der Gemeinde Salzbergen, Landkreis Emsland,
gestellt.

Im Rahmen der Entscheidung über diesen Antrag ist gemäß
den §§ 5 und 9 UVPG durch eine allgemeine Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist. Diese Vorprüfung anhand der entscheidungserhebli-
chen Unterlagen hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist, da
bei Beachtung der vom Vorhabenträger vorgesehenen Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen erhebliche nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt nicht zu erwarten sind.

Diese Feststellung wird hiermit bekannt gemacht und ist
nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.
Ihre Begründung nach § 5 Abs. 2 UVPG kann im Internet unter
http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort unter dem
Pfad „Service w Umweltinformationssysteme w UVP-Portal
w https://uvp.niedersachsen.de w UVP-Kategorien w Leitungs-
anlagen und vergleichbare Anlagen w Verfahrenstypen w
Negative Vorprüfungen w Vorprüfungsergebnis 110-kV-Hoch-
spannungsfreileitung Abzweig Altenrheine Demontage Mas-
ten A21 und A22“ eingesehen werden. 

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1183

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Peiner Entsorgungsgesellschaft mbH)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 15. 7. 2019
— BS 19-016 —

Bezug: Bek. v. 22. 3. 2019 (Nds. MBl. S. 712)

Die Firma Peiner Entsorgungsgesellschaft mbH, Woltorfer
Straße 57/59, 31224 Peine, hat mit Antrag vom 4. 1. 2019 die
Erteilung einer Änderungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1
BImSchG für die Änderung der Anlagen zur Holzaufbereitung
und zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, am Standort in
31249 Hohenhameln, OT Stedum, Hildesheimer Straße 15, be-
antragt.

Hiermit wird bekannt gemacht, dass der für

Mittwoch, den 21. 8. 2019, 10.00 Uhr,
im Rathaus der Gemeinde Hohenhameln,

Sitzungssaal,
Marktstraße 13,

31249 Hohenhameln,

angesetzte Erörterungstermin stattfindet (§ 12 Abs. 1 der
9. BImSchV).

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1183

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Synthopol Chemie Dr. rer. pol. Koch GmbH & Co. KG,
Buxtehude)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 22. 7. 2019
— 4.1-CUX026771849/LG 18-075-17 bi —

Die Firma Synthopol Chemie Dr. rer. pol. Koch GmbH &
Co. KG, Alter Postweg 35, 21614 Buxtehude, hat mit Schrei-
ben vom 23. 1. 2019 die Erteilung einer Genehmigung zur we-
sentlichen Änderung einer Anlage zur Kunstharzherstellung
mit 185 000 t/a Produktionskapazität auf dem Grundstück
in 21614 Buxtehude, Gemarkung Buxtehude, Flur 8, Flur-
stücke 22/2 und 23/1, beantragt.

Die beantragte Änderung umfasst folgende Maßnahmen:

— Überführung des baurechtlich genehmigten Tanklagers TL 28
mit einer Lagerkapazität von 500 m³ als Nebeneinrichtung
zur Hauptanlage (Kunstharzherstellung),

— Erweiterung des bestehenden Tanklagers um einen Butyl-
acrylat-Lagertank mit einem Volumen von 50 m³ (TL 271),
so dass sich das Lagervolumen im TL 28 auf 550 m³ erhöht,

— Installation einer Dosiereinrichtung am Lagertank TL 269
zur Zudosierung von Methylacrylsäure zum Hauptrohstoff
HEMA98.

Die Kapazität der Anlage bleibt unverändert bei 185 000 t
pro Jahr.

Mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlage soll unmit-
telbar nach Vorlage der Genehmigung begonnen werden. Für
die Installation der Dosiereinrichtung am Lagertank TL 269
wurde die Zulassung des vorzeitigen Beginns beantragt.

Die wesentliche Änderung der beantragten Anlage bedarf
der Genehmigung gemäß den §§ 10 und 16 BImSchG i. V. m.
§ 1 sowie Nummer 4.1.8 (G/E) des Anhangs 1 der 4. BImSchV.
Es handelt sich dabei um eine Anlage gemäß Artikel 10 der
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 über Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sogenannte Industrieemissions-Richtlinie — (ABl. EU Nr.
L 334 S. 17; 2012 Nr. L 158 S. 25). Ein maßgebliches BVT-
Merkblatt mit Schlussfolgerungen existiert für diese Anlagen-
art derzeit noch nicht. 

Gemäß Nummer 8.1 der Anlage zur ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg die
zuständige Genehmigungsbehörde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Absatz 3
BImSchG öffentlich bekannt gemacht.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens war nach den
§§ 6 bis 14 i. V. m. Nummer 4.2 der Anlage 1 UVPG in der
derzeit geltenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.
Die Vorprüfung hat ergeben, dass keine erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen zu besorgen sind und eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung für das oben aufgeführte Vorhaben
nicht erforderlich ist. 

Aufgrund der Merkmale des Vorhabens und des Standortes
ergaben sich folgende wesentliche Gründe für die Feststellung:

— Im Einwirkungsbereich der Anlage befinden sich keine nach
BNatSchG oder WHG geschützten Flächen. Das nächstge-
legene Naturschutzgebiet und Vogelschutzgebiet „Moore
bei Buxtehude“ liegt mehr als 500 m vom Tanklager TL 28
entfernt. Gefährdungen oder Störungen dieser Gebiete
durch die geplante Erweiterung sind nicht zu erwarten. 

— Das Anlagengrundstück ist planungsrechtlich als Industrie-
gebiet ausgewiesen. Schädliche Umwelteinwirkungen durch
Lärm durch die zusätzlich betriebenen Pumpen und die
unwesentliche Erhöhung des LKW-Verkehrs um 2,3 LKW-
Bewegungen pro Woche sind nicht zu besorgen. Emissio-
nen durch die Tankatmung werden über die thermische
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Abluftreinigungsanlage abgeführt, sodass unzulässige Im-
missionsbelastungen durch Luftverunreinigungen nicht
auftreten werden.

— Die Anlage ist bereits jetzt entsprechend den Vorgaben des
Wasserrechts flüssigkeitsdicht errichtet worden und wird
durch Sachverständige gemäß AwSV bzw. der zugelassenen
Überwachungsstellen (ZÜS) entsprechend der BetrSichV
erstmalig nach der Änderung und danach wiederkehrend
überwacht.

— Die Änderung hat keinen erkennbaren Einfluss auf die
Eintrittswahrscheinlichkeit eines Störfalles und die Folgen
eines Störfalles werden sich aufgrund der geplanten Ände-
rung nicht verschlimmern. Der ermittelte angemessene
Sicherheitsabstand ändert sich nicht.

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststellung
nicht selbständig angefochten werden kann.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV, liegen vom 15. 8.
bis zum 16. 9. 2019 (einschließlich) bei den folgenden Stellen
zu den angegebenen Zeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2,
21339 Lüneburg, Zimmer 0.310 a,

Einsichtmöglichkeit:

montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,

— Hansestadt Buxtehude, Fachgruppe 63, Bauordnung und
Denkmalschutz/Denkmalpflege, Bahnhofstraße 7, 21614
Buxtehude, 1. Obergeschoss, Zimmer 132,

Einsichtmöglichkeit:

montags und mittwochs
in der Zeit von 8.00 bis 12.00 Uhr und

13.30 bis 15.30 Uhr,
dienstags und freitags
in der Zeit von 8.00 bis 12.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 10.00 bis 12.00 Uhr und

13.30 bis 18.00 Uhr,
sowie nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 04161
501-6325.

Diese Bek. und die Kurzbeschreibung sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
über den Pfad „Bekanntmachungen w Lüneburg — Celle —
Cuxhaven“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind während
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 15. 8. 2019 und endet
mit Ablauf des 16. 10. 2019, schriftlich bei den genannten
Auslegungsstellen geltend zu machen. 

Mit Ablauf dieser Frist sind gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5
BImSchG für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen
Titeln beruhen.

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
dem Antragsteller und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rühren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen des Einwenders dessen Name und Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden sollen, wenn diese
zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehörde nach Ermessen, ob ein Erörterungstermin
durchgeführt wird.

Findet der Erörterungstermin statt, werden die form- und frist-
gerecht erhobenen Einwendungen anlässlich dieses Termins am

Mittwoch, dem 30. 10. 2019, um 10.00 Uhr
im Großen Sitzungssaal,

3. Obergeschoss,
Stadthaus Hansestadt Buxtehude,

Bahnhofstraße 7,
21614 Buxtehude,

erörtert.

Der Erörterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
läutern. Die Einwendungen werden auch dann erörtert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erörterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erörterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erörterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemäß
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV öffent-
lich bekannt gemacht wird und die öffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1183

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemäß § 5 UVPG
(Erste Biogas Ocholt GmbH & Co. KG, Westerstede)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 3. 4. 2019
— 31.17-40211/1-8.6.3.2 V; OL19-048-01 —

Die Erste Biogas Ocholt GmbH & Co. KG, Webers Flach 5,
26655 Westerstede, hat mit Schreiben vom 1. 4. 2019 die Er-
teilung einer wesentlichen Änderung einer Genehmigung ge-
mäß § 16 i. V. m. § 19 BImSchG in der derzeit geltenden
Fassung für die Errichtung und den Betrieb eines Flex-BHKW
mit einer Feuerungswärmeleistung von zukünftig insgesamt
2,843 MW am Standort Webers Flach 5, 26655 Westerstede,
Gemarkung Westerstede, Flur 63, Flurstück 44/4, beantragt.

Gegenstand des Antrags sind:

— die Errichtung und der Betrieb einer Verbrennungsmotoren-
anlage mit einer Feuerungswärmeleistung von 1,273 MW
und einer elektrischen Leistung von 526 kW (Nummer 1.2.2.2
des Anhangs 1 der 4. BImSchV),

— die Errichtung und der Betrieb eines Abgaswärmetauschers
und

— der Austausch eines Transformators.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß den
§§ 5 und 9 i. V. m. den Nummern 8.4.2.2 und 1.2.2.2 der An-
lage 1 UVPG in der derzeit geltenden Fassung durch eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für
das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung wurde durchgeführt und hat ergeben, dass
eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben
nicht erforderlich ist.

Bei der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles wurde
festgestellt, dass zwar besondere örtliche Gegebenheiten gemäß
den in Nummer 2.3 der Anlage 3 UVPG aufgeführten Schutz-
kriterien vorliegen, erheblich nachteilige Umweltauswirkungen
aber nicht zu erwarten sind, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei
der Zulassungsentscheidung im Hinblick auf eine wirksame
Umweltvorsorge zu berücksichtigen wären.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1184
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Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Övermöhle Recycling GmbH, Kettenkamp)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 1. 7. 2019
— OL 18-020-01 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma Övermöhle Recycling
GmbH, Im Westerfelde 2, 49577 Kettenkamp, mit Entschei-
dung vom 21. 6. 2019 die Genehmigung zur wesentlichen Än-
derung der bestehenden Abfallbehandlungsanlage gemäß § 16
Abs. 1 i. V. m. § 10 BImSchG, auf dem Betriebsgrundstück in
49577 Kettenkamp, Im Westerfelde 2, Gemarkung Kettenkamp,
Flur 8, Flurstücke 14/15, 14/33, 14/34, 14/35, 14/41 und 14/42,
erteilt. 

Gegenstand des Verfahrens war die Erhöhung der Lager-
und Behandlungskapazitäten sowie die Erweiterung des Be-
triebsgrundstückes. 

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfül-
lung der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG si-
cherzustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antrags-
unterlagen können in der Zeit vom 8. 8. bis zum 22. 8. 2019
(einschließlich) bei folgenden Stellen eingesehen werden:

— Rathaus der Samtgemeinde Bersenbrück, Lindenstraße 2,
49593 Bersenbrück, Zimmer 126, während der Dienst-
stunden,

montags und dienstags
in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr und

14.00 bis 17.00 Uhr,
mittwochs in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr und

14.00 bis 17.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 12.30 Uhr und
nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 05439 96 22 46;

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122  Oldenburg, Zimmer 433, während der
Dienststunden,

montags bis donnerstags
in der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr und
freitags in der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr.

Diese Bekanntmachung und die Genehmigung sind auch im
Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de
und dort über den Pfad „Bekanntmachungen w Oldenburg-
Emden-Osnabrück“ einsehbar.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg, schriftlich angefordert werden.

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt ge-
macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1185

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma Övermöhle Recycling GmbH, Im Westerfelde 2,
49577 Kettenkamp, wird aufgrund ihres Antrages vom 12. 8.
2018, zuletzt geändert am 21. 2. 2019, die Genehmigung zur
wesentlichen Änderung ihrer Abfallbehandlungsanlage erteilt.

Die Genehmigung erfolgt nach Maßgabe dieses Bescheides
und mit den unter Abschnitt II genannten Nebenbestimmungen.

2.^ Gegenstand der Änderungsgenehmigung:
— Erweiterung der Behandlungskapazitäten durch

— Sortierung von Abfällen,
— Einsatz einer Ballenpresse,
— Einsatz einer Brech- und Klassieranlage,
— Einsatz eines Schredders,

— Erweiterung der Lagerkapazitäten und -flächen für
— Nicht gefährliche Abfälle,
— Gefährliche Abfälle,
— Eisen- und Nichteisenschrotten, einschl. Autowracks,

— Umschlag von nicht gefährlichen Abfälle,
— Entzerrung des beengten Betriebsbereichs 

— Erweiterung des Betriebsgeländes um 10.000 m²,
— Errichtung einer rund 2.500 m² großen Lagerhalle.

3. Standort der Anlage ist: 
Ort: 49577 Kettenkamp
Straße: Im Westerfelde 2
Gemarkung: Kettenkamp
Flur: 8
Flurstücke: 14/15, 14/33, 14/34, 14/35, 14/41 und (neu)

14/42
Ost-/Nordwert: 32420170/5026365.

4. In der Anlage sind folgende Kapazitäten zulässig: 
Sonstige Behandlung (Sortierung) von nicht genannten Abfällen
(Nr. 8.11.2.4 V) =1 850t/Tag
— Sortierung 100 t/Tag,
— Ballenpresse 150 t/Tag,
— Brech- und Klassieranlage

(inkl. Vorzerkleinerung) 1 000 t/Tag,
— Schredder 600 t/Tag,

Zeitweilige Lagerung von nicht gefährlichen Abfällen
(Nr. 8.12.2 V) = 36 848,25 t
— Lagerung aus der Sortierung 540,00 t,
— Lagerung aus der Ballenpresse 8 540,00 t,
— Lagerung aus der Brech- und Klassieranlage 25 120,00 t,
— Lagerung aus dem Schredder 980,00 t,
— Lagerung sonstiger nicht genannter Abfälle 1 668,25 t,

Zeitweilige Lagerung von gefährlichen Abfällen (Nr. 8.12.1.1 GE)
— Lager von diversen Abfällen gemäß Positivliste 139 t,

Zeitweilige Lagerung von Eisen- oder Nichteisenschrotten, ein-
schließlich Autowracks (8.12.3.1 G)
— gemäß Positivliste 2 232 t,

Umschlag von nicht gefährlichen Abfällen (Nr. 8.15.3 V)
— Umschlag diverser nicht genannter Abfälle gemäß Positiv-

liste 300 t/Tag.

5. Entscheidungsrelevante Unterlagen
Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-

führten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Bescheides
und liegen diesem zugrunde. 

Ferner sind Bestandteile dieser Genehmigung:
— Positivliste der für die Annahme, Behandlung, zeitweilige

Lagerung und den Umschlag zugelassenen Abfallarten/
Stoffe vom 28. 11. 2018 — Anlage 1.

6. Konzentrationswirkung 
Diese Genehmigung schließt folgende Entscheidungen mit
ein:
— Baugenehmigung nach § 64 NBauO.

Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet be-
hördlicher Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von
der Genehmigung eingeschlossen werden.

7. Kostenentscheidung
Die Kosten des Verwaltungsverfahrens hat die Antragstelle-

rin zu tragen.

VI. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theo-
dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, einzulegen.
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Stellenausschreibung

In der Abteilung 8, Referat 84 (Grundstücksangelegenheiten, Fried-
höfe), des Landeskirchenamtes der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt die unbefristete
Vollzeitstelle der

Sachgebietsleitung „Grundstückswesen, Bauleitplanung 
und Raumordnungsverfahren, Beitrags-

und Leitungsrechtsangelegenheiten“
(BesGr. A 12 oder EntgeltGr. E 11 TV-L)

im Kirchenbeamtenverhältnis oder in einem privatrechtlichen Beschäf-
tigungsverhältnis zu besetzen.

Nähere Informationen finden Sie im Internet unter http://stellen-
lka.landeskirche-hannovers.de.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte mit den üblichen Unterlagen bis
zum 23. 8. 2019 an die Präsidentin des Landeskirchenamtes der Evan-
gelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Postfach 37 26, 30037
Hannover oder per E-Mail an Bewerbungen.lka@evlka.de.

\— Nds. MBl. Nr. 31/2019 S. 1186
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